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Eigentumsvorbehalt: 

Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist die Zeit- 
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Der Verein Aktion Partnerschaft in 
Monheim sucht Gruppen oder Orga- 
nisationen, die über Erfahrungen in 
Auseinandersetzungen mit der GE- 
MA (Gesellschaft für musikalische 
Aufführungs- und mechanische Ver- 
vielfältigungsrechte) verfügen. 1984 
machte die Aktion Partnerschaft zwei 
Musik-Veranstaltungen. Bei der ei- 
nen traten zwei Gitarristen aus Ko- 
lumbien auf, das Eintrittsgeld wurde 
ihnen in voller Höhe zur Förderung 
indianischer Kultur überlassen. Die 
andere war ein Solidaritätsfest für Ni- 
caragua. Zwei Bands spielten ko- 
stenlos, der Erlös ging ohne Abzüge 
als Spende an Nicaragua. Nach eini- 
ger Zeit schickte die GEMA-Bezirks- 
direktion Düsseldorf eine Rechnung 
mit Forderungen von über 250 Mark. 
Nach mehreren Anfragen wurde der 
Betrag zwar auf rund 190 Mark ge- 
senkt, bei Nichtzahlung — so Dro- 
hung der GEMA — würde jedoch der 
doppelte Betrag fällig. Die Monhei- 
mer Dritte-Welt-Gruppe hat vorerst 
die Rechnung bezahlt, um einen 
Rechtsstreit zu vermeiden. Sie bittet 
nun andere Gruppen um Auskunft, 
die sich — womöglich mit Erfolg — 
gegen GEMA-Forderungen gewehrt 
haben. 
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Die Bilder zu dem Artikel „Äthiopisierung“ 
der Hungerberichterstattung der Nr. 124 
stammen von Earthscan, 3 Endsleigh 
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ZUVILITÄR - Friestliche Hiusionen TRANSPORTE - Strahlernier Asphalt 
Die Vorbereitung der bundesdeutschen 
Atomstreitmacht ist von internationaler 
politischer Brisanz. Bonn’s verdeckter Griff 
nach der Bombe wird im Hanauer Pluto- 
niumbunker konkret. 


Die Sondernummer derNEUEN HANAUER 
ZEITUNG "Nuklearzentrum Hanau" bringt 
die Details aus den Fabriken, die das rot- 
grüne Bündnis in Hessen sprengten und 
ein Interview mit Robert Jungk, sowie 
eine Analyse von H. Haenisch zum stra- 
tegischen Tabu: Wie die Bundesregierung 
mit atomarem Rüstungsexport global Po- 
litik betreibt. Weitere Themen sind Ar- 
beitssicherheit, Nuklearbetriebe, Waldster- 
ben durch radioaktive Emissionen u.v.a. . 
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"Aufmarschgebiet Hessen“, eine Sonder- 
nummer von NEUE HANAUER ZEITUNG, 
’"iinks“ und "Odenwälder Mitbürger‘, ver- 
tieft die regionalen Recherchen der ver- 
griffenen Fulda-Gap-Broschüre - "Warum 
ausgerechnet Hessen“ - mit vierzehn Re- 
gionalkarten. Das vernachlässigte Thema 
AWACS, Weltraumwaffen, die Täuschung 
mit den konventionellen Waffen und die 
ökologischen Auswirkungen der Kriegs- 
vorbereitung werden knapp aber präzi- 
se behandelt. 


48 Seiten Din A4 /4 DM (plus Porto) 


Im Paket kosten beide Sondernummern 
zusammen 7,50 DM statt 9 DM. Ab 10 
Exemplare gibt es pro Heft 0.75 DM Ra- 
batt. Bei Einzelbestellungen bitte Vo- 
rauszahlungen mit Scheck, Briefmarken 
oder Überweisung auf das Postgirokonto 
101981-602 / Postgiroamt Frankfurt. 

Porto pro Sendung pauschal 1.50 DM. 


Bestellungen an: NEUE HANAUER 
ZEITUNG, Hauptstr. 48, 6467 Has- 
selroth 1, Tel. 06055/7945. 
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Pazifik 


„...sie haben nicht die Fähigkeit, 
Verantwortung zu übernehmen...“ 


40 Jahre nach Beendigung des 2. Weit- 
krieges, 40 Jahre nach dem Abwurf der 
Atombombe auf Hiroshima und Naga- 
saki, und 30 Jahre nach dem Eintritt 
der Bundesepublik in die NATO ist das 
Pazifik-Jahr. 


Die sich zuspitzenden Auseinanderset- 
zungen um den ANZUS-Pakt, bislang ei- 
nes der stabilsten westlichen Bündnisse, 
haben inzwischen einen Punkt erreicht, 
der das nahe Ende dieses Verteidigungs- 
vertrages ankündigt. Harte Reaktionen 
aus Washington auf die atomwaffenfreie 
Politik Neuseelands ließen nicht lange auf 
sich warten. Inzwischen sind die USA aus 
dem Internationalen Molkerei-Vertrag 
ausgestiegen, der weltweite Minimum- 
preise für Milchprodukte garantiert und 
vor allem für Neuseeland ökonomisch 
vorteilhaft war. 

Darüberhinaus haben die USA eine 
Nachrichtensperre bezüglich geheim- 
dienstlicher militärischer Informationen 
über Neuseeland verhängt, die auch in 
Australien hitzige Debatten in der Presse 
hervorrief. 

„Die amerikanischen Motive sind und 
waren immer klar — die USA demonstrie- 
ren ihren anderen Verbündeten die Nach- 
teile, die durch Vernachlässigung ihrer 
Bündhispflichten entstehen. Amerika wür- 
de keinen Cent für Neuseeland geben, ist 
aber höchst beunruhigt über eventuelle 
Auswirkungen auf die NATO und Japan 
und überhaupt über den sogenannten 
Schneeball-Effekt.“ (Age 2.3.1985) 

Genau diesen Schneeball-Effekt und 
die Ausbreitung des Bazillus der „nuklea- 
ren Allergie“ (als „nukleare Allergie“ wird 
von den Amerikanern die Angst ihrer Ver- 
bündeten bezeichnet, die durch die Sta- 
tionierung von Atomwaffen ein mögliches 
Ziel sowjetischer Missiles sein könnten) 
von der nach Auffassung der Amerikaner 
Australien am stärksten infiziert ist, fürch- 
ten die USA am meisten, so daß sie alles 
tun werden, um diesen Bazillus einzu- 
dämmen bzw. auszurotten. 

In Australiens Medien wird inzwischen 
offen über Bedeutung und Wert des 
Bündnisses mit den USA diskutiert. So 
konnte man im Februar auf der ersten 
Seite der Zeitschrift der australischen 
„Naturwissenschaftler gegen Atomwaf- 
fen“ SANA UPDATE, folgendes lesen: 


„Warum benötigen wir ANZUS? Welche 
Hilfe könnten die USA uns in einem 
Atomkrieg anbieten? ANZUS ist ein Mühl- 
stein um die Hälse Australiens und Neu- 
seelands. Laßt uns der Welt ein viel stär- 
keres Zeichen für die Notwendigkeit der 
nuklearen Abrüstung geben, indem wir 
alle US-Basen und -Einrichtungen aus 


Australien verbannen. Wir können Gott 
danken, wenn ANZUS nicht mehr be- 
steht.“ 

Die Zeitung „Age“ schrieb am 1. März, 
daß „Australien ein Interesse an der Auf- 
rechterhaltung der globalen Stabilität hat 
und die USA in ihrer Abschreckungsstra- 
tegie unterstützt. Das ist aber nicht das 
gleiche, wie die gegenwärtige US-Admi- 
nistration zu unterstützen, die eine zu- 


INDIAN OCEAN 


nehmende nukleare Superiorität über die 
Russen anstrebt... Es ist unfaßbar, daß 
die skandinavischen Staaten auf Geheiß 
der USA gegeneinander Druck ausüben 
würden, und dasselbe gilt für Austra- 
lien... Norwegen ist Mitglied der NATO 
und verfolgt dennoch eine Politik, die das 
Anlegen nuklearwaffen-bestückter Schif- 
fe verbietet, was von seinen NATO-Part- 


nern respektiert wird... In den Jahren 
1972—75 haben die USA das Anlegever- 
bot atomwaffen-bestückter Schiffe (in 
Neuseeland) ohne jegliches öffentliches 
Aufhebens akzeptiert und ohne daß die 
amerikanische Abschreckungsstrategie 
gefährdet wäre — und das gilt auch für 
heute.“ 

Genau dieser Punkt ist die Krux: die 
durch viele Jahre hindurch gültige und 
bewährte Abschreckungsstrategie ist von 
der Reagan-Administraton durch die 
Erstschlagsstrategie ersetzt worden, so 
daß dementsprechend Maßnahmen und 
Initiativen, die die Erstschlagsfähigkeit 
der Amerikaner gefährden, auf das 
schärfste abgelehnt und bekämpft wer- 
den. 


PACIFIC OCEAN 


Von daher unterscheidet sich die Si- 
tuation vor 10 Jahren gravierend von der 
heutigen, so daß Neuseelands atomwaf- 
fenfreie Politik, die von vielen Staaten in 
der für die US-Globalstrategie so bedeu- 
tenden Pazifik-Region befürwortet wird, 
jetzt auf großen amerikanischen Wider- 
stand stößt. 

Auch in Australien ist die Funktion der 
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dortigen US-Basen angesichts der neuen 
Strategien umstritten. Während die Haw- 
ke-Regierung an der Fiktion festhält, daß 
der Northwest-Cape-Stützpunkt, von 
dem aus die USA mit ihren „hunter-Killer- 
U-Booten“ Verbindung halten, die im 
Konfliktfall sowjetische U-Boote zerstören 
sollen, eine abschreckende Funktion hat, 
wird dieser Auffassung sogar von US-Mi- 
litärs widersprochen. So ließ ein amerika- 
nischer Botschaftssekretär verlauten, daß 
die USA ca. 40 „Angriffs“-U-Boote im Pa- 
zifischen und Indischen Ozean haben, die 
von den australischen Kommunikations- 
'basen her befehligt werden. Von einer 
„abschreckenden Funktion“ kann also 
keine Rede sein. 

Ob der 1988 auslaufende Vertrag mit 


den USA über Northwest Cape von seiten 
Australiens verlängert wird, ist noch of- 
fen. Deutlich ist aber, daß die USA alles 
daran setzen werden, die Souveränität 
über diese so relevanten Stützpunkte zu 
behalten. Der Gedanke an eine Wieder- 
holung des Regierungswechsels vor 10 
Jahren, als die  Labour-Whitlam- 
Regierung u. a. wegen der amerikani- 
schen Zweifel an einer Vertragserneue- 
rung über die Spionagestation Pine Gap 
abgesetzt wurde, liegt nicht so fern. 

Angesichts der wachsenden australi- 
schen Anti-Atombewegung mit ihrer im 
Juni vergangenen Jahres gegründeten 
nuklearen Abrüstungspartei (Nuclear Dis- 
armament Party NDP), die bei den letzten 
Wahlen im vergangenen Dezember unter 
dem Motto: Keine Nuklearwaffen, keine 
ausländischen Basen(!), kein Uranabbau- 
und-export, immerhin eine halbe Million 
Stimmen erhielt, sowie angesichts des 
starken Anti-Atom-Flügels seiner Labour- 
Partei, ist Hawke gezwungen, Kompro- 
misse einzugehen. 

So mußte er seine bereits erteilte Zu- 
stimmung für einen US-Luftwaffenstütz- 
punkt in Sydney, von dem die USA ihre 
MX-Flüge in die Tasmanische See beob- 
achten wollten, aufgrund massiver Prote- 
ste in der Öffentlichkeit und in seiner ei- 
genen Partei zurücknehmen. Um den 
Schein als Premier einer Partei, die tradi- 
tionsgemäß eine ausgesprochene atom- 
waffenfreie Politik verfolgt, zu wahren, ist 
Hawke in internationalen Foren ein gro- 
ßer Befürworter eines umfassenden 
Atomtestverbots. 


Atomare Idylle 


Bei den Atommächten, und besonders 
bei der französischen sozialistischen Re- 
gierung, stößt diese Initiative allerdings 
nicht auf positive Resonanz. Ein Atom- 
testverbot würde schließlich das Ende 
der französischen Tests auf dem Muru- 
roa-Atoll bedeuten, und würde die Chan- 
ce der USA, einen erfolgreichen Erst- 
schlag auszuführen, verringern, da die 
„Zuverlässigkeit“ bereits existierender 
Nuklearwaffen nicht länger von Zeit zu 
Zeit erprobt werden könnte. 

Aber auch der Erprobung neuer tech- 


nologisch „besserer“ und „raffinierterer“ 
Atomwaffen wäre durch ein Atomtestver- 
bot ein Ende gesetzt, so daß der ameri- 
kanische Senat die kürzlich freigegebe- 
nen 1,5 Milliarden Dollar zum Bau von 21 
zusätzlichen atomaren MX-Interkontinen- 
talraketen in solch einem Fall sparen 
könnte. 

Nicht nur die Einwohner Französisch- 
Polynesiens würden ein Atomtestverbot 
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begrüßen, sondern ebenfalls die der 
Marshall-Inseln, die zum US-Treuhand- 
gebiet Mikronesiens gehören. Das Kwaja- 
lein-Atoll, (Marshall-Inseln) hat laut einem 
australischen Wissenschaftler wahrschein- 
lich mehr zum Rüstungswettlauf bei- 
getragen als jeder andere Fleck auf der 
Erde und ist das Herz jeder Entwicklung 
des US-Atomwaffen-Arsenals. 

„Auf dem Kwajalein-Atoll ist seit 1964 
praktisch jeder weitere Schritt zum nu- 
klearen Overkill erprobt worden. Sämtli- 
che Interkontinentalraketen mit einer 
Reichweite von über 5000 km — von der 
Nike-Zeus, Minuteman Ill bis zur Trident, 
schlugen zunächst im Pazifik ein, bevor 
sie dem Atomarsenal der USA beigefügt 
wurden.“? 

Im vergangenen Juni wurde vom Kwa- 
jalein-Atoll eine mehrstufige Interkonti- 
nentalrakete vom Typ Minuteman 1 ge- 
zündet und von einer anderen, gestartet 
vom Stützpunkt Vandenburg in Kalifor- 
nien, erstmals vor Eintritt in die Erdatmo- 
sphäre abgeschossen. „Die Einwohner 
von Kwajalein mußten mit dem Beginn 
des Raketentestprogrammes Mitte der 
60iger Jahre die Inseln räumen und auf 
das nahegelegene Eiland Ebeye auswei- 
chen.“? Die 3000 Einwohner Ebeyes, das 
eine höhere Bevölkerungsdichte als Kal- 
kutta aufweist, „leben mit einer biologi- 
schen Zeitbombe, die jederzeit explodie- 
ren kann. Nach Angaben der Weltge- 
sundheitsorganisation WHO übersteigt 


die Zahl der Krankheitserreger in diesen 
Gewässern das Tausendfache dessen, 
was weltweit als erträglich angesehen 
wird. Das Schwimmen im Meer rings um 
Ebeye ist verboten.“* 

Das Betreten Kwajaleins ist den ehe- 
maligen Bewohnern nur gestattet, wenn 
sie dort arbeiten, ein Fotoausweis mit den 
entsprechenden Angaben auf der Brust 
beweist die Legalität des Verweils auf 
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Ebeye. Der nächtliche Verbleib auf Kwa- 
jalein ist den Arbeitern strikt untersagt wie 
auch der Besuch von Restaurants oder 
Kneipen. 

Die rassistische Ideologie, die hinter 
der Diskriminierungspraxis steht, wurde 
1977 von Peter Colemann, dem damals 
amtierenden Hochkommissar des Treu- 
handgebietes Mikronesien, deutlich aus- 
gesprochen: „Obwohl einige der mikrone- 
sischen Arbeiter auf Ebeye die techni- 
schen Fähigkeiten haben mögen, die eine 
Beförderung rechtfertigen würden, haben 
sie nicht die Fähigkeit, Verantwortung zu 
übernehmen und Menschen zu führen, 
besonders keine Amerikaner.“° 

Dieses Jahr endet das Treuhandman- 
dat der USA über Mikronesien. Die Arbei- 
ter lassen keinen Zweifel daran, wie sie 
mit diesem Gebiet verfahren werden, falls 
es einen Weg einschlagen sollte, der „un- 
serer Auffassung nach unsere Verteidi- 
gungsposition antastet.“ Dann „...sind wir 
gezwungen, Maßnahmen zu ergreifen.“® 
Über Details der zu erwartenden Maß- 
nahmen ließ sich der Sprecher des Pen- 
tagon nicht näher aus, doch ist laut Vinke 
die „...Besetzung Grenadas in Mikrone- 
sien als deutliche Warnung der westli- 
chen Führungsmacht begriffen worden.‘ 

Hinweise auf das weitere Schicksal Mi- 
kronesiens enthüllt der 1963 unter der 
Federführung John F. Kennedys und dem 
Ökonomen Solomon (heute Vorsitzender 
der Federal Reserve Bank in New York) 


verfaßte „Solomon-Report“. In diesem 
Papier wird ein umfassender Plan anvi- 
siert, der Mikronesien zu einem Bundes- 
staat der USA macht. Realisiert werden 
soll dieses Konzept durch die „...Akkultu- 
ration der Mikronesier mit Hilfe von Curi- 
cula, in denen die amerikanischen kultu- 
rellen und patriotischen Werte und Sym- 
bole betont werden, sowie durch die Ein- 
stellung zahlreicher Peace-Corps- 
Freiwilliger, die den Prozeß der Ameri- 
kanisierung vorantreiben sollen.“® Neben 
dieser ideologischen Indoktrination sieht 
der Report eine „massive Infusion US- 
amerikanischen Kapitals“ in Mikronesien 
vor, so daß entsprechend dieser Direktive 
in den letzten Jahren 130 Millionen US- 
Dolar per annum nach Mikronesien ge- 
flossen sind. 

„Damit das Plebiszit (über Mikrone- 
siens Zukunft, der Verf.) günstig ausfällt, 
hält die Kommission ein effektives Kapi- 
talinvestmentprogramm vor dem Plebiszit 
für erforderlich, um den Mikronesiern den 
Sinn für Fortschritt zu vermitteln, das das 
tödliche Gefühl ökonomischer Schwäche 
ersetzen soll.“° 

Die Auswirkungen des vielbeschwore- 
nen Fortschritts stammen allerdings aus- 
schließlich von dem Sektor, der in Mikro- 
nesien höchste Priorität hat, dem Militär. 
„Was man von den Eingeborenen ver- 
langt, ist harte Arbeit an den US-Vertei- 
digungsanlagen. Jeden Morgen ruft die 
Sirene zum Einsatz. Die Güterschwemme 
von Bier, Coca-Cola, Konserven und billi- 
gen Verbrauchsgütern verlockt die Einge- 
borenen in eine Abhängigkeit, die sie auf- 
grund ihrere angestammten Lebensge- 
wohnheiten bald auch zu Schuldnern der 
amerikanischen Händler werden läßt, 
vermögen sie doch zwischen ihrem kärg- 
lichen Verdienst und dem freiherumste- 
henden Überangebot der Supermärkte 
keine richtige Relation herzustellen. Die 
Folge ist eine christlich verbrämte Sub- 
kultur entwurzelter Insulaner, die als Ar- 
beitskräfte der Überflußgesellschaft am 


Rande der US-Militärghettos vegetie- 
ren.“'? 

Eine Änderung dieser vom Mili- 
tärsektor durchsetzten und dominierten 
Gesellschaft und ihrer ökonomischen 
Struktur kann wohl nur noch durch einen 
demiilitarisierten Pazifik bewirkt werden. 


Ein Jahr der Entscheidung 


In diesem Jahr wird das Südpazifische 
Forum, dem 14 pazifische Staaten ange- 
hören, den Vertragsentwurf über einen 
atomwaffenfreien und unabhängigen Pa- 
zifik verabschieden. 

Ob eine echte atomwaffenfreie Zone in 
einem für die USA wichtigsten strategi- 
schen Gebiet realisiert werden kann, 
hängt sicherlich zu einem großen Teil von 
der Politik Neuseelands und Australiens 
ab. 

Daß aber auch eine europäische Un- 
terstützung und Solidarität für die pazifi- 
schen Staaten notwendig ist, zeigt das 


Schreiben eines neuseeländischen Arz- 
tes an den Rundbrief der „Ärzte warnen 
vor dem Atomkrieg“: „Wir brauchen alle 
erdenkliche Unterstützung von außerhalb, 
um den Druck westlicher Regierungen, 
besonders der USA, widerstehen zu kön- 
nen. Es wäre für uns hilfreich, wenn Men- 
schen aus Europas Zeichen der Unter- 
stützung des unabhängigen neuseeländi- 
schen Standpunktes hierher senden 
könnten... Dies wird nicht nur die Regie- 
rung beeinflussen, sondern auch diejeni- 
gen unserer Mitbürger, die glauben, wir 
sollten den USA, mit denen wir uns zu- 
sammen mit Australien im ANZUS-Pakt 
befinden, folgen.“ 

Angesichts der zu erwartenden Ent- 
scheidungen in diesem Jahr sollten wir 
uns an den Aufruf von Roman Bedor, ei- 
nem Bürgerrechtler aus der Republik Pa- 
lau, aus dem Jahre 1981 erinnern, in 
dem er an das Ausland appelliert, dem 
Volk Palaus bei seiner Kampagne gegen 
die französischen Atomversuche auf dem 
Muroroa-Atoll in Polynesien zu helfen, 
und gegen den Plan der japanischen Re- 
gierung, ihre atomaren Abfälle im Pazifi- 
schen Ozean zu versenken. 

Nach Ablauf des im Februar 1983 be- 
schlossenen Moratoriums über ein Verbot 
von Atommüllagerung auf dem Meeres- 
boden, ist im Herbst dieses Jahres mit 
der Versenkung von japanischem Atom- 
müll zu rechnen, was das japanische 
Amt für Wissenschaft und Technik kürz- 
lich bestätigte. 

Auch die Europäer sollte an einem 
Verbot der Atommüllversenkung in eines 
der Weltmeere Interesse haben, da evil. 
austretendes Gift nicht nur in den Pazifik- 
raum eindringen, sondern auch andere 
Meere allmählich verseuchen würde. 

Es ist zu hoffen, daß wir durch die in- 
ternationalen Auseinandersetzungen um 
ANZUS und Neuseeland die „Fixierung 
auf Europa überwinden lernen“, wie Petra 
Kelly in einem offenen Brief an die Grü- 
nen und an die Friedensbewegung im 
letzten Herbst schrieb, und daß wir wie 
die Militärs endlich die Erde als Ganzes 
sehen und begreifen und dementsprech- 
end weltweite Solidarität praktizieren. Wir 
sitzen alle auf einem nuklearen Pulverfaß, 
und wenn es explodiert, betrifft es die 
ganze Menschheit. 

Annette Groth 


Anmerkungen 

1) Am 11.11.1975 entließ der Generalgouverneur 
John Kerr die Labourregierung, und zwar genau 
an dem Tag, an dem der damalige Premiermini- 
ster Whitlam androhte, die Aktivitäten der CIA in 
Australien aufzudecken. Darüberhinaus hätte die 
Regierung am 09. 12.75 den USA eine Mitteilung 
über die Souveränität des Gebiets von Pine Gap 
(bedeutender US-Stützpunkt) machen müssen, 
da der Vertrag, der den USA die Souveränität 
über Pine Gap übertrug, am 09. 12.75 verlängert 
werden mußte. Da Unsicherheit über die Er- 
neuerung des Vertrages durch die australische 
Regierung bestand, mußte Whitlam abgelöst 
werden. Nachzulesen in: „Die Destabilisierung 
einer ‚weißen’ Regierung“ bei R. Dhunjibhoy/K. 
Hübner (Hrsg.): „Unterwanderung — Die Dest- 
abilisierungspolitik der USA von Angola bis Nica- 
ragua“, Peter Hammer Verlag, 1983 

2) Hermann Vinke: „Wir sind wie die Fische im 
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Meer, Mikronesien verseucht, verplant, verdor- 
ben“, Arche Verlag, Zürich 1984, S. 137 

3) ebenda 

4) Vinke, S. 143 

5) Entwicklungspolitische Korrespondenz 5/83 „Mi- 
litarismus, Frieden, 3. Welt“, S. 38 R 

6) Southeast Asia Chronicle, Febr. 85 „Pacific Alert: 
Nuclear Arms and the New Militarism, S. 18 

7) Vinke, S. 167 

8) Southeast Asia Chronicle, S. 17 

9) ebenda 

10) Vinke, S. 167/168 
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Hände weg 


vom Asylrecht 


Vor dem 8. Mai 1945 flohen mehrere hunderttausend vom Nationalsozialismus Ver- 
folgte aus Deutschland. Viele fanden den Tod, weil ihnen niemand Asyl gewährte. 
Aus dieser Erfahrung heraus gibt unsere Verfassung politisch Verfolgten das Grund- 
recht auf Asyl. 

40 Jahre danach erleben wir einen Frontalangriff auf dieses Grundrecht. Unter dem 
Vorwand, den „echten“ Flüchtling schützen zu wollen, fordert man, den Begriff des 
politisch Verfolgten einzugrenzen. Durch Änderungen von Verfahrensvorschriften 
soll die Wahrnehmung des Asylrechts erschwert werden. Schlagworte von Asylanten- 
flut, Asylmißbrauch und Schmarotzertum schüren irrationale Ängste in der Bevölke- 
rung. Tatsächlich leben weniger als 90 000 anerkannte Flüchtlinge in unserem Land. 
Auch die gegenwärtige Zahl der Asylgesuche ist im internationalen Vergleich nicht be- 
unruhigend. 

Die Anerkennungszahlen im Asylverfahren widerlegen den generellen Vorwurf des 
Asylmißbrauchs. Im übrigen haben viele abgelehnte Flüchtlinge ein Bleiberecht aus 
humanitären Gründen. 

Die Bundesrepublik und Europa können sich nicht durch eine Politik der geschlosse- 
nen Grenzen und der verschlossenen Augen von internationalen Problemen abschot- 
ten. 

Die Menschenwürde vieler Asylsuchender wird durch jahrelange Verfahren, Zwangs- 
aufenthalte in Sammelunterkünften, Arbeitsverbot und andere Abschreckungsmaß- 
nahmen verletzt. Das trift besonders Familien mit Kindern. 

Im Bewußtsein unserer historischen Verpflichtung gegenüber den Opfern des Natio- 
nalsozialismus rufen wir dazu auf, sich den Angriffen auf Asylrecht und Menschenwür- 
de zu widersetzen. 


Ich unterstütze den Aufruf: 


j 

j 

{PLZ Wohnen) 
| „Hände weg vom Asylrecht" 

ı (Beruf) 
l 

t 

j 

j 

t 

1 


(Vorname/Name) (Unterschrift) 


An: Aktion „Hände weg vom Asylrecht” 


(Straße) Posttach 11.49 
Bonn 1 


Initiatoren; 
amnesty international, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e. V. 
Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. 
Gesellschaft für bedrohte Völker e. V. 
Gustav-Heinemann-Initiative e. V. 
terre des hommes, Deutschland e. V. 
Re. V. Forum für besseres Verständnis zwischen Deutschen und Ausländern 


Wenn wir das Naturverständnis anderer 
Kulturen verstehen wollen, ist es ratsam, 
erst einmal einen Blick auf den Aus- 
gangspunkt, unser eigenes Naturver- 
ständnis zu werfen: 

Der Begriff „Natur“ meint für uns zuerst 
einmal das „Andere“, das „draußen“ ist, 
und erst langsam in einem schwierigen 
gesellschaftlichen Umdenkprozeß „uns 
selber“, als Menschen aus Fleisch und 
Blut. 

Natur wird als das willenlos den „Na- 
turgesetzen“ Unterworfene verstanden, 
das mechanisch funktioniert. Nur das 
Geistwesen Mensch als „Krone der 
Schöpfung“ ist beseelt, die Natur seinem 
Willen „untertan“. Wenn auch diese bibli- 
sche Wendung in letzter Zeit weniger un- 
terdrückerische Interpretationen erfahren 
hat, so ändert dies nichts an der Stellung 
des Menschen: über der Natur, und nicht 
Teil derselben. Natur ist für uns zuerst 
Gegenstand, Gegenstand der Naturwis- 
senschaft, des Naturschutzes, der Aus- 
beutung oder des Haushaltes. 


Was interessiert uns am 
Naturverständnis anderer 
Kulturen? 


Es gibt eine wachsende Zahl von Men- 
schen hier bei uns, denen mehr und mehr 
bewußt wird, daß — von der Ökologischen 
Krise bis zu individuellen Krankheiten — 
vieles mit unserem Verhältnis zur Natur 
zusammenhängt. Sie suchen nach ande- 
ren menschlichen Möglichkeiten des Um- 
gangs mit der Natur und befragen daher 
auch andere Kulturen. Diese Suche 
brachte Büchern wie „Der Papalagi“, „Lu- 
kanga Mukara“ oder der „Rede des 
Häuptlings Seattle“ große Beliebtheit, ob- 
wohl die Authentizität in keinem der Bei- 
spiele gesichert ist. In der Begeisterung 
für diese Literatur schwingt oft die Hoff- 
nung mit, bei anderen — seien es Südse- 
einsulaner, Afrikaner oder Indianer — 
„den einen richtigen Weg“ für uns zu fin- 
den. 
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Ökologie und Dritte Welt 


Die „andere“ Natur 


ein Diskussionsbeitrag 


Und diese Illusion trübt oft den Blick 
für den uns unangenehmen Aspekt der 
„anderen Wirklichkeit“ und verzerren sie 
zur Idylle. Sinnvoll können wir aber die 
Frage stellen: welches Verhältnis zu Na- 
tur ist im gesellschaftlichen Handeln einer 
anderen Kultur für uns erkennbar? Und 
können wir vielleicht von ihr etwas lernen 
und auf uns übertragen und auch über 
uns selbst mehr Klarheit erlangen? 


Das Naturverständnis archaischer 
Gesellschaften 


Würden wir ein Mitglied einer archaischen 
Gesellschaft, das die abendländische Zi- 
vilisation nicht kennt, fragen: „Was ist Eu- 
er Naturverständnis?“, so würden wir nur 
verständnisloses Kopfschütteln zur Ant- 
wort bekommen. Warum? 

Unsere Frage ist ganz von unserem 
Standpunkt und unserer Situation ge- 
prägt. Die ökologische Krise, langsam 
von allen bemerkt, bringt uns dazu — als 
gute Abendländier — nach Ursachen zu 
suchen. Die finden wir sogar in großer 
Vielzahl. Das befriedigt aber nicht unsere 
kulturell vorgegebenen Neigung zu schö- 
nen, einfachen und eleganten Erklärungs- 
mustern. Ein solches ist der Begriff „Na- 
turverständnis“. Als hochgradig abstrak- 
ter Begriff ist er in der Lage, eine Vielzahl 
von konkreten Erscheinungen „auf einen 
Nenner“ zu bringen. Als Ausdruck unse- 
res eher hierarchisch arbeitenden Den- 
kens unterstellt er etwas Reales zu sein, 
aus dem konkretes Handeln der Gesell- 
schaftsmitglieder folgt. Und nun sind wir 
geneigt zu versuchen, angesichts der fa- 
talen Folgen unseres Handelns, einfach 
unser Naturverständnis zu ändern, damit 
sich alles „zum Guten“ wendet. 

Das dieser Vorstellung zu Grunde lie- 
gende Denkmuster und die damit verbun- 
dene Sprechweise ist es, was ein Mitglied 
einer archaischen Gesellschaft nicht oh- 
ne weiteres verstehen kann. Denn es lebt 
nicht in einer naturwissenschaftlich ge- 


prägten Welt voller Gegenstände, voller 
isolierter Individuen, die von einer Umwelt 
umgeben sind, sondern mitten in der Welt 
und nicht durch einen Haufen Abstraktio- 
nen von ihrer direkten sinnlichen Wahr- 
nehmung getrennt (siehe Liedioff 1982, 
Schumacher 1977). 

Zunächst wird dieser Mensch nicht 
verstehen, was wir mit „Natur“ meinen. 
Wenn wir es erklären, alles aufzählen, 
was wir zur Natur rechnen, wird er bald 
den Eindruck bekommen, wir meinten die 
ganze Welt, den Kosmos. Aber was sind 
wir dann? Er wird sich nur als Teil der 
Natur (in unseren Worten) begreifen kön- 
nen, nicht als ein darüber reflektierender 
Geist. Irgendwann, wenn wir wirklich et- 
was von archaischen Kulturen lernen wol- 
len, werden wir aufhören zu fragen und 
erst einmal beobachten und zuhören und 
teilnehmen und uns immer wieder fragen, 
was das, was wir wahrnehmen, für die 
Mitglieder dieser Kultur bedeutet, und 
nicht versuchen in’ unser Kategoriesy- 
stem einzupassen. 

Viele westliche Forscher haben dies — 
mehr oder weniger gut — getan und vie- 
les für uns greifbar notiert. Aus der Blick- 
richtung unserer Frage nach dem Natur- 
verständnis archaischer Kulturen können 
wir daraus — grob vereinfachend — eine 
Reihe von grundlegenden Charakteristi- 
ken herausnehmen. 

In archaischen Gesellschaften sind die 
Menschen Teile der Welt. Sie sind unlös- 
bar fest in sie eingebunden und ihren Re- 
gein unterworfen. Alle lebendigen Wesen 
— Tiere und Pflanzen, oft auch die Erde 
und die Naturgewalten — werden in ir- 
gendeiner Form als beseelt, belebt oder 
von Geistern bewohnt erlebt. Sie sind al- 
so nicht „seelenlose Objekte“, sondern 
eher „lebendige Subjekte“ — und so den 
Menschen ähnlich, verwandt, auch wenn 
sie schrecklich oder gewalttätig sind. Die- 
se Weltauffassung kommt in den Mythen, 
aber auch in allen Handlungen des tägli- 
chen und des nicht alltäglichen Lebens 
zum Ausdruck: 

— Von vielen Indianerstämmen wird be- 
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richtet, daß die Häuptlinge sich, wenn sie 
Verträge abschlossen, in einer Zeremo- 
nie zuerst in alle vier Himmelsrichtungen, 
dann zur Erde und zum Himmel wende- 
ten und dann zu sprechen begannen, als 
ob sie versinnbildlichen wollten, daß der 
ganze Kosmos Zeuge sei. 

— In vielen Kulturen wird der „Geist“ ei- 
nes Tieres „beschwichtigt“, ehe es gejagt 
und getötet wird. 

Und selbst in unserer Kultur sind noch 
Reste solcher Formen des Verhaltens ge- 
genüber der Natur zu finden: vor etwa ei- 
nem halben Jahrhundert wurde folgender 
Brauch, der wohl aus unserer keltischen 
Vergangenheit stammt, in Kärnten 
(Österreich) ausgeübt. „Jeder Baum, er 
zum Schlagen bestimmt war, wurde da- 
vor von den Holzknechten durch ein 
merkwürdiges Zeremoniell geehrt. In fei- 
erlichem Ritual nahmen sie den Hut ab, 
gaben dem Baum einen gängigen Na- 
men, sie tauften ihn gewissermaßen. 
Dann redeten sie ihn namentlich an, ba- 
ten um Verzeihung, daß sie ihn schlagen 
müßten und erhoben ihn so zu einer Indi- 
vidualität. Er nicht mehr ein Baum, son- 
dern der Baum. Erst nach dieser Zeremo- 
nie wurde er geschlagen oder umgesägt.“ 
(Silla-Fuchs, Seite 48) 

Die hier zum Ausdruck kommende Be- 
ziehung zu dem jeweiligen Naturgegen- 
stand ist das genaue Gegenteil unserer 
warenförmigen Beziehung — oder besser 
Nicht-Beziehung — zur Natur. In allen ar- 
chaischen Kulturen wird nur das ange- 
baut, gejagt oder gefischt, was zum eige- 
nen Verzehr oder direkt zum Handel ge- 
braucht wird, aber nicht für einen ab- 
strakten Markt. Das bedeutet, daß es kein 
isoliertes ökonomisches Handeln gibt. Je- 
de Handlung eines einzelnen Menschen, 
der sich in archaischen Gesellschaften 
nicht als isoliertes Individuum, sondern, 
um überhaupt existieren zu können, als 
Teil des Kollektivs erlebt, betrifft immer 
die ganze Welt und hat immer gleichzeitig 
soziale / Ökonomische / juristische / 
religiöse/ästhetische Aspekte (in unserer 
Sprache formuliert). Ein Handel zwischen 
zwei Angehörigen verschiedener Clans 
beispielsweise, kann gleichzeitig sowohl 
Tausch von Waren, als auch Herstellung 
oder Bekräftigung von Beziehungen für 
die Gültigkeit der Tauschregeln, als auch 
Präsentation der eigenen Großzügigkeit, 
als auch unverzichtbare Vorbereitung für 
das konkrete Begehen eines wichtigen 
Feiertages im Jahreslauf, als auch eine 
Art „Show“ für die umstehenden Angehö- 
rigen sein. Pures zweckrationales Han- 
dein, daß nur ein einziges Ziel verfolgt, ist 
für ein Mitglied einer archaischen Gesell- 
schaft nicht vorstellbar. Diese dauernde 
Verflochtenheit in die ganze komplexe 


Vielfalt der Erscheinungen und Regeln’ 


der Welt erscheint uns erst einmal einen- 
gend, irrational und unzweckmäßig. Oft 
wird die Einhaltung vorgegebener Rituale 
zu bestimmten Gelegenheiten, z.B. ent- 
sprechend unserem Erntedankfest pein- 
lich genau überwacht, sei es die Beteili- 


gung und die Handlung eines einzelnen 
wovon es abhängt, ob die nächste Ernte 
wieder gut wird, ob Unheil abgewendet 
werden kann, ob das nächste Jahr richtig 
beginnt. 

Dieser „magisch-mythischen“ Weltauf- 
fassung stehen wir mit unserer wissen- 
schaftlich-rationalen diametral gegen- 
über. Wir haben die Freiheit alles zu tun, 
kein „Aberglaube“ schränkt uns ein, der 
Fortschritt kann sich ungehindert entfal- 
ten. Oder haben wir nur die Grenzen ver- 
schoben? 


Inderin zeichnet magische Symbole ge- 
gen böse Geister vor die Türschwelle 
Foto: Moosbrugger/foto-present 


Wenn wir die Regeln, oft in Form von 
Mythen, Ritualen, Tänzen etc. formuliert, 
die das Jagen, Ernten, Zusammenleben, 
Heiraten, Zahl der Kinder, Bäume fäl- 
len... bestimmen, nicht als Aberglaube 
abtun, sondern als andere Formulierun- 
gen eines ökologischen Verhaltensko- 
dex verstehen, so ist das zwar wieder ei- 
ne abstrakte Beschreibung aus unserer 
Perspektive, aber wir können so wahr- 
nehmen, daß in ihnen oft eine Fülle von 
Erfahrungen mit der Welt in allgemeinver- 
ständlicher und für alle Gesellschaftsmit- 
glieder nachvollziehbarer Weise formu- 
liert sind. 


Das Naturverständnis östlicher 
Hochkulturen 


Um eine Vorstellung der Verschiedenheit 
des Naturverständhisses östlicher Kultu- 
ren gegenüber der unseren zu bekom- 
men, werden wir uns hier — sehr verein- 
facht — den Grundideen des Buddhismus 
zuwenden, die in besonderem Gegensatz 
zu unserer Weltansicht stehen. Dabei 
müssen wir uns allerdings vergenwärti- 
gen, daß unter dem Oberbegriff Buddhis- 
mus eine Viehlzahl sehr unterschiedlicher 
Traditionen auf über einen Zeitraum von 
2500 Jahren auf einem riesigen Kontinent 
zu verstehen sind. 

Im Mittelpunkt des Buddhismus steht 
vor allem die Vervollkommnung des Men- 
schen, also seine innere Entwicklung. 
Das steht im Gegensatz zu unserer ge- 
sellschaftlichen Praxis, die größten Auf- 


wand für die Perfektionierung der äuße- 
ren Welt treibt, unabhängig ob es um die 


Erhöhung des Umsatzes, die Verbreite- 
rung der Medienangebote, die Verlänge- 
rung des Urlaubs oder die Vertiefung des 


Verständnisses molekularbiologischer 
Prozesse geht, immer mit dem Ziel die 
Verbessrung des Lebens voranzutreiben. 

Die Differenz zum Buddhismus ist radi- 
kal und beginnt schon bei der Wahrneh- 
mung. Sind für uns die Dinge, denen wir 
begegnen, mehr oder weniger unvollkom- 
mene Realisierungen einer perfekten 
Idee, so ist für einen Buddhisten das Ge- 
gebene immer vollkommen — was unvoll- 
kommen ist, ist seine Wahrnehmung. Und 
diese gilt es also zu entwickeln. Unsere 
Idee, die Natur zu verbessern, liegt dieser 
Auffassung ganz fern. 

Der Absicht des Buddhismus, Leiden 
zu vermindern, entspricht die Anweisung 
„Mitgefühl mit allen empfindlichen We- 
sen“ zu praktizieren. Und dies hat für den 
Umgang mit Natur grundlegende Folgen: 
Viele Buddhisten, nicht nur Mönche, es- 
sen kein Fleisch, Pflanzen werden nur für 
den Lebenserhalt geerntet und nicht zum 
Vergnügen abgerissen. Rupfte in Tibet 
ein Kind Gras aus, wurde es getadelt, 
daß es doch auch seiner Mutter nicht die 
Haare ausreißen würde. Die Reinkarna- 
tionslehre des Buddhismus macht die 
Verbundenheit des Menschen mit allen 
lebenden Wesen besonders deutlich: 
Auch das kleinste Insekt ist ein beseeltes 
Wesen mit dem Drang nach Vollkommen- 
heit. 

Damit verbunden ist das Fehlen der 
scharfen Grenze zwischen Mensch und 
Natur, wie wir sie bei uns vorfinden. Deut- 
lich wird das z.B. in der Architektur. Der 
Übergang von draußen nach drinnen ist 
in den traditionellen Häusern vieler östli- 
cher Kulturen eher fließend; auch das Kli- 
ma wird nicht „ausgesperrt“. Traditionelle 
Japaner heizen, wenn es kalt ist, nicht ih- 
re Häuser, sondern sich selbst, z.B. 
durch entsprechende Kleidung. Ein gan- 
zes Haus zu heizen käme ihnen überflüs- 
sig und verschwenderisch vor. 

Da aller praktischer Umgang mit Natur 
als Arbeit verstanden werden kann, kön- 
nen an der Bedeutung der Arbeit für den 
Buddhisten einige wesentliche Unter- 
schiede zu uns aufgezeigt werden. Arbeit 
ist für uns eine lästige, aber notwendige 
Tätigkeit, die der möglichst effektiven Er- 
zeugung der für notwendig erachteten 
Produkte dient. 

Für den Buddhisten hat Arbeit mehrere 
Aufgaben: neben der Herstellung der le- 
bensnotwendigen Güter ist sie eine Mög- 
lichkeit zur Entwicklung seiner Fähigkei- 
ten, zur Herstellung von sozialem Zusam- 
menhalt und Überwindung der Ich-Bezo- 
genheit, zu meditativer Versenkung. Die 
Arbeit selbst und nicht allein das Resultat 
ist wesentlich. 

Die Arbeit auch als „Weg“, als „Tao“ — 
zur Vollkommenheit. Zerstückelung der 
Arbeit, Zeitgewinn und Effektivierung auf 
Kosten der Sinnhaftigkeit der Tätigkeit ist 


„Auch ihr könnt den Fortschritt haben!“ 


damit nicht vereinbar, und eine isolierte 
technokratische Anwendung wissen- 
schaftlicher Erkenntnise wie bei uns — 
abgelöst von den sozialen und natürli- 
chen Zusammenhängen — nicht denk- 
bar. Damit ist nicht gesagt, daß die Errei- 
chung großen Wohlbefindens und großer 
Fülle von Gütern prinzipiell abgelehnt 
wird — aber die persönliche Bindung und 
die Abhängigkeit davon, das gierige Ver- 
langen danach, gilt es für den Buddhisten 
abzulegen. 


Ein anderes Naturverständnis bei 
uns 


Die in den beiden letzten Abschnitten 
skizzierte Haltung des Menschen gegen- 
über der Natur scheint sehr verschieden 
von der bei uns herrschenden zu sein. 
Aber auch in unserer eigenen Kultur fin- 
den sich Ansätze zu einer ganzheitlichen 
Sicht der Natur. 

So wird z.B. bei Goethe eine andere 
Haltung gegenüber der Natur sichtbar. In 
seiner Auseinandersetzung mit Newton, 
der die mechanisierte Weltsicht zu dieser 
Zeit ausformulierte, bestand Goethe ge- 
rade auf der Verbundenheit der äußeren 
Phänomene mit der menschlichen Wahr- 


(The Ecologist, August 1970) 


nehmung. Und er forderte dazu auf — 
ebenfalls im Gegensatz zur Haltung des 
„aufblühenden“ Industriezeitalters mit sei- 
ner Utopie der grenzenlosen Machbarkeit 
— „das Erforschliche zu erforschen und 
das Unerforschliche still zu verehren.“ 
Aber auch in den fortgeschrittenen Be- 
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reichen der modernen Naturwissenschaf- 
ten haben sich die Vorstellungen darüber, 
was Natur ist. erheblich von den mecha- 
nistischen Vorstellungen, die unser Indu- 
striesystem durchziehen, entfernt. Das 
bekannteste Beispiel ist hier wohl das 
Buch des theoretischen Physikers Fritjof 
Capra: „Wendezeit“. Aber auch in Biolo- 
gie, Medizin, Psychologie u.a. Bereichen 
sind derartige Veränderungen fest- 
zustlien. 

Fraglos steht unsere Zivilisation heute 

an einem Wendepunkt: die Notwendigkeit 
einer ökologischen Orientierung wird ver- 
bal nur noch selten bestritten. Aber in der 
Praxis lassen sich dann — grob verein- 
facht — zwei Positionen unterscheiden: 
— Die Eine versteht Ökologie als „ange- 
wandte Reparaturwissenschaft“ für das in 
die Krise geratene Industriesystem, das 
so auf einer neuen Qualitätsstufe wieder 
flott und überlebensfähig gemacht wer- 
den soll. 
— die Andere sucht nach einer durchge- 
henden ökologischen Orientierung aller 
Lebensbereiche. Dazu gehört die perma- 
nente Überlegung, was können/sollen/ 
dürfen wir eigentlich als Menschen die- 
ses Planeten? 

Finden sich Vertreter der ersten Posi- 
tion bereits in einigen Vorstandsetagen, 
so ist die zweite Position eher „draußen“ 
zu finden: sie macht auch vor der Proble- 
matisierung der eigenen Subjektivität 
nicht halt; und sie findet sich in unserer 
eigenen, wie auch in anderen Kulturen. 
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Umweltchemikalien 
Auch eine Bedrohung für die Dritte Welt 


Längst wird im Zusammenhang mit 
der Dritten Welt auch über ökologi- 
sche Probleme diskutiert. Hinweise 
über die fortschreitende Umweltzer- 
störung in diesen Ländern liegen 
schon lange vor. In der Bundesrepu- 
blik haben einzelne Aktivitäten wie 
z.B. die Anhörung der GRÜNEN zu 
den Folgen des Pestizidexports im 
Sommer letzten Jahres zu einer in- 
tensiveren Beschäftigung mit der 
Problematik des Chemikaliensatzes 
in der Dritten Welt geführt. Beson- 
ders dramatische Ereignisse wie die 
Katastrophe von Bhopal haben auch 
die Öffentlichkeit zunehmend für die 
Umweltprobleme in Entwicklungs- 
ländern sensibilisiert. 


In einigen hochentwickelten Ländern 
der Erde werden die weitreichenden Fol- 
gen der weltweiten Verbreitung gefährli- 
cher Chemikalien inzwischen erkannt 
oder erahnt. Dieses wachsende ökologi- 
sche Bewußtsein hat zur Verschärfung 
der Umweltgesetzgebung in den westli- 
chen Industrienationen geführt. Zwar sind 
die entsprechenden Auflagen längst nicht 
ausreichend, um die hiesige Umweltkrise 
bewältigen zu können, aber dennoch wird 
der Druck auf einige Industriezweige so 
stark, daß die Verlagerung der Probleme 
in Länder mit geringeren Umweltschutz- 
auflagen zu befürchten ist. 

So geraten leicht Länder der Dritten 
Welt zum Abladeplatz für andernorts als 
bedrohlich eingeschätzte Produktionsver- 
fahren, für ökologisch gefährliche Pro- 
dukte und Abfälle. Schon jetzt hat die 
chemische Umweltkrise die Dritte Welt 
erreicht, ihre Bewältigung muß dort aber 
als noch schwieriger eingeschätzt werden 
als in den Industrienationen. Die Vermitt- 
lung des wissenschaftlichen Informa- 
tionsstandes wäre die Vorbedingung für 
umfassende Kontrolle und Überwachung. 
Nationale Gesetzgebung und internatio- 
nale Zusammenarbeit in der Problembe- 
arbeitung wären weitere Schritte, die aber 
nicht zuletzt von dem herrschenden 
Machtgefälle zwischen Erster und Dritter 
Welt bestimmt werden. 


Was sind Umweltchemikalien? 


Bei den beiden Begriffen „Umwelt“ und 
„Chemikalien“ entsteht leicht der Ein- 
druck, daß es sich bei ihrer Verbindung 
zu Umweltchemikalien immer um eine 
Gefahr handeln muß. Demzufolge gelten 
Umweltchemikalien dem Laien grund- 
sätzlich als giftig. Das entspricht aber 
nicht dem Wortsinn: 


— „Als Umweltchemikalien gelten chemi- 
sche Substanzen, die durch menschliche 
Tätigkeit — beabsichtigt oder unbeab- 
sichtig — in die Umwelt gelangten oder 
als Folge menschlicher Tätigkeit in der 
Umwelt entstehen.“ '— 


Der überwiegende Teil der weltweit be- 
nutzten Chemikalien gelangt zumindest 
zum Teil auch in die Umwelt. Man schätzt 
die Zahl der in der Bundesrepublik indu- 
striell erzeugten Stoffe auf etwa 50.000 
Nebenprodukte, die bei der Herstellung 
„abfallen“, sind dabei nicht eingerechnet. 

Auch die Zahl der Chemikalien, die 
Ländergrenzen überschreiten, ist kaum 
zu übersehen. Betrachtet man die Men- 
ge, Verbreitung und ökologische Wir- 
kung, so sind die folgenden Stoffgruppen 
bedeutend: 

— Agrochemikalien, die direkt in die Um- 
welt eingebracht werden 
— Industriechemikalien, die über Abluft, 

Abwasser, Abfall und Produkte in die 

Umwelt gelangen 
— Pharmazeutika, für die Umwelt vor al- 

lem wegen der Abfälle bedeutsam, die 

Wirkung auf die Menschen steht im 

Vordergrund 
— radioaktive Stoffe, die als Rohmaterial 

(Erz), Prokukte (Bomben, Brennstäbe, 

Uranhexafluorid) und Abfall, Strahlen 

und Spaltstoffe abgeben. 

Verbreitet werden diese Substanzgrup- 
pen in unterschiedlichen Formen. Es 
handeln sich sowohl um reine Stoffe (wie 
Wirkstoffe von Pflanzenbehandlungsmit- 
teln) als auch um Gemische (wie han- 
delsfertige Pestizide mit ihren Zusatz- 
und Hilfsstoffen) oder auch um mehr oder 
weniger konzentrierte Verunreinigungen 
(wie Rückstände von Pflanzenbehand- 
lungsmitteln in landwirtschaftlichen Pro- 
dukten). 

Während der Handel mit Chemikalien 
prinzipiell zu erfassen und damit auch zu 
kontrollieren wäre (was allerdings kaum 
geschieht), so kann der Mensch die Aus- 
breitung insbesondere schwer abbauba- 


rer (persistenter) Stoffe nur sehr begrenzt 
überwachen, wenn sie einmal in den Ver- 
kehr gebracht worden sind. Das Beispiel 
des DDT zeigt, wie weit die internationale 
Verbreitung einer Chemikalie im Extrem- 
fall gehen kann. Über Wasser und Luft, 
über den Handel mit verseuchten Futter- 
und Nahrungsmitteln und über die Anrei- 
cherung in der Nahrungskette ergab sich 
eine annähernde Gleichverteilung auf 
dem Globus (mit einigen Spitzen). So ist 
DDT heute nicht nur in Lebensmitteln, in 
menschlichen Fettgeweben und in Ge- 
wässern vorhanden, sondern auch in Fi- 
schen, die ihr Leben unter dem ewigen 
Polareis verbracht haben. 


Die Entwicklung der 
Chemikalienproduktion 


In den letzten zwei Jahrzehnten ist der 
Umfang der Chemieproduktion erheblich 
gesteigert worden. In den westlichen In- 
dustriestaaten hat sich der Chemikalien- 
verbrauch pro Kopf drastisch erhöht, die 
Zuwachsrate liegt für die Bundesrepublik 
im Zeitraum 1963-1979 bei ca. 600 %. In 
der Bundesrepublik liegt (neben den 
USA) auch der Schwerpunkt der Welt- 
Chemie-Konzerne. Nirgends in der Welt 
ist die Chemiedichte höher als in der 
BRD, wo sich die IG-Farben-Nachfolger 
BASF, Bayer und Hoechst den Markt ge- 
teilt haben. Diese großen deutschen Che- 
mieunternehmen, die eine Vielzahl von 
Tochterfirmen und Konzernanteilen in der 
ganzen Welt besitzen, haben trotz der 
anhaltenden Wirtschaftskrise ihren Um- 
satz 1983 und 1984 um zweistellige Pro- 
zentzahlen steigern können. Dabei sind 
sie ständig bestrebt, ihren Auslandsanteil 
am Gesamtumsatz zu steigern — mit Er- 
folg (s.Tabelle ) 

Der Auslandsanteil setzt sich aus Ex- 
porten der Inlandsgesellschaften und der 
Produktion der Auslandsgesellschaften 
zusammen. Etwa 40% des Weltumsat- 
zes von Hoechst stammen heute aus der 
Produktion im Ausland, den gleichen An- 


Entwicklung der Unternehmenskennzahlen der 
großen deutschen Chemiekonzerne? 


Umsatz* 
(in Milt. DM) 
1983 1984 


27687 32425 
27355 30815 
25831 30073 
3133 3609 
2818 3159 
215 2596 


* jeweils vom 1.1. bis 30.9. 


Unternehmen 


Bayer 
Hoechst 
BASF 
Schering 
Boehringer 
Rütgers 


Veränderung in % 
(gegenüber Vorjahr) 


Auslandsanteil in % 
(vom Gesamtumsatz) 
1983 1984 


+171 76 79 
+12,6 74 75 
+16,4 58 58 
+15,2 80 81 
+12 76 77 
+23 31 35 


teil bringt der Konzern für Investitionen im 
Ausland auf. Knapp 20% der Ausland- 
sproduktion haben ihren Ursprung in den 
Entwicklungsländern Lateinamerikas, 
Asiens und Afrikas, die Firmenschwer- 
punkte liegen nach wie vor in der EG und 
den USA.? 

Trennt man bei der Betrachtung der 
Gesamtproduktion nach den hergestell- 
ten Produkten, stellt man — soweit Daten 
verfügbar sind — Verschiebungen in der 
Bedeutung der Weltregionen fest. Für 
Hoechst ist der Sektor „Agrochemikalien“ 
ein typischer Schwerpunkt der Produktion 
in Entwickiungsländern. Die meisten Inve- 
stitionen des Konzerns gehen nach In- 
dien, Pakistan, Brasilien und Kolumbien?. 
Die Veränderung von Produktionsschwer- 
punkten bezogen auf Länder ließe sich 
anhand der Exportstatistik der deutschen 
Firmen nachvollziehen, wenn dort Pro- 
dukte konkret erfaßt wären. Leider ist das 
nicht der Fall, so daß man auf Ein- 
zelfallbetrachtungen angewiesen ist, 


wenn man die Bedeutung der Dritten Welt 
für die Herstellung einzelner Produktions- 
bereiche herausarbeiten will. 

Beispielhaft für das Auslandsengage- 
ment (ein schönes Wort für die Verlage- 
rung der Produktion) deutscher Multis ist 
die Produktion von Pflanzenbehandlungs- 
mitteln. Global betrachtet stieg der Export 
von Schädlingsbekämpfungsmiitteln allein 
zwischen 1970 und 1980 von 4 Mrd. 
US-$ auf 26 Mrd. US-$, so Peter Sand 
von UNEP (United Nations Environmental 
Programme) in Nairobi*. In der BRD wer- 
den von den hier hergestellten Wirkstof- 
fen schon 98% exportiert, also fast die 
gesamte Produktion. Gleichzeitig stag- 
niert der Absatz auf dem westeuropäi- 
schen Markt, woran das gestiegene Um- 
weltbewußtsein einen maßgeblichen An- 
teil hat. Zudem ist in Europa auch die 
Grenzbelastung der Landwirtschaft er- 
reicht, hohe Behandlungsquoten (in kg 
Wirkstoff pro Hektar Fläche) und der pa- 
rallele Rückgang der landwirtschaftlich 
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genutzten Fläche lassen keine Steige- 
rung des Wirkstoffabsatzes zu. Bei den in 
unserem System zwangsläufigen expan- 
sionistischen Bestrebungen der führen- 
den Pestizidhersteller heißt die Konse- 
quenz, den Absatz in der Dritten Welt zu 
steigern. 


Produktionsverlagerung aus 
Umweltschutzgründen? 


Die Herstellung von Pestiziden in der Drit- 
ten Welt ist nur konsequent, finden die 
Multis dort doch neue Märkte, billige Ar- 
beitskräfte und laschere Umweltschutz- 
bestimmungen vor. Für den Agrarsektor 
sind zusätzlich die Produktion von Dün- 
ger und Futterzusatzmitteln in Entwick- 
lungsländern von Bedeutung. Daneben 
sind bisher vor allem Anlagen für phar- 
mazeutische Produkte exportiert worden. 
Schwellenländer wie Indien, Brasilien, 
Türkei oder Iran setzen darüberhinaus 
auf den Import der Atomtechnologie. 
Auch sind 1984 Pläne der deutschen 
Atommafia bekannt geworden, brisanten 
Atommült nach dem St.-Florians-Prinzip 
anderen Ländern zu überlassen: Die 
Volksrepublik China erklärte sich interes- 
siert, eine sogenannte Endlagerstätte in 
der Wüste Gobi zu errichten. Exportge- 
schäfte im Bereich der Atomtechnologie 
sind durch den jeweils immensen Investi- 
tionsumfang und die Diskussion über die 
Gefahren der Verbreitung von Atomwaf- 
fen in weiten Kreisen der deutschen Öf- 
fentlichkeit bekannt. Zur Verhinderung 
des Exports hat das allerdings nicht bei- 
tragen können, allenfalls größere Vorsicht 
bei den betreffenden Unternehmen ist die 
Konsequenz. 

Die Verlagerung anderer Produktionen 
in Dritte-Welt-Länder findet demgegen- 
über kaum öffentliches Interesse. Nur 
wenn Betriebe der BRD durch behördli- 
che Auflagen in punkto Umweltschutz be- 
troffen sind, wird die Vorgehensweise der 
Industrie in Ansätzen sichtbar. Die Argu- 
mentation wird zunächst emotionalisiert, 
mit der ebenso falschen wie zugkräftigen 
Behauptung „Umweltschutz vernichtet 
Arbeitsplätze“ sollen staatliche Stellen 
zur großzügigen bis fahrlässigen Ausle- 
gung von Gesetzen gedrängt werden. Die 
Verlagerung der Produktionsstätte ins 
Ausland steht dann neben dem angebli- 
chen Arbeitsplatz- und Umsatzverlust als 
Drohung im Raum. So drohte die in Ham- 
burg angesiedelte Norddeutsche Affinerie 
(„Affi“) mit der Einstellung der Produktion 
und der Verlagerung nach Australien, 
nachdem der öffentliche Druck aufgrund 
des Arsenskandals erhebliche Senkun- 
gen der Emission des Werkes geforder- 
ten hatte. An anderer Stelle, aber aus 
ähnlichen Gründen, warnte der Verband 
der Industriellen Kraftwirtschaft vor der 
Verschärfung der gesetzlichen Auflagen 
zur Luftreinhaltung. Sonst müßte auf- 
grund von Wettbewerbsverzerrungen mit 
der Auslagerung energieintensiver Pro- 
duktionen ins Ausland gerechnet werden. 
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Meist reichen die Drohungen aus, um 
neue Auflagen zu verhindern oder Geset- 
ze erst gar nicht zustande kommen zu 
lassen. Klappt die Masche aber doch mal 
nicht, so werden eben die Konsequenzen 
gezogen: Der Chemiemulti Hoechst ver- 
lagerte die DDT-Produktion eben ins Aus- 
land, nachdem Produktion, Vertrieb und 
Anwendung in der Bundesrepublik ge- 
setzlich untersagt wurden. 1972 verab- 
schiedete man das deutsche DDT-Ge- 
setz, in Brasilien produzierte Hoechst 
noch bis 19828, 

Mit dem Skandal um die Hamburger 
Betriebsstätte des Pestizid-Produzenten 
Boehringer Ingelheim kochte in 1983 und 
1984 die Dioxin-Problematik hoch. Aufla- 
gen der Hamburger Umweltbehörde 
zwangen die Firma schließlich, die Giftkü- 
che an der Alster zu schließen. Der Wirk- 
stoff wird wie selbstverständlich weiterhin 
von dem Konzern vertrieben, auch in der 
Bundesrepublik. Die Abfallprobieme, die 
der Hamburger Behörde für drastische 
Maßnahmen gereicht hatte, sind nun ver- 
lagert — etwa nach Frankreich (Fa. Rhö- 


Risikobetrachtungen nur für den ein- 
zelnen Menschen anzustellen. Da wird 
ein „zumutbares“ individuelles Risiko 
festgelegt, während gesellschaftliche Ri- 
siken nicht Gegenstand der Diskussion 
sind. Angesichts der unzähligen unge- 
klärten Zusammenhänge in Ökosystemen 
kann das leicht fatale Folgen haben. Wirt- 
schaftliche Interessen beherrschen die 
Entscheidungen, informierte Politiker ver- 
schließen die Augen oder hoffen auf na- 
turwissenschaftliche Wunder. 

Gerade in den Ländern der Dritten 
Welt versteht man unter dem Begriff der 
Ökologie nichts anderes als eine Bremse 
für die wirtschaftliche oder soziale Ent- 
wicklung. Schließlich setzt man dort häu- 
fig auf den Import westlicher Technolo- 
gien, ob sie sich nun überlebt haben oder 
nicht. Die Bestrebungen zur Autarkie auf 
dem Sektor der industriellen Produktion 
zwingen zu Ansiedlungen westlicher Mul- 
tis. Vordergründig gesehen können Um- 
weltschutzauflagen die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der Länder als Pro- 
duktionsstandorte verschlechtern. Bleibt 


Gemessen an den toxiko- 
logischen Vorschriften für 
Pflanzenschutzmittel ist die 
Prise Salz auf dem Früh- 
stücksei gar nicht so 
harmlos. 


Bild und Text aus einer 
Broschüre des 
Industrieverbands Pflanzen- 
schutz- und Sachädlingsbe- 
kämpfungsmittel e. V., 
Frankfurt 


ne-Poulenc), von wo Boehringer den dio- 
xinträchtigen Wirkstoff Lindan nun be- 
zieht. Und demnächst wird die So- 
wjetunion betroffen sein, dort entsteht ei- 
ne neue Lindan-Produktionsstätte. Boeh- 
ringer selbst investiert mehr denn je im 
Ausland, da die deutschen Anlagen die 
Exportmengen kaum noch bewältigen 
können?. In «der Bundesrepublik ist der 
Firma das Risiko für neue Investitionen in 
die Pestizidproduktion zu hoch, nicht das 
ökologische, sondern das unternehmeri- 


sche Risiko angesichts der Umwelt- 
schutzauflagen, versteht sich! 
Methylisocyanat, das im indischen 


Bhopal im Dezember vergangenen Jah- 
res tausenden von Menschen das Leben 
kostete, produziert der deutsche Konzern 
Schering im kolumbianischen Bogota. 
Dort entstehen auch die in der Bundesre- 
publik verbotenen Pestizide Aldrin, Chlor- 
dimeform und Heptachlor. 

Bei diesem Vorgehen, der Verlagerung 
von Produktionen und Umweltproblemen 
in Länder der Dritten Welt, ist es üblich, 


man bei der heute üblichen riskanten 
Freizügigkeit, so wird sich ein eindeutiger 
Standortvorteil für die Dritte Welt erge- 
ben, der folgende Gründe hat: 

— Kosteneinsparungen bei Lohn, Trans- 
port, Energie, Rohstoffen, Produktion, 
Umweltschutzmaßnahmen, Sicherheits- 
maßnahmen, Verfügbarkeit von Rohstof- 
fen und Arbeitskräften 

— Umweltgesetzgebung (Verbote und 
Kontrollen) 

— (Größe des Binnenmarktes). 


Verzögerte Wirkungen: 
Bumerang-Effekte 


Häufig wird im Zusammenhang mit dem 
Export gefährlicher Pestizide in die Dritte 
Weit von einem Kreislauf der Gifte ge- 
sprochen. Dieser, aus dem englischen 
„eircle of poison“ abgeleitete Begriff geht 
an den tatsächlichen Gegebenheiten vor- 
bei. Man sollte besser vom Bumerang-Ef- 
fekt reden, denn schließlich werden ex- 
portierte Problemstoffe über Nahrungs- 


mittel reimportiert, ohne daß ein erneuter 
Import stattfindet. Der Bumerang trifft 
dann die europäischen Verbraucher in 
Form DDT-belasteter Lebensmittel oder 
HCH-verseuchter Kuhmilch. Aber auch 
das nahrungsmittelexportierende Ent- 
wicklungsland kann von der Fiugbahn 
des Bumerang schmerzlich getroffen 
werden: Völlig zu Recht wies kürzlich die 
Bundestagsabgeordnete Schmedt (SPD) 
darauf hin, daß der EG-Agrarmarkt mit 
seiner Orientierung auf den Import von ei- 
weißreichen Futtermitteln zuerst Abhän- 
gigkeiten (und wirtschaftliche Hoffnun- 
gen) in der Dritten Weit erweckt, um dann 
rückstandsbelastete landwirtschaftliche 
Produkte an unseren Grenzen zurückzu- 
weisen, wodurch natürlich die wirtschaftli- 
che Situation der Entwicklungsländer 
weiter verschlechtert wird. 

Dabei hat die Dritte Welt unter den 
Chemikalien selbst schon genug zu lei- 
den. Allein durch Pestizide werden jähr- 
lich 500.000 Menschen vergiftet, die 
Langzeitschäden zu befürchten haben. 
Pro Minute gibt es einen Vergiftungsfall 
auf der Welt aufgrund von Pestiziden, so 
die Weltgesundheitsorganisation (WHO). 
Ursachen dafür können sowohl direkte 
Besprühungen mit den Wirkstoffen (etwa 
vom Flugzeug aus) sein, als auch mit Pe- 
stiziden verseuchter Behälter, die man- 
gels Alternativen als Trinkwasserbehälter 
genutzt werden, als auch aus Fahrlässig- 
keit oder Unkenntnis verseuchte Nahrung 
oder die abenteuerlichen Verfahren bei 
der Mischung der Pestizidwirkstoffe zu 
„Supermitteln“. Allein -Sicherheitsmaß- 
nahmen zu berbessern oder die Anwen- 
der zu schulen wären nur eine Symptom- 
bekämpfung. Wer an der Situation wirk- 
lich durchgreifend etwas ändern will, muß 
bei der Beschränkung der Produktion und 
des Verbrauchs ansetzen, um das Risiko 
insgesamt zu verringern. 

Die genannten akuten Vergiftungen 
sind nur ein Preis für den Ersatz natürli- 
cher Kreisläufe in der Landwirtschaft 
durch chemische Mittel. Darüberhinaus 
vollzieht sich die Vernichtung der Le- 
bensgrundlagen mit verseuchten Flüssen 
und Seen, mit zerstörten, unfruchtbaren 
und erodierten Böden, mit chemikalien- 
durchsetzter Nahrung und chronischen 
Vergiftungen. 

In industrialisierten Ländern, die toxi- 
sche Chemikalien als Bestandteil impor- 
tierter Lebens- und Futtermittel zwangs- 
weise reimportieren, diskutiert man unter- 
dessen über das gesundheitliche Risiko 
der betroffenen Verbraucher. Mit der übli- 
chen Maschinerie von „vorläufig duldba- 
ren Aufnahmemengen“ reduziert man 
das Problem der Rückstände an Pflan- 
zenbehandlungsmitten und Industrie- 
chemikalien auf eine Frage, die nur noch 
von Toxikologen beantwortet werden 
kann. Immer handelt es sich dabei um 
Abschätzungen, die aber für gewöhnlich 
als der Weisheit und Wissenschaft letzter 
Schluß verkauft werden. Nie sind alle 
Möglichkeiten des Zusammenwirkens von 
Schadstoffen (Synergismen) berücksich- 


Naand TUZLE 
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„Mein Sohn, wir wissen über unsere Umweltgefahren Bescheid, 
und wir werden schon mit ihnen fertig.“ 


tigt, sichere Informationen über die Lang- 
zeitschäden durch toxische Chemikalien 
bei der langfristigen Aufnahme kleiner 
Mengen liegen nicht vor. Hier stoßen wir 
auch schnell auf erkenntnistheoretische 
Grenzen: Wir werden die Unschädlichkeit 
einer Chemikalie auch mit größtem Auf- 
wand nie beweisen können, wir werden 
nie alle Kombinationswirkungen überprü- 
fen können. Die daraus zu ziehende Kon- 
sequenz — das Vorsorgeprinzip, also ein 
Entscheidungsmuster, das im Zweifel ge- 
gen einen Stoff entscheidet — wird nur 
ständig wortreich von Politikern im Munde 
geführt, angewandt wird es nicht. 

Stattdessen wird gemessen und unter- 
sucht, so daß wir zahlenmäßig recht gut 
über einzelne Belastungen informiert 
sind. Wir kennen sehr wohl die mittlere 
Konzentration 'der Stoffe Hexachlorben- 
zol*, Beta-Hexachlorcyclohexan*, DDT*, 
Dieldrin‘, Heptachlorepoxid, PCB und 
Lindan in der Muttermilch. Wir wissen, 
daß die für Kuhmilch formulierten Sicher- 
heitsgrenzwerte in 95% der untersuchten 
Muttermilchproben überschritten werden. 
Welche gesundheitlichen Auswirkungen 
nun aber tatsächlich für Mutter und — be- 
sonders — Säugling dahinterstehen, das 
können wir nur ahnen oder eben auf- 
grund von Tierversuchen abschätzen. Im- 
merhin reichte die aktuelle Durchschnitts- 
belastung der nicht eben voreiligen Deut- 
schen Forschungsgemeinschaft aus, um 
Frauen das Stillen wegen der Verseu- 
chung ihrer Milch allenfalls in den ersten 
drei Monaten zu empfehlen’. 

Genauso sind wir bestens informiert 
über den durchschnittlichen DDT-Gehalt 
im Blut eines Bauern in Sri Lanka. Gera- 
de die Armen in der Dritten Welt leben ja 
meist noch mehr eingebettet in ihrer Um- 
welt, so daß sie noch direkter von ihr ab- 
hängig sind. Aufwendige Kontrollen sollen 
uns bei alle dem in Sicherheit wiegen, ob- 
wohl wir ebenfalls von deren Lückenhaf- 


tigkeit wissen. Abbauprodukte gefährli- 
cher Chemikalien erweisen sich darüber- 
hinaus manchmal als eine noch größere 
Bedrohung. So ist das erste Abbaupro- 
dukt des DDT, DDE, brisanter als der 
Ausgangsstoff. So ist das Mittel „Nema- 
cur“ in den Ruf geraten, zusammen mit 
Bestandteilen der Tomate Substanzen 
gebildet zu haben, die zu den sogenann- 
ten Rapsölvergiftungen in Spanien ge- 
führt haben. Und trotzdem klingt es im- 
mer wieder von Seiten der Regierungen 
und der Industrie, die Belastung mit Che- 
mikalien gäbe keinen Anlaß zur Besorg- 
nis oder sei zumindest tragbar. Wer be- 
stimmt eigentlich die Höhe des Risikos, 
das wir alle tragen müssen? 

Es ist an der Zeit, daß Wissenschaftler 
ihre Grenzen erkennen und zugeben, daß 
sie bei der Beurteilung der gesundheitli- 
chen Auswirkungen der Chemikalienflut 
nie zu eindeutigen Ergebnissen kommen 
werden. Politiker hätten daher die Aufga- 
be, den Vorsorgegrundsatz wie erwähnt 
umzusetzen. Nicht das maximal Erträgli- 
che, sondern die minimal mögliche Bela- 
stung muß zum Ziel industriellen und poli- 
tischen Handelns bestimmt werden! 

Gehen wir von den akuten Vergiftun- 
gen einen Schritt weiter und versuchen 
eine ökologische Betrachtungsweise, so 
zeigen sich allein beim Pestizideneinsatz 
weitreichendere Folgen. Vernetzte Sy- 
stemzusammenhänge der Natur erhöh- 
ren die Bedrohung um einen nicht in Zah- 
len faßbaren Betrag. Schließlich wären zu 
den ökologischen des Pestizideneinsat- 
zes auch zu rechnen 
— der Energieverbrauch bei der Roh- 

stoffgewinnung, beim Transport, bei 

der Verarbeitung, bei erneutem Trans- 
port und der Anwendung 
— die Folgen von Unfällen bei all diesen 

Schritten 
— die Eingriffe in die Natur bei der Roh- 

stoffgewinnung 
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— die Abgase, Abwässer und Abfälle bei 
all diesen Schritten. 

Untersuchungen, die all diese Faktoren 
etwa in Form einer Öko-Bilanz verknüp- 
fen und zu einer Gesamtbewertung füh- 
ren, sind meines Wissens bisher nicht an- 
gestellt worden. Die Gleichung, die immer 
wieder von Industrieseite angeführt wird, 
Pflanzenbehandlungsmittel trügen zur 
Bekämpfung des Hungers auf der Welt 
bei, kommt ohne eine derartige, umfas- 
sende Betrachtung aller Unbekannten 
nicht aus. Die interessengerichtete Ver- 
einfachung der Formel ist daher nicht nur 
mit Fehlern behaftet, sie geht sogar nicht 
auf. Der gegenteilige Effekt kann ebenso 
der Realität entprechen: Mehr Hunger auf 
der Welt aufgrund der Chemisierung der 
Landwirtschaft und anderer Lebensberei- 
che?! 


Zweierlei Maß und 
Eigenverantwortung 


Für die Bewohner der Länder der Dritten 
Weit stellt sich nun insbesondere die Fra- 
ge, ob Industrieunternehmen den Spiel- 
raum geringerer Umweltschutzauflagen in 
diesen Ländern bei ihren Produktionsan- 
lagen ausnutzen, oder ob sie die Sicher- 
heitsstandards, Emissionsminderungs- 
techniken und Produktionsweisen an 
westlichem Standard oder aus eigener 
Verantwortung gar an den ökologischen 
Erfordernissen ausrichten (und damit 
über das gesetzlich geforderte Niveau 
anheben). Das Schlagwort von der Ei- 
genverantwortung wird ja schließlich gern 
von Unternehmen gebraucht, wenn es 
darum geht, Betriebsweisen und Produk- 
tionen zu rechtfertigen (bzw. verschärfte 
Umweltschutzbestimmungen als zu re- 
striktiv zurückzuweisen). 

In der Bundesrepublik ist das Wissen 
um den konkreten Beitrag deutscher Fir- 
menniederlassungen an der teilweise ka- 
tastrophalen Umweltverschmutzung in 
der Dritten Welt gering. Für den Produk- 
tionsbereich der Pestizide spricht etwa 
die nichtstaatliche, internationale Organi- 
sation PAN (Pestizid-Aktions-Netzwerk) 
von zweierlei Maß (Double Standard). 
Damit sind unterschiedliche Maßstäbe bei 
der staatlichen Zulassung von Pflanzen- 
behandiungsmitteln, bei Sicherheits- 
standards für Produktion und Anwendung 
sowie geringere Arbeitsschutz- und 
Emissionsminderungsmaßnahmen ge- 
meint. Unter den Begriff des Double 
Standard fällt aber auch der Export hier- 
zulande verbotener Pestizide in Länder 
der Dritten Welt. 

Gegen die von PAN geforderten Ex- 
portbeschränkungen argumentieren die 
Produzenten damit, solche Restriktionen 
seien ein Eingriff in die inneren Angele- 
genheiten souveräner Staaten. Die Im- 
portländer hätten selbst zu entscheiden, 
ob sie Pestizide verbieten oder nicht. Jo- 
s& Lutzenberger, brasilianischer Land- 
wirtschaftsexperte, vergleicht das mit 
dem Drogenhandel: Mit der erwähnten 
Logik der Pestizidproduzenten nämlich 


„dürfte auch der Drogenhandel nicht ver- 
boten werden, denn es müßte jedem 
selbst überlassen werden, ob er drogen- 
süchtig werden will oder nicht.“® Ange- 
sichts der tatsächlich immer größer wer- 
denden Abhängigkeiten von Agrarchemi- 
kalien in der chemisierten Landwirtschaft 
ist diese Analogie keineswegs so abstrus 
wie sie manchen auf den ersten Blick er- 
scheinen mag. 

Mit der vielbeschworenen Eigenverant- 
wortung der Produzenten ist es nicht weit 
her. Wie schon gesagt, produzierte und 
vertrieb Hoechst das Insektizid DDT noch 
10 Jahre nach dem deutschen DDT-Ver- 
bot. Die fatalen ökologischen Folgewir- 
kungen des Pestizids sind dem Konzern 
also längst bekannt gewesen. In solchen 
Fällen bringen die industriellen Giftmi- 
scher dann ein zweites Argument ins 
Spiel: Veränderte klimatische und ökolo- 
gische Verhältnisse ließen den Einsatz 
von Mitteln zu, die in unseren gemäßigten 
Breiten nicht guten Gewissens ange- 
wandt werden dürfen. Damit ist fast im- 
mer gemeint, daß höhere Temperaturen 
und intensivere Sonneneinstrahlung den 
biologischen Abbau der Wirkstoffe be- 
schleunigen können. Seltsam nur, daß 
trotz der anderen Verhältnisse DDT sich 
im Körper asiatischer Menschen in we- 
sentlich höheren Konzentrationen an- 
sammelt. Außerdem wird ignoriert, daß 
klimatisch andere Verhältnisse oftmals 
(bei stabileren Temperaturen) wesentlich 
empfindlichere Ökosysteme hervorbrin- 
gen, bei denen demzufolge geringere 
Eingriffe schneller und drastischer Folgen 
zeigen. 

All diese Gründe gegen die hem- 
mungslose Chemisierung auch der Drit- 
ten Welt werden immer noch nicht zu Ge- 
genmaßnahmen gebündelt. Stattdessen 
bestimmen die Multis mit ihrer Finanzkraft 
die industrielle Entwicklung. Insofern darf 
der Unfall in Bhopal kaum verwundern. 
Laschere Sicherheitssysteme als beim 
Mutterwerk des US-Konzern Union Carbi- 
de, mangelhafte, fehlende bzw. aus Ko- 
stengründen abgeschaltete Überwa- 
chungseinrichtungen, wenig und schlecht 
ausgebildetes Personal — das sind die 
realen Ausformungen des Double Stan- 
dard, die im indischen Bhopal zu der Ka- 
tastrophe geführt haben. Wenn der Kon- 
zern jetzt die Verantwortung für die Fol- 
gen der todbringenden Wolke aus Methy- 
lisocayanat in Form eines finanziellen 
Schadensausgleiches übernehmen will, 
so ist das eine menschenverachtende, 
zynische Haltung. 

Von den Industrieansiediungen in der 
Dritten Welt sind aus verständlichen 
Gründen vor allem die urbanen Zentren 
betroffen. Hier sind die notwendigen in- 
frastrukturellen Einrichtungen vorhanden, 
hier liegt das Potential an (billigen) Ar- 
beitskräften. Diese Konzentration der In- 
dustrieproduktion auf wenige Standorte 
verschärft sowohl die sozialen Probleme 
wie die Umweltsituation der Region. So 
konzentrieren sich in Mexico-City schon 
52% der gesamten industriellen Produk- 


tion Mexicos, in Nigerias Metropole Lagos 
sind ebenfalls über 50%, und in Manila, 
der phillipinischen Hauptstadt, sind es 
60 %°. Da verwundert es nicht, wenn uns 
Nachrichten über die Umweltverschmut- 
zung aus Mexico-City erreichen, wonach 
dort jährlich 5.000 Menschen an den 
Auswirkungen des katastrophalen Zu- 
stands der Umwelt sterben". In der brasi- 
lianischen Industriestadt Cubatao sum- 
miert sich der Giftausstoß der Großbetrie- 
be zu 14 kg pro Kopf und Jahr'!. Es geht 
also längst nicht mehr um die Vermei- 
dung zu erwartender Umweltschäden 
durch Chemikalien hier oder in der Dritten 
Welt, vielmehr verlangen die bereits ein- 
getretenen Schäden nach globalen Sa- 
nierungsstrategien. 


Bisherige internationale Aktivitäten 


Etwa seit dem Ende der siebziger Jahre 
wird in mehreren internationalen Gremien 
über die globale Verbreitung gefährlicher 
Chemikalien diskutiert. Im Vordergrund 
steht dort die Regelung des transnationa- 
len Handels und Verkehrs mit toxischen 
. Stoffen, wobei insbesondere Pestizide in 
den Blickpunkt gerückt sind. Industrie- 
chemikalien und Pharmazeutika wird 
ebenfalls große Bedeutung zuerkannt, 
während radioaktive Stoffe von den Bera- 
tungen grundsätzlich ausgeklammert 
bleiben. Daß überhaupt versucht wird, ein 
international einheitliches Vorgehen zu 
verabreden, liegt leider weniger an den 
dringenden ökologischen Notwendigkei- 
ten als an der Absteckung und Sicherung 
wirtschaftlicher Einflußbereiche. Es geht 
vor allem um zwei Punkte: 

— Der Export von Chemikalien besitzt ei- 
ne immense wirtschaftliche Bedeutung 
für die Industrienationen. Angesichts 
der umsichgreifenden Verschärfungen 
nationaler Umweltgesetze sind zur Si- 
cherung des Exports international ver- 
einbarte Kriterien erforderlich, so daß 
die Exportwirtschaft eine einigermaßen 
verläßliche Zunkunftsplanung durch- 
führen kann. 

— Die Harmonisierung der nationalen Ge- 
setze und Regelungen ist notwendig, 
um bestehende Handelshemmnisse zu 
beseitigen. 

Im Dezember 1982 verabschiedete die 
Generalversammlung der Vereinten Na- 
tionen (UN) eine Resolution zum „Schutz 
gegen gesundheits- und umweltschädli- 
che Produkte“'2. Dort wird der grenzüber- 
schreitende Handel mit Chemikalien so 
geregelt, daß die exportierenden Länder 
dem jeweiligen Importland vollständige 
Informationen über den betreffenden 
Stoff zur Verfügung stellen, um Gesund- 
heit und Umwelt im Importland zu schüt- 
zen. Leider gilt das nur für solche Chemi- 
kalien, die im Exportland verboten, nicht 
zugelassen oder Beschränkungen unter- 
worfen sind. Das Importland muß nach 
der UN-Resolution außerdem nach erhal- 
tender Information ausdrücklich wün- 
schen oder den Verbrauch des Stoffes 
offiziell erlaubt haben. Das gesamte Ver- 


fahren ist mit dem Kürzel „prior informed 
consent“ (PIC) belegt (deutsch etwa: Zu- 
stimmung nach vorheriger Information). 
Diese zweifellos fortschrittliche, wenn 
auch nicht ausreichende Regelung ist 
von der Bundesrepublik Deutschland 
nicht in ihre nationale Gesetzgebung 
übernommen worden. Im Gegenteil — die 
gegenwärtige Bundesregierung hat nicht 
nur in der Neufassung des Pflanzen- 
schutzgesetzes'? keine Exportkontrolle 
nach der von der UN beschlossenen 
Form vorgesehen, sie hintertreibt die 
PIC-Formel auch in anderen Gremien. 

Die Linie der Kohl-Koalition, die zwi- 
schen den Ministerien für Landwirtschaft 
und Wirtschaft abgestimmt werden muß, 
liegt in etwa bei den Empfehlungen der 


OECD. Der Rat dieser Organisation west- 
licher Industrienationen hat im April 1984 
eine — nicht bindende — Empfehlung an 
seine Mitgliedsländer verabschiedet, die 
den Export verbotener oder streng be- 
schränkter Chemikalien regeln soll. Von 
der UN-Resolution unterscheiden sich die 
Leitlinien der OECD vor allem dadurch, 
daß ausführliche Informationen über ex- 
portierte Chemikalien nur auf Anfrage des 
Importlandes geliefert werden, und daß 
das Importland nicht ausdrücklich mit 
dem Import einverstanden sein muß. Hier 
wird also sogar die Eigenverantwortung 
des Importlandes ignoriert, wenn keine 
gesetzlichen Anwendungsverbote vor- 
handen sind, ist man eben selbst schuld, 
oder? 

Auf der gleichen verwässerten Linie 
liegt auch das vorläufige Notifikations- 
schema, das von einer Expertengruppe 
der UNEP (United Nations Environmental 
Programe) dem UNEP-Verwaltungsrat 
zur Beschlußfassung vorgelegt worden 
ist. 

Bei einer weiteren UN-Untergliede- 
rung, der Welternährungsorganisation 
FAO, befindet sich derzeit noch ein Ver- 
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haltenscodex über Handel und Anwen- 
dung von Pestiziden, der „Code of Con- 
duct“, in der Diskussion. Während die er- 
sten 7 Entwürfe in Artikel 9 des Codex 
noch auf dem PIC aufbauten, ist der 8. 
Entwurf vom März 85 an das UNEP-Noti- 
fikationsschema angelehnt. Der zuständi- 
ge Beamte des Bundeslandwirtschaftsmi- 
nisteriums, Dr. Pag, hat in einem Ge- 
späch mit dem Pestizid-Aktions- 
Netzwerk dazu die Auffassung der Bun- 
desregierung dargelegt: „Der 8. Entwurf 
ist ganz vernünftig und in unserem 'Sin- 
ne.“ Na dann. ..! 

Die bereits erwähnte UN-Resolution 
enthält aber noch ein weiteres Instru- 
ment, um der Verbreitung gefährlicher 
Chemikalien entgegenzuwirken. Es wur- 


de beschlossen, eine Liste über die in 
den Staaten der Weit verbotenen, nicht 
zugelassenen oder Beschränkungen un- 
terworfenen Chemikalien zusammenzu- 
stellen und regelmäßig zu aktualisieren. 
Diese „Consolidated List of Products 
Whose Consumption and/or Sale have 
been Banned, Withdrawn, Severely Re- 
striceted or Not Approved by Govern- 
ments“ erschien erstmals zum 
30.12.1983. Mittlerweile liegt eine korri- 
gierte Fassung vom Juli 1984 vor'®, für 
1986 ist eine deutsche Ausgabe vorgese- 
hen. In der Liste sind Informationen zu 
Produkten, Herstellern, Handelsnamen 
und die jeweiligen nationalen Regelungen 
inklusive Begründung enthalten. Die Bun- 
desregierung hatte zwar der UN-Resolu- 
tion zugestimmt, das hindert sie aber 
nicht daran, die notwendigen Informatio- 
nen zur Umsetzung des Beschlusses nur 
halbherzig zu liefern. Nur klar verbotene 
Stoffe wurden der UN genannt, während 
für weitere Informationen der Begriff „Be- 
schränkungen“ erst eindeutig definiert 
werden müsse. Die Vertreter der Bundes- 
regierung wollen verbotene Stoffe auch 
nur dann in die Liste aufgenommen ha- 
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gilt sowohl für Politiker in nationaler oder 
internationaler Verantwortung als auch 
für Wissenschaftler und Unternehmen so- 
wie für Verbände, Institutionen und Initia- 
tiven. Es besteht kein Zweifel, daß der 
Zeitfaktor zusammen mit der weiter fort- 
schreitenden Chemisierung vieler Le- 
bensbereiche zu verstärkten Aktivitäten 
herausfordert. Umwelt und Gesundheits- 
schutz muß endlich ein höherer Stellen- 
wert zuerkannt werden. Kurzfristige wirt- 
schaftliche Ziele müssen hinter den lang- 
fristigen ökologischen Erfordernissen zu- 
rückstehen. 


Ohne starken Druck der Umwelt- und 
Dritte-Welt-Bewegung wird die Aufforde- 
rung zu durchgreifenden Maßnahmen ein 
frommer Wunsch bleiben. In der Bundes- 
republik ergeben sich im Jahr 1985 zwei 
entscheidende Ansatzpunkte: Noch in 
diesem Jahr steht die Verabschiedung 
der vorliegenden Neufassung des Pflan- 
zenschutzgesetzes an und ebenfalls in 
diesem Jahr ist die Verabschiedung des 
FAO-Verhaltenscodex zu erwarten. Das 
Thema Pestizide muß also möglichst breit 
unter den Aspekten von Ökologie und 
Giftexport in die Dritte Welt in die Öffent- 
lichkeit gebracht werden. Das Pestizid- 
Aktions-Netzwerk bietet dafür Möglichkei- 
ten mit einer ab Juni laufenden Kampag- 
ne gegen zwölf ausgesuchte Pestizide, 
dem „Dreckigen Dutzend“. International 
wird mit dieser Kampagne auf Auswirkun- 
gen dieser und ähnlicher Mittel hingewie- 
sen, um als kurzfristige Maßnahme ein 


vollständiges Verbot der zwölf Wirkstoffe 
zu erreichen. Vom Bund für Umwelt und 
Naturschutz Deutschland (BUND) wurde 
das Thema Pflanzenschutz zu einem 
Schwerpunkt für 1985 erwählt. Die vom 
Bundeskongreß entwicklungspolitischer 
Aktionsgruppen (BUKO) gestartete Fut- 
termittelkampagne bietet ebenfalls gute 
Möglichkeiten, das Chemikalienproblem 
zu verdeutlichen. 


Ziel aller Maßnahmen auf nationaler 
und internationaler Ebene sollte eine glo- 
bale Chemiepolitik'® sein. Chemiepolitik 
heißt — kurzgefaßt —, die ökonomischen 
sozialen und ökologischen Auswirkungen 
der Produktion und Anwendung von Che- 
mikalien zu einer Gesamtbewertung zu 
verknüpfen. Nur solche Chemikalien dür- 
fen künftig hergestellt werden, die als 
Folge einer solchen einen „sozialen Net- 
tonutzen“ besitzen. Es gilt, „die Flugbahn 
des biologischen Bumerangs durch eine 
vorausschauende Chemiepolitik zu be- 
einflussen.,'? 


Sollten — aus welchen Gründen auch 
immer — keine energischen Schritte zur 
Verminderung der Chemikalienbelastung 
auf dem Globus eingeleitet werden, so 
wird sich die Krisensituation weiter ver- 
schärfen. Ein sozialer und ökologischer 
Sprengsatz, der den Handlungsspielraum 
immer weiter einengt, kann dann seine 
Zerstörungskraft entfalten. 

Frank Claus 
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Nicht nur die für den Export bestimmten Tomaten, auch der mexikanische Staffententräger ist dem Gift ausgesetzt. 


DIE NATO- 


Zur Geschichte, 
Politik und Strategie 
der westlichen Allianz 


Die NATO und ihre Strategie 
sind mit der Verkündung der "air- 
land-battle"'-Doktrin und des 
"Star War"'Konzeptes in den Mit- 
telpunkt der friedenspolitischen 
Diskussion gerückt. Dabei geht es 
nicht mehr nur um die Ablehnung 
und Abschaffung dieses oder jenes 
Waffensystems, die NATD als sol- 
ches steht vielmehr zur Disposi- 
tion. Doch ist immer wieder fest- 
zustellen, daß noch weithin Un- 
klarheit darüber besteht, was 
und wer diese NATO 
eigentlich ist. Die nun vorlie- 
gende Broschüre liefert grund- 
sätzliche Informationen sowie 
Argumentationshilfen für den be- 
wegungsinternen Disput. 


Inhalt: Hans Peter Hubert: Zur 
Gründungsgeschichte der NATO; 
Werner Steffen: KubaKrise und 
"£]exible response"; Johannes Ma- 
ssolle: Die NAID in den 70er und 
&0er Jahren. Krise und Strategie- 
erneuerung; Dietrich Schulze-Mar- 
meling: Die "Europäisierung der 
NATO". "Transatlantisch" oder 
"europäisch''?; Thomas Becker: Die 
NATU-Globalstrategie; Dietrich 
Schulze-Marmeling: Friedensbewe- 
gung und NATD-Austritt. 
desweiteren: Länderstudien: Spa- 
nien, Portugal, Italien, Griech- 
enland und Türkei. 


Der Umfang der Broschüre 
beträgt 80 Seiten A-4 For- 
mat, der Preis DM 5,-. 
Herausgeber ist die "Ini- 
tiative 'Kein Frieden mit 
der NATO - Raus aus der 
NATO'". 


Bestelladresse: Friedens- 

referat des ASTA der Uni- 

versität Münster, z.Hd. v. 
Hans-Peter Hubert, Schloß- 
platz 1, 4400 MÜNSTER. 


Aldrin 


INSECTICIDA 
POLVO SECO 


ben, wenn ein Verbot in mindestens zwölf 
Staaten mit größerer industrieller Kapazi- 
tät gilt. 

Ferner fordert die Bundesregierung ei- 
ne zweite Liste der beschränkt zugelas- 
senen Stoffe, die noch nach Anwen- 
dungsgebieten unterteilt werden müsse. 
Mit dieser Haltung, die nur als Verzöge- 
rungstaktik verstanden werden kann, tor- 
pediert die Bundesrepublik die UN-Be- 
strebungen insofern, als nur komplette 
und zusammengefaßte Informationen 
über gefährliche Chemikalien den Import- 
ländern dienlich sein könne. Denn sonst 
wäre es nur allzu verständlich, wenn in 
den Importländern der Eindruck entstün- 
de, bestimmte Stoffe seien in der Bun- 
desrepublik uneingeschränkt zugelassen 
und daher auch wenig oder gar nicht ge- 
fährlich. 


Werbung in Peru für das hier verbotene Insektizid Aldrin. 
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Konsequenzen 


Das Bewußtsein für die in der Chemisie- 
rung liegenden Gefahren hat sich ver- 
stärkt. Es wäre verfrüht, hier von einem 
internationalen ökologischen Bewußtsein 
zu sprechen, allerdings verbreitet sich die 
Auffassung, daß der gegenwärtigen inter- 
nationalen ökologischen Krise nur mit ge- 
meinsamen internationalen Aktivitäten 
begegnet werden kann. Als Konsequenz 
der unterschiedlichen Interessenlagen 
deutet sich heute der Kompromiß an, den 
internationalen wissenschaftlichen Infor- 
mationsfluß zu verbessern ohne aber da- 
durch den Handel oder die Anwendung 
von Chemikalien wirklich beschränken zu 
wollen. 

Die globale Krise erfordert aber ein 
umgehendes solidarisches Handeln. Das 
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Das Aluminiumkombinat 
ALUMAR in Brasilien 


Vernichtende Wirkungen 


bei modernster 
Umwelttechnologie 


Ein großer Teil der Vorräte an Bauxit, 
dem Aluminiumrohstoff, konzentriert sich 
in Ländern Afrikas und Lateinamerikas in 
äquatorialer Lage. Deshalb betreibt die 
multinationale Aluminiumindustrie zahlrei- 
che Abbaustätten in der Dritten Welt. So- 
wohl die Großen des Aluminiumkartells, 
die sogenannten „sechs Schwestern“ un- 
ter Dominanz der nordamerikanischen 
ALCOA und ALCAN besitzen oder kon- 
trollieren Tagebauförderstätten in den 
Tropen, als auch die kleineren der Bran- 
che haben sich Beteiligungen gesichert, 
so z. B. die bundeseigene VEREINIGTE 
ALUMINIUMWERKE AG/VAW. Verschie- 
dene Gründe legen die Produktion des 
metallischen Aluminiums in der Nähe der 
Bauxitlagerstätten nahe. Die Kosten des 
Hochseetransports großer Mengen alumi- 
niumhaltiger Bauxiterde können einge- 
spart werden, die Wasserkraftpotentiale 
der Förderländer garantieren ausreichen- 
des Angebot an billiger Energie und die 
Grunstücke sind, ebenso wie die Arbeits- 
kräfte, billiger als in den Industrieländer. 
Die „Entwicklungsländer“, die im allge- 
meinen auf schnellst mögliche Industriali- 
sierung gesetzt haben, bieten mittel- bis 
langfristige steuerliche Begünstigungen 
und verbilligte Strompreise, mitunter in 
Konkurrenz zueinander. Die politische 
Unsicherheit der sechziger und frühen 
siebziger Jahre ist, zumindest in Latein- 
amerika, vorwiegend dern gewichen, was 
die Industrie als ein „sicheres Investitions- 
klima“ betrachtet. 


Der politische Preis einer Pro- 
duktionsverlagerung 


Die Aluminiumproduktion ist eine der 
ökologisch aggressivsten industriellen 
Aktivitäten. Im Tagebau wird kilometer- 
weit die Landschaft abgehobelt, wobei 
die weiteren Schäden auf die Gewässer- 
systeme davon abhängen, inwiefern in 
Schutzdämme und Maßnahmen gegen 
Erosion investiert wird. In der ersten Ver- 
arbeitungsstufe wird das etwa 66prozen- 
tige Bauxit zu reinem Aluminiumoxid raffi- 
niert, wobei der abfallende Rotschlamm 
schwermetallhaltig und von Ätznatron 
durchsetzt ist. Bis vor wenigen Jahren 
konnte die westdeutsche ALUMINIUM 
OXID STADE, eine VAW-Tochter, die Elbe 
noch mit täglich bis zu zweitausend Ton- 


nen Rotschlamm belasten und ein bedeu- 
tendes Feuchtgebiet schwer schädigen. 
Die Prozeßwärme für die Kessel kann 
aus, mehr oder weniger schwefelhalti- 
gem, Erdöl oder Kohle erzeugt werden. 
Bevor das Aluminiumoxid zur elektrolyti- 
schen Abscheidung in die Schmelzwan- 
nen eingeführt wird, müssen Fluorverbin- 
dungen zugegeben werden. Fluor führt 
schon in hundert bis tausendfach niedri- 
gen Dosen als Schwefeldioxid zu Vegif- 
tung und zum Absterben der Vegetation. 
Auch wird berichtet, daß Tiere und Men- 
schen sich über die Aufnahme pflanzli- 
cher Nahrung weitervergiften. Die direkte 
Einwirkung der Fluorverbindungen auf 
den Menschen kann zu chronischen 
Schleimhaut und Organschädigungen 
führen. 

Die Verschärfung der Umweitschutz- 
auflagen in den Industrieländern brachte 
für die Nichteisen-Metall-Industrie einen 
erheblichen Kostenschub mit sich. So 
werden aus den USA für 1973/74 Um- 
weltschutzkostenanteile von über 25 Pro- 
zent an den gesamten Investitionskosten 
der Nichteisenverarbeitung genannt, wo- 
bei Aluminium und Kupfer die bedeutend- 
sten unter den NE-Metallen darstellen. In 
der Bundesrepublik führte diese Branche 
1976 mit zwölf Prozent Investitionsanteil 
die Umweltschutzaufwendungen der bun- 
desdeutschen Industrie an. In Japan tra- 
ten sehr strenge Umweltschutzauflagen 
in Kraft, die nicht nur die Produktionspro- 
zesse verteuern, sondern auch die Ko- 
sten der Elektrizitätserzeugung. Neben 
diesen Kostenschüben muß angenom- 
men werden, daß es zunehmend proble- 
matisch ist, geeignete Standorte in den 
industriellen Ballungsräumen der Ersten 
Welt mit hoher Industriedichte und 
Grundstücksverknappung zu finden, zu- 
mal transportgünstige Standorte in Tau- 
send-Hektar-Größenordnungen gefunden 
werden müssen. 

Umweltschutzkosten zu sparen, ist ei- 
ner von mehreren Gründen, weshalb die 
Aluminiumbranche Produktionsstätten in 
die Dritte Welt verlagert. Eine „erfolgrei- 
che“ Verlagerung der Aluminiumindustrie 
läßt sich im Falle Japans schon deutlich 
erkennen: dort wurden im vergangenen 
Jahrzehnt zwei Drittel der Produktionska- 
pazität abgebaut, während der Alumi- 
niumverbrauch deutlich anstieg. In Brasi- 
lien, das zu den bedeutendsten Bauxitla- 


iz 


ALCOA 


gerstätten der Welt gehört, ist der Verla- 
gerungstrend offensichtlich. Seit Jahren 
engagieren sich dort ALCAN und ALCOA 
mit eigenen Metallhütten. Seit Mitte der 
siebziger Jahre ist eine japanische Fir- 
mengruppe am Aufbau eines Aluminium- 
kombinats in Rohstoffnähe im Amazonas- 
mündungsbereich beteiligt, und um 1980 
interessierten sich drei Branchengrößen 
für einen Standort in Reichweite der gro- 
ßen Elektrizitätswerke am Rio Säo Fran- 
cisco südlich Recife: der US-Konzern 
KAISER, die französische PECHINEY- 
Gruppe und die deutsche VAW, die 
schließlich konkrete Investitionspläne 
ausgearbeitet hatte. 


Umweltpraxis in „Harmonie 
mit wirtschaftlicher Entwick- 
lung“ 


Die brasilianische Industrialisierungspoli- 
tik hat die Phase des Produktionswach- 
stums um jeden Preis, wie es in den fünf- 
ziger und sechziger offiziell gefördert 
wurde, hinter sich gelassen. Als Wende- 
jahr der nationalen Umweltpolitik gilt 
1972, in dem die brasilianische Delega- 
tion noch eine provozierende abwehrende 
Stellungnahme gegen die Lasten des 
Umweltschutzes auf der Internationalen 
UNO-Umweltkonferenz in Stockholm aus- 
gesprochen hatte. Die brasilianische Po- 
sition wird von Kritikern noch als verblüm- 
te Einladung an die internationale Indu- 
strie angesehen, ihre umweltbelastenden 
Produktionslinien nach Brasilien zu verla- 
gern. Umweltverschmutzung galt für die 
Wirtschaft und Politik in Brasilien als 
„Preis des Fortschrittes“, wenn nicht so- 
gar als Erfolgsmaßstab. Umweltschutz- 
auflagen stellten keine „Investitionsblok- 
kaden“ oder „Wachstumsbremsen“ dar, 
wie es sich schon in einigen Industrielän- 
dern abzeichnete. Da sich die Industrie 
selbst zunehmend durch die Umweltver- 
schmutzung belästigt sah, wurde seit Mit- 
te der siebziger Jahre der Aufbau der 
Umweltbürokratie verstärkt und wurden 
neue Gesetze erlassen, mit dem Ziel, die 
volkswirtschaftlichen Schäden zu verrin- 
gern. Dieser institutionelle und juristische 
Ausbau der Umweltpolitik war stark von 
politischer Rhetorik begleitet, da die 
schlechte Umweltqualität sich in diesen 
Jahren als die größte Sorge der städti- 


Aluminiumwerk ALUMAR in Säo Luis 
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schen Mittelschichten äußerten. In ihrer 
Substanz blieb die Umweltpolitik eindeu- 
tig den Zielen des wachstums- und ex- 
portorientierten „brasilianischen Wirt- 
schaftsmodelles“ untergeordnet. Da die 
Unterschichten kaum Widerstand gegen 
die Gefährdung ihrer Gesundheit durch 
Schadstoffemissionen leisten, ist der 
Schutz der menschlichen Gesundheit im- 
mer das Stiefkind der brasilianischen Um- 
weltpolitik geblieben. Der anschaulichste 
Beleg dafür ist die Industriestadt Cuba- 
täo, deren Bevölkerung seit Jahren den 
Schadstoffen des größten Stahl- und 
Chemieindustriegebiets Brasiliens ausge- 
setzt ist, ohne daß zahlreiche politische 
„Aktionsprogramme“, „Maßnahmepakete“ 
und offizielle Arbeitsgruppen eine Ver- 
besserung der Lebenssituation bewirkt 
hätten. In Cubatäo, das von der Weltge- 
sundheitsorganisation als die am stärk- 
sten verschmutzte Stadt der Erde klassifi- 
ziert wurde — mit nachweislichen Ge- 
sundheitsschäden infolge Luftverschmut- 
zung —, stellt sich die brasilianische Um- 
weltpolitik bloß. 1984 schlossen die Indu- 
strie der Stadt und die Umweltbehörde 
des Landes Säo Paulo ein unverbindli- 
ches Abkommen, die Luftverschmutzung 
bis Ende dieses Jahrzehnts durch Um- 
weltschutzinvestitionen um wenige Pro- 
zente zu verringern. Schon wenige Mona- 
te nach dieser Absichtserklärung war ab- 
sehbar, daß der Zeitplan für diese relativ 
einfachen Maßnahmen nicht eingehalten 
werden kann. 

Langwierige Verhandlungen, Anzeigen 
von Kompromißbereitschaft und beschei- 
dene Schutzmaßnahmen der Firmen sind 
im allgemeinen ausreichend, um den An- 
forderungen der Umweltbürokratie zu ent- 
kommen. Die Umweltgesetze und Quali- 
tätsnormen sind zwar an denen der Indu- 
strieländer orientiert worden, praktisch 
bestehen aber zahlreiche Ausnahmere- 
gelungen um diese Regelungen zu um- 
gehen. Gleichzeitig besitzen die Behör- 
den nur eine geringe Durchsetzungskraft. 
Strafen für Umweltverschmutzer errei- 
chen im Höchstfall 25.000 DM und kön- 
nen, wenn sie wirklich durch die Wider- 
spruchsinstanzen aufrechterhalten blei- 
ben, vom Verschmutzer zu 90 Prozent in 
eigene Umweltschutzinvestitionen einge- 
bracht werden. Das Umweltrecht gilt als 
kompliziert und schwer überschaubar, so 
daß nur wenige Fachleute „im Bild“ sind 


und eine effektive Überwachung schnell 
an Grenzen stößt. Die Landesregierungen 
haben die Vollmacht, Anlagen bis zu 15 
Tage stillzulegen, wobei der Bundesin- 
nenminister Widerspruchsrecht hat. Eine 
längerfristige Stillegung kann sogar nur 
vom Bundespräsidenten ausgesprochen 
werden, was unter brasilianischen Juri- 
sten als verfassungswidrig gilt. Unter der- 
artigen Umständen ist eine Be- 
triebsgenehmigung, wie das Umweltrecht 
sie von jeder Produktionsstätte verlangt, 
unproblematisch zu bekommen. Für die 
Errichtung und Inbetriebnahme neuer An- 
lagen sind ebenfalls Genehmigungen der 
Umweltbehörde notwendig, die, dem 
Buchstaben der Gesetze zufolge, nur zu 
erhalten sind, wenn die gesetzlichen Um- 
weltstandards erfüllt werden. Auch in die- 
sem Bereich bleibt die Praxis weit hinter 
den Anforderungen zurück, obwohl Anla- 
gen ohne irgendwelche Schutz- 
maßnahmen nur sehr schwierig zu errich- 
ten sein dürften. Am Beispiel des ameri- 
kanisch-niederländischen Aluminiumwer- 
kes ALUMAR wird deutlich, wie wenig die 
Umwelt und die in ihr lebenden Menschen 
selbst unter den Bedingungen angewen- 
deter Umweltschutztechnologien ge- 
schützt sind. 


Die Zugeständnisse eines 
Giganten 


Am 16. August 1984 weihte der Minister 
für Bergbau und Energie, Cösar Cals, das 
Aluminiumwerk ALUMAR des ALCOA- 
und SHELL-Konsortiums in Säo Luis im 
Bundesland Maranhäo ein. Der Minister 
unterstützte durch seinen Auftritt die Pu- 
blizität, die die Unternehmen bereits seit 
Monaten durch große Werbekampagnen 
in Presse und Fernsehen hergestellt hat- 
ten. Mit dem Aufbau des Werkes hatten 
sie die führende Stellung in der brasiliani- 
schen Aluminiumfertigung übernommen. 
Nach eigenen Angaben waren 1,5 Milliar- 
den Dollar in dieses größte und modern- 
ste Aluminiumkombinat Lateinamerikas 
investiert worden, für die Produktion von 
anfangs jährlich 500.000 t Aluminiumoxid 
und 100.000 t Aluminium für den Export. 
Der Beschäftigungseffekt konnte dage- 
gen kaum als bedeutend herausgestellt 
werden: 1.400 neue Arbeitsplätze bei Ko- 
sten von über einer Million Dollar je Ar- 
beitsplatz. Dafür versprachen ALCOA und 


SHELL aber „äußerste Vorsicht“ im Um- 
weltschutz. Etwa 15 Prozent der gesam- 
ten Investitionen seien ausgegeben wor- 
den, für die „Installation von Ausrüstun- 
gen und Systemen des Umweltschutzes 
und Systemen des Rohstoffrecycling im 
Produktionsprozeß, die auch den Schutz 
der Umwelt sichern.“ 

Die Anwendung der weltweit fortschritt- 
lichsten Umweltschutztechnologie für die 
Bauxitverarbeitung und der Aluminium- 
schmelze sollen nach Angaben des Kon- 
zerns beweisen, daß das Unternehmen 
Umweltschäden vermeiden will. So sind 
für die Rückhaltung und Endlagerung des 
Rotschlamms Stauseen angelegt worden, 
im ALUMAR-Hafen umgibt für den Fall 
von Unfällen ein Schutzwall den Ätzna- 
tron-Tank, ein hoher Schornstein soll das 
Schwefeldioxid aus der Aluminiumpro- 
duktion gleichmäßig in die oberen Luft- 
schichten verteilen und durch Absaugen 
der Fluoride über den Schmwelzwannen 
in der Aluminiumschmelze sollen 97 Pro- 
zent der Fluoride im Produktionsprozeß 
zurückgehalten werden. Allerdings ist die 
Angabe von 15 Prozent Investitionskosten 
für Umweltschutzmaßnahmen _ irrefüh- 
rend. Die Herausfilterung umweltschädli- 
cher Stoffe beziehungsweise deren Rück- 
führung in die Kreisläufe der Produktion 
verrringert einerseits zwar die Umweltbe- 
lastung, andererseits aber auch den Ver- 
brauch von Fertigungsmaterialien. Damit 


macht sich ein Teil dieser Investitionen 
schnell bezahlt. Das gab auch ein Public 
Relations-Mitarbeiter von ALUMAR, der 
mich durch den Betrieb führte, zu: das 
zurückbehaltene Ätznatron und die Fluo- 
ride seien sehr teuer. Vielleicht ist des- 
halb eine Angabe von drei Prozent für 
Umweltschutzinvestitionen, die das noch 
im Bau befindliche Aluminiumkonsortium 
ALBRAS/ALUNORTE bei Bel&m für seine 
Anlagen machte, realistischer. Damit 
schlagen aber immer noch zig Millionen 
Dollar für den Umweltschutz zu Buche — 
für ein privatwirtschaftliches gewinnorien- 
tiertes Unternehmen sicher keine freiwilli- 
ge Ausgabe aus Sorge um die Umwelt. 
Die in den USA üblichen hohen Schaden- 
ersatzforderungen oder in Japan gelten- 
den hohen Abgaben für Schadstoffemis- 
sionen würden vorsorgliche Schutz- 
maßnahmen von Seiten des Unterneh- 
mens wirtschaftlich vernünftig erscheinen 
lassen, um zukünftige Schaden- 
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ersatzforderungen von Nachbarn oder 
der Öffentlichkeit zu verhindern. Solche 
Bedingungen sind in Brasilien jedoch 
nicht gegeben und werden für die Le- 
benszeit des ALUMAR-Werkes nicht zu 
erwarten sein. 

Deshalb müssen neben der Ersparnis 
der eigenen Rohstoffe die Umweltinvesti- 
tionen als Zugeständnis oder Nachgeben 
der Unternehmenspolitik gegenüber dem 
brasilianischen Staat angesehen werden. 
Staubecken und Fluoridfilterung halten 
tatsächlich einen großen Teil der Umwelt- 
gifte zurück. Dabei bleibt zu zweifeln, ob 
das verbleibende Schadstoffniveau den 
strengen amerikanischen Normen ge- 
recht werden könnte. Carlos C. Silva, ein 
Experte der leistungsfähigen Umweltbe- 
hörde von Säo Paulo, hatte mir mitgeteilt, 


daß die brasilianischen Normenn den US- 
amerikanischen entsprechen würden. AL- 
COA selber hatte jedoch in einem Ge- 
schäftsbericht von seiner Aluhütte in Mi- 
nas Gerais gesagt, daß die Schadstoff- 
werte den brasilianischen entsprächen 
und sich daran orientierten, die höheren 
US-Standards zu erreichen. Die Konzern- 
angaben deuten also auf größere Spiel- 
räume und vermutlich Einsparungsmög- 
lichkeiten in den brasilianischen Filialen 
hin. 

Im Falle ALUMAR dürfte es schwierig 
sein herauszufinden, ob der Staat oder 
der Weltkonzern die stärkere Position bei 
der Durchsetzung der Bedingungen für 
die Ansiediung besaßen. ALCOA und 
SHELL waren im Wettbewerb um den 
günstigeren Standort bei Bel&em im Ama- 
zonasmündungsbereich zwar der brasi- 
lianisch-japanischen Firmengruppe AL- 
BRAS/ALUNORTE unterlegen, gewan- 
nen dann aber quasi über Nacht den 
Standort in Säo Luis. Das staatliche Elek- 
trizitätswerk ELETRONORTE gab dann 
der Fertigstellung der Überlandleitungen 
zum Wasserkraftwerk Tucurui Vorrang, 
um rechtzeitig Strom für ALUMAR liefern 


zu können. Außerdem gewährte der Staat 
Elektrizitätstarife mit 15 Prozent Rabatt, 
was umso mehr eine extreme Vergünsti- 
gung darstellt, als die Stromkosten unter 
allen Kostenarten den größten Umfang 
einnehmen. Wegen dieser Eigenart wird 
Aluminium auch „Strom in Barren“ ge- 
nannt. Das Interesse der Bundesregie- 
rung an der Ansiedlung dieses Großkom- 
plexes begründet diese Vergünstigungen. 

ALUMAR setzte mit Unterstützung von 
vier Ministerien aus Brasilia, der Bundes- 
hauptstadt, die Enteignung vieler tausend 
Kleinbauern und Fischern durch, um oh- 
ne Verzögerung, und schließlich schneller 
als die Konkurrenz bei Bel&m, die Fabrik 
hochziehen zu können. Als ALUMAR eine 
Reihe Umweltschutzeinrichtungen instal- 
lierte, mißachteten sie doch verschiedene 
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gesetzliche Auflagen. So legte ALUMAR 
eine Studie über mögliche Umweltschä- 
den durch das Werk der zuständigen Um- 
weltbehörde erst drei Jahre nach Baube- 
ginn, Mitte 1983, vor, obwohl sie zur Ertei- 
lung der Installationsgenehmigung not- 
wendig gewesen wäre. 


Wenn die Bundesregierung dem Kon- 
zern gegenüber offensichtlich sehr groß- 
zügig gewesen ist, so müssen die Um- 
weltauflagen auch als politischer Preis für 
die Zustimmung der Landesregierung von 
Maranhäo gesehen werden. Die Umwelt- 
schutzausstattung von ALUMAR ist daher 
mit hoher Wahrscheinlichkeit eher das 
Ergebnis verschiedener, kompliziert ver- 
flochtener Interessen als das simple 
Durchsetzen einer gesetzlichen Vorschrift 
oder reinen Profitinteresses. Eine weitere 
Erklärung wäre auch, daß die finanzstar- 
ken Kartellriesen Umweltschutzstandards 
durchsetzen wollen, die ihren mittleren 
Konkurrenten das Geschäft erschweren 
könnten. ALCOA hat dabei auch das In- 
teresse, das selbst entwickelte Fluorrück- 
haltungsverfahren A 398, das in ALUMAR 
eingebaut ist, weiter zu verkaufen. 


ALCOA verfügt in Brasilien über einen 
„Geschäftsführungsbereich für Umwelt- 
angelegenheiten“, der festlegt, daß ein 
großtechnologisches Unternehmen wie 
ALUMAR innerhalb des komplizierten in- 
dustriellen Fertigungskomplexes die Um- 
welt als Kostenfaktor in ihre Kalkulation 
miteinbezieht. Diese Unternehmenspolitik 
ist eine Antwort darauf, daß selbst Staa- 
ten in der dritten Welt wie das industrielle 
Schwellenland Brasilien Maßnahmen ge- 
gen die Umweltzerstörung ergreifen. Das 

ko-Management der Weltkonzerne 
drückt aber nicht etwa eine eigenverant- 
wortliche Selbsteinschränkung in der Um- 
weltbelastung aus, sondern das Interes- 
se, den staatlichen Regulierungseingrif- 
fen zuvor zu kommen und die eigene 
Kompetenz im Umweltbereich zu demon- 
strieren. Da die regionalen Umweltbehör- 
den kaum über kompetentere Fachleute 
als die Verfahrensspezialisten der Unter- 
nehmen verfügen, haben sie dabei leich- 
tes Spiel. Darüber hinaus ermöglicht die 
betriebsinterne Ermittlung und Überwa- 
chung der Schadstoffmeßwerte in Kon- 
fliktfällen ein offensiveres Verhalten. 


Die Zerstörung der traditio- 
nellen Kulturlandschaft 


Noch bevor es zu Umweltschäden durch 
Schadstoffemission kommen konnte, hat- 
ten schon viele Tausende von Menschen 
durch ALUMAR ihre langjährige Wohn- 
und Arbeitsumwelt verloren. ALUMAR hat 
ein Siebtel bis ein Fünftel der wenig indu- 
strialisierten Hauptstadtinsel Säo Luis un- 
ter seine Kontrolle gebracht. Das Unter- 
nehmensgelände liegt eine halbe Bus- 
stunde von der Hauptstadt enfernt in ei- 
ner ländlichen Umgebung, deren Land- 
schaftsbild außerdem nur noch von den 
Umspannanlagen der ELETRONORTE 
zerrissen wird. Die Gegend verfügt nur 
über unbedeutende Süßwasserläufe, 
während die Küstenstriche wirtschaftlich 
vom Fischfang und bäuerlichen Kleinbe- 
trieben geprägt sind. Die Mangrovenwäl- 
dern verleihen der Küste ihr typisches 
Aussehen, deren sumpfähnliche Lebens- 
räume für manche Meeresbewohner 
„Kinderstube“ oder wichtigste Nahrungs- 
quelle sind. Vom Bestand der Mangroven 
hängt der Fischereiertrag weitgehend ab. 
Nach Angaben des Konzerns sind acht- 
tausend, nach Schätzungen der Konzern- 
gegner mehr als zwanzigtausend Men- 
schen aus 22 Dörfern im ALUMAR-Ge- 
biet mehr oder weniger schlecht enteig- 
net, umgesiedelt oder auf die Straße ge- 
setzt worden. Für die Umsiedlung stellte 
der Konzern ein Gelände von 600 Hektar 
zur Verfügung, das die Bauern bewirt- 
schaften, ohne daran jedoch jemals Ei- 
gentum erwerben zu können. Nur dreißig 
Familien akzeptierten diese Bedingun- 
gen; die meisten ließen sich auszahlen 
und finden sich heute in den Elendsvier- 
teln der Stadt wieder. Mit der Vertreibung 
der Einheimischen hat die traditionelle 
Kultur- und Naturlandschaft ihre Eigenar- 
ten und ihr eingespieltes Gleichgewicht 


verloren. Dabei hat ALUMAR nach eige- 
nen Angaben ein Grundstück von 2.500 
Hektar für die industriellen Anlagen und 
Gebäude erworben, dazu zusätzlich von 
der Regierung 2.000 Hektar für die Ab- 
wasserseen kostenlos zur Nutzung erhal- 
ten und weitere 5.000 Hektar ebenfalls 
kostenlos als „Grüngürtel“ erhalten, der 
weder industriell genutzt noch besiedelt 
werden darf. Jose Nascimento, ein Spre- 
cher der Bürgerinitiative für Umwelt- 
schutz, nimmt an, daß der Konzern sogar 
14.000 Hektar unter seiner Kontrolle hält. 

Seit dem Bekanntwerden des Fabrik- 
projektes 1980 warnten Fachleute immer 
wieder vor der Gefährdung der spärlichen 
Süßwasserläufe der Insel, die für die 
Trinkwasserversorgung einen wichtigen 
Beitrag leisten. Sie argumentierten, daß 
durch die großflächigen Erdarbeiten der 
Grundwasserspiegel gesenkt werden 
könnte, und ihr Bestand gefährdet sei. 
Ein unberechenbares Risiko geht von den 
Speicherseen aus, in die der gefährliche 
Rotschlamm eingepumpt wird. Diese 15 
Hektar großen künstlichen Seen werden 
vom Konzern zwar als sicher bezeichnet, 
sind aber sehr umstritten. Die ALUMAR- 
Kritiker berufen sich darauf, daß solche 
Anlagen wegen der Grundwassergefähr- 
dung in empfindlichen Gebieten wie die- 
ser sandigen Inseilandschaft nach UN- 
Empfehlungen nicht eingerichtete werden 
sollten. Der Konzern gibt an, daß Grund- 
wasser, Küstenraum und Meeresleben 
durch die aus starken Deichen gebauten 
und mit PVC-Folien versiegelten Seen 
vollständig vor den Millionen Tonnen Bau- 
xitabfällen geschützt seien. Bisher gibt es 
aber noch keine übertragbaren Erfahrun- 
gen, ob die PVC-Folie jahrzehntelang 
dicht bleibt. Nach jeweils drei Jahren soll 
ein See gefüllt sein. Da die Wasser-Ätz- 
natron-Lösung ständig aus den Seen 
durch ein internes Kanalisations- und 
Dränagesystem in die Produktion zurück- 
geführt wird, — sind die Seen schließlich 
bis oben mit den festen Rückständen des 
Rotschlamms aufgefüllt — werden sie mit 
einer Tonschicht abgeschlossen und sol- 
len dann angeblich für Besiedlung, Frei- 
zeit und Gartenbau geeignet sein. Es ist 
verboten, die Flächen, die ALUMAR vom 
Staat erhalten hat, nach der Rückgabe 
mit tiefwurzelnden Bäumen zu bepflan- 
zen oder mit artesianischen Brunnen zu 
durchbohren. So erhält die Öffentlichkeit 
eine vom Konzern kostenlos genutzte und 
in ihrem weiteren Gebrauchswert erheb- 
lich eingeschränkte, ökologisch degra- 
dierte Landschaft zurück. 

Beim Bau des Fabrikkomplexes nahm 
ALUMAR weitere schwere Eingriffe in die 
Ökosysteme seines Standortes vor. So 
holzte das Unternehmen die für die Re- 
gion einzigartigen, unter Schutz gestell- 
ten Jugara-Palmen ab, ohne eine Geneh- 
migung bei der zuständigen Forstbehörde 
eingeholt zu haben. Bei den Arbeiten am 
werkseigenen Hafen zerstörte der Kon- 
zern große Flächen Mangrovenwald, wie 
er auch den Fischbestand und die Ver- 
sandung der Gewässer stromabwärts 
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Pflanzenschäden in der Umgebung von ALUMAR 


einschließlich des neuen Hafens von Ita- 
qui förderte. 


„Minimale Filuoremissionen“ 
und Hohe Schornsteine 


Der rentabilitätsorientierten Umwelt- 
schutzphilosophie des Konzerns ent- 
spricht es, daß das Schwefeldioxid aus 
der Verbrennung von Kohle und Erdöl in 
der Aluminiumoxidproduktion ungefiltert 
in die Atmosphäre ausgeblasen wird. 
ALUMAR sieht die Errichtung eines ho- 
hen Schornsteins zu diesem Zweck als 
Umweltschutzmaßnahme an, da die Ent- 
stehung von Rauchgasschäden durch die 
Abluftfahne aus einem niedrigeren 
Schornstein in der Nachbarschaft vermie- 
den werden soll. Der hohe Schornstein 
soll dafür sorgen, daß das Schwefeldioxid 
so verteilt wird, daß es keinen Schaden 
anrichten kann. Die Erfahrung der Indu- 
strieländer mit hohen Schonrsteinen hat 
gezeigt, daß nichts außer einer Problem- 
verlagerung erreicht wurde, nämlich von 
der Belästigung der unmittelbaren Nach- 
barschaft zur großräumlichen Erzeugung 
von Saurem Regen über den Industrie- 
ländern. 

Da es keine genauen Studien der kom- 
plizierten, ständig wechselnden Windver- 
hältnisse auf der Insel gibt, kann keine si- 
chere Voraussage über die Wirkungen 


des Schwefeldioxids gemacht werden. 
Viele Beobachter befürchten, daß auf- 
grund der extrem hohen bis gesättigten 
Luftfeuchtigkeit an diesem tropischen 
Standort unmittelbar nach Austritt des 
Schwefeldioxids in der feuchten Luft sau- 
rer Nebel entsteht, der sich schon in der 
Nähe der Fabrik in höheren Konzentratio- 
nen niederschlägt. Eine Arbeitsgruppe 
kritischer Wissenschaftler erwartete 1980, 
daß täglich 67 Tonnen Schwefeldioxid 
freiwerden. ALUMAR richtete 1982 35 
SO,-Meßpunkte und zwei mobile Meßsta- 
tionen ein, um die Situation vor der Inbe- 
triebnahme und die Auswirkungen der 
Fabrikemissionen ermitteln zu können. 
Ebenso wurde ein meteorologisches Un- 
tersuchungsprogramm eingeleitet, um die 
Windverhältnisse und die atmosphärische 
Verteilung zu studieren. Trotz der damit 
offen zugegebenen Unkenntnis der loka- 
len Verhältnisse und der zu erwartenden 
SO,-Konzentrationen vertrat der ALCOA- 
Mananger des „Geschäftsführungsbe- 
reichs für Umweltangelegenheiten“, Mar- 
celo Vianna, Anfang 1983 in einer Fach- 
zeitschrift, „daß die Normen der Luftquali- 
tät, was Schwefeldioxid angeht, in allen 
Phasen der Fertigung, selbst unter den 
ungünstigsten atmosphärischen Bedin- 
gungen, vollständig eingehalten werden.“ 
Marcelo Vianna lobte auch die Effektivität 
der Fluoridfilterung. Von den Fluoriden 
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über den Schmelzwannen würden über 
99 Prozent aufgefangen und wiederein- 
gesetzt werden. Die „weniger als drei 
Prozent“, die vor der Filterung über un- 
dichte Anlagen (Verfahrensbedingt) in die 
Luft der Fabrikhalle entwichen, hält er für 
harmlos. Sie können aus dem Dach ent- 
weichen und werden „von den Winden 
zerstreut, ohne Umweltprobleme zu ver- 
ursachen.“ 

Ende September 1984 konnte ich sel- 
ber mit ansehen, welche Zerstörungskräf- 
te, mit diesen Worten verniedlicht worden 
sind. Jose Naxcimento und einige Mit- 
streiter des „Komittees zur Verteidigung 
der Insel Säo Luis“ hatten mich an einem 
Sonntagvormittag mit nach Coqueiro ge- 
nommen, einem kleinen Fischerdorf etwa 
drei Kilometer von ALUMAR enfernt. 
Währnd Jose Nascimento zwei ältere 
Männer fragte, ob sie Probleme mit ALU- 
MAR hätten, machte mich Josemar Pin- 
heiro, ein Rechtsanwalt, auf pfenniggroße 
Löcher in den Blättern aufmerksam. Zu- 
nächst war ich noch skeptisch, weil ich 
Schädlingsfraß nicht von chemischen 
Einwirkungen unterscheiden kann. Erst 
als einer der älteren Männer seine Zu- 
rückhaltung aufgab, hörte ich, daß sie 
selber Veränderungen wahrgenommen 
hatten. An den Babagus auf der anderen 
Seite des Flusses waren viele Plamenwe- 
del grau und trocken geworden, offen- 
sichtlich krank. Freunde meiner Begleiter 
zeigten uns einen Kanister mit einer 
schwarzen Brühe. Einer der Fischer hatte 
die Schmutzbrühe erst am Vormittag aus 
einer über hundert Meter langen schwar- 
zen Lache in der Flußmündung ge- 
schöpft. Wir vermuteten, daß ein Kohle- 
schiff seinen Laderaum vom restlichen 
Kohlestaub ausgespült hatte. Tief er- 
schrocken war ich dann, als wir die Pflan- 
zungen einiger Dörfler besichtigten. Viele 


ALCOA 


der Maniokstauden waren gelblich-welk 
geworden. Die stärkehaltigen Wurzeln 
des Maniok stellen das Hauptnahrungs- 
mittel der Landbevölkerung dar. Bohnen- 
blätter waren übersät mit braunen Punk- 
ten. Junge Kokospalmen hatten vertrock- 
nete oder schwarze Wedel. Viele Blätter 
des Cajü-Baums, der eine vitamreiche 
Frucht mit dem bei uns als Cashewnuß 
bekannten Kern trägt, waren vertrocknet. 
Der Besitzer der Pflanzung erzählte, daß 
der Baum noch reich geblüht hätte. Jetzt 


trug er zwei notreife Früchte. Der Bauer 
hatte jetzt auch Angst um seine neu ge- 
pflanzten Orangenbäume bekommten. 
Ein Biologe, dem ich in der Bundesrepu- 
blik Bilder von den Schäden gezeigt ha- 
be, nimmt an, daß die Pflanzen an den 
Fiuoriden krank geworden sind. Die Fa- 
brik hatte erst vor einem Vierteljahr; 
schon einige Wochen vor der Einweihung 
die Produktion aufgenommen. Wegen der 
kurzen Zeit muß man annehmen, daß es 


einzuklagen. Der Vorteil für großindu- 
strielle Produktionsanlagen in den mod- 
ernsten der Dritte-Welt-Ländern liegt 
nicht mehr darin, daß sie ganz auf Um- 
weltschutzinvestitionen und entsprechen- 
de Betriebskosten verzichten können. 
Entscheidend ist, daß die Anforderungen 
in der Dritten Welt deutlich geringer sind 
und die Unternehmen über vergleichswei- 
se größere Durchsetzungsspielräume 
verfügen, schon mit der möglichen Dro- 


sich nicht um ein durch das Ökosystem 
vermittelts Vegetationssterben handelt, 
sonder um eine akute Vergiftung — durch 
„weniger als drei Prozent“ Fluoride. 


Die Grenzen des „Öko-Mana- 
gements“ 


Das Öko-Management, wie es zusam- 
men mit der Anwendung neuer Umwelt- 
schutztechniken auftaucht, gaukelt vor, 
daß die Umweitschäden durch Großindu- 
strie kontrollierbar und gesellschaftlich 
tragbar sind. Die Zerstörungen auf den 
Äckern von Coqueiro und an der Vegeta- 
tion der Umgebung zeigen, daß die Tech- 
nokraten ihre Umwelteffekte nur soweit 
wirklich kontrollieren, wie sie sich das lei- 
sten können oder wollen. Im Fall ALU- 
MAR liegen die Grenzen der ökonomisch 
akzeptablen Schutzmaßnahmen beim 
Verzicht auf die Filterung der Hallenabluft 
und in der Lösung der berüchtigten Ho- 
hen Schornsteine anstelle einer technisch 
machbaren Rauchgasentschwefelung. 
Die übrigen Umweltgefährdungen durch 
das komplexe Fabriksystem entziehen 
sich ähnlich wie die Risiken der Atom- 
energie der Kontrolle der Techniker, die 
Unfälle der Speicherseen oder Ätznatron- 
tanks ebenso wenig ausschließen kön- 
nen, wie sie die Schadwirkungen redu- 
zierten, „zulässigen“ Emissionen zuver- 
lässig einschätzen können. Für die Dritte- 
Welt-Bevölkerung sind die Belastungen 
durch diese angeblich kontrollierten 
Emission größer als in den Industrielän- 
dern, da sie viel geringere Chancen ha- 
ben, ihre Rechte wahrzunehmen oder an- 
nähernd angemessen Schadenersatz 


hung der Abwanderung in andere „Ent- 
wicklungsländer“. Dabei kann mit Sicher- 
heit davon ausgegangen werden, daß die 
Kostendifferenzen im Umweltschutz er- 
halten bleiben, vielleicht sogar infolge der 
politischen Entwicklungen in den Indu- 
strieländern noch zunehmen. Während in 
den Industrieländern der nördlichen Halb- 
kugel das Niveau der verschiedensten 
Schadstoffe das gesundheitlich Erträgli- 
che in vielen Bereichen schon überschrit- 
ten hat und zu politisch heiklen Proble- 
men herangewachsen ist, haben die Ent- 
wicklungsländer, wie es der frühere brasi- 
lianische Innenminister Reis Velloso aus- 
drückte, „noch viel zu verschmutzen“. 


Helmut Hagemann. 


Der Verfasser recherchierte den „Fall ALU- 
MAR“ bei den Vorarbeiten für ein Buch über 
die ökologische Ausplünderung Brasiliens 
durch die Weltwirtschaft, dabei unter besonde- 
rer Berücksichtigung deutscher Unternehmen 
1984, in Säo Luis und Säo Paulo. Das Buch 
„HOHE SCHORNSTEINE AM AMAZONAS. 
Umweltplünderung, Politik der Konzerne 
und Ökobewegung in Brasilien“ erscheint im 
Frühjahr 1985 im Dreisam Verlag Freiburg, 
ca. 200 Seiten, Fotos, ca. 20,— DM. Darin fin- 
den sich auch weiterführende Literaturanga- 
ben zu diesem Artikel. Der Inhalt umfaßt kolo- 
niale Ausplünderung, Industrialisierung um je- 
den Preis (Cubatäo), unter modernen Vorzei- 
chen (Alumar), Mafia, die Plünderung des 
Amazonasraumes, die brasilianische Umwelt- 
politik und die alternative Bewegung. 


und des Sambesi 


Nur zwei Beispiele für Umweltzerstörung und Konflikte in Afrika 


„Der nächste Krieg in unserer Region 
wird um das Wasser des Nils geführt wer- 
den, nicht um Politik“, sagte der ägypti- 
sche Staatsminister für Auswärtige Ange- 
legenheiten kürzlich in einem Interview. 
Und was so für den Nil gilt, könnte auch 
in einer nicht allzufernen Zukunft am an- 
deren Ende Afrikas, für den Sambesi gel- 
ten, wenn dort nämlich ein ehrgeiziges 
Vorhaben der Staaten Botswana und 
Südafrika verwirklicht werden sollte. Hier 
in Afrika, wie übrigens auch in anderen 
Teilen der Dritten Welt wird die Auseinan- 
dersetzung um den Rohstoff Wasser im- 
mer härter. 

In der westlichen Presse ist dies bis- 
lang kaum wahrgenommen worden, ob- 
wohl es immer wieder Konflikte in der 
Dritten Welt um das knapper werdende 
Wasser gab. Leider sind laut 
EARTHSCAN bislang kausale Zusam- 
menhänge wenig erforscht und dokumen- 
tiert worden. 

So z. B. war der Kampf ums Wasser 
mitverantwortlich für den Tod von tausend 
Menschen im Pundschab, als indische 
Truppen.den goldenen Tempel der Sikhs 
im letzten Jahr stürmten: Die Sikhs for- 


derten größere Anteile am Wasser der 
Region (aus den Flüssen Beas-Sutlej und 
Ravi), da Wasser die Grundlage für die 
hohen Ernteertäge in diesern Gebiet dar- 
stellt. 

In einem Bericht der Londoner Umwelt- 
organisation EARTHSCAN mit Titel „Um- 
weltzerstörung und Konflikte“! gibt es 
deshalb ein eigenes Kapitel zum Thema 
„trans-nationale Flüsse“. 

Dort heißt es u. a.: „Es gibt noch riesi- 
ge Wasservorräte, die im Eis der Arktis 
und der Antarktis verschlossen sind, im 
ewigen Eis der Berge, in einigen großen 
Seen und in wasserführenden unterirdi- 
schen Schichten. Doch der Welt geht all- 
mählich das Wasser für riesige Bevölke- 
rungen aus.“. Zitiert wird dort auch aus 
dem Bericht „Global 2.000“ an den ehe- 
maligen amerikanischen Präsidenten 
Carter, wo es zum Thema Wasser hieß: 
„in dem Maße, in dem der Bedarf an 
Wasser ständig wächst, werden die Kon- 
flikte zwischen Nationen um gemeinsame 
Wasservorräte vermutlich zunehmen, und 
es wird von einer Verdoppelung des welt- 
weiten Wasserbedarfs ausgegangen.“ 
Und der Chef der UN-Umweltorganisa- 
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Streit um die Wasser des Nil 


cherheit sind in Gefahr. Die zunehmende 
Wasserknappheit verschlimmert wirt- 
schaftliche und politische Unterschiede 
zwischen den Staaten und läßt gängige 
Vorstellungen von nationaler Sicherheit in 
höchstem Maße unstabil werden.“ Diese 
in weltweiten Maßstab geltenden Aussa- 
gen gelten so auch und vor allem für die 
eingangs erwähnten Beispiele des Nils 
und des Sambesi. 

Schon 1978 sagte der damalige Präsi- 
dent Sadat: „Wir hängen zu unserem 
Überleben zu hundert Prozent vom Nil ab. 
Und wir werden niemals zögern, da es 
sich um eine Frage von Leben oder Tod 
handelt.“ Auch heute wird das Wasser als 
ein zentrales Problem in Ägypten angese- 
hen. Grund für die ägyptischen Besorg- 
nisse ist die Tatasache, daß die afrikani- 
sche Dürre nun schon ins vierte Jahr 
geht, wodurch eine Situation entstanden 
ist, wie sie zum letzten Mal 1913 registriert 
wurde. Das hinter dem Assuan-Stau- 
damm aufgestaute Wasser reiche gerade 
hin, um das Land über das nächste Jahr 
zu bringen. Sollte die Dürre noch länger 
tion, Dr. M. Tolba, sagte im vergangenen 
Jahr: „Die nationale und die globale Si- 
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Geld alleine genügt nicht - 
Menschen brauchen Menschen 

Die sogenannte „3. Welt” braucht mehr 

als nur Spenden. Menschen sind da not- 


wendig,wo einheimische Fachkräfte noch 
tenlen. 


Sie können dazu einen Beitrag leisten 
- als Entwicklungshelfer. Mit uns, der 
AGEH, dem ältesten Entwicklungsdienst. 
Schreiben Sie uns. 
Arbeitsgemeinschaft für 
Entwicklungshilfe e.V. 
Theodor-Hürth-Straße 2-6 
D-5000 Köln 21 (Deutz) 

Telefon (02 21) 8150 21 
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anhalten, könnte das Absinken des Nils 
den Fluß für Touristenboote unbefahrbar 
machen, damit würde der Tourismus 
nachhaltig beeinträchtigt, gingen dem 
Lande Devisen verloren, zumal auch die 
Wasserversorgung in den Hotels gefähr- 
det würden. Die Stromerzeugung würde 
gemindert, so daß das Land vermehrt Er- 
döl hierfür einsetzen müßte, wodurch Ex- 
porteinnahmen verlorengingen. Dauert 
die Dürre aber noch länger an, dann 
könnte dies sogar den Tod von Millionen 
Ägyptern durch Verhungern bedeuten. 


Immer weniger Wasser für eine 
rasch wachsende Bevölkerung 


Zu Beginn der jetzigen Dürre vor drei 
Jahren war der Staudamm noch voll. Bis 
zu Beginn dieses Jahres hat Ägypten ins- 
gesamt 50 Billionen Kubikmeter Wasser 
für die täglichen Bedürfnisse der Städte 
und der Landwirtschaft entnommen. Dau- 
ert die Dürre noch ein weiters Jahr, dann 
wird soviel Wasser entnommen worden 
sein, daß dann bereits die Stromerzeu- 
gung beeinträchtigt werden wird. Dauert 
die Dürre weitere zwei Jahre an, so Joyce 
Starrin von der „Herald Tribune“, dann 
wird Ägypten seinen gesamten „lebenden 
Wasservorrat“ aufgebraucht haben. 

Aber auch wenn die Dürre auf wunder- 
same Weise enden sollte, wird es ein 
Problem geben, denn zum einen, wird 
sich die Bevölkerung des Landes von 
heute 46 Millionen bis zumJahre 2005 
verdoppeln. Zum anderen braucht Ägyp- 
tens Landwirtschaft ständig mehr Wasser. 
Sowohl die Großfarmer als auch die 
Kleinbauern können heute noch dem na- 
tionalen Kanalsystem soviel Wasser ent- 
nehmen, wie sie brauchen — und dies 
kostenlos. Dies bewirkt natürlich eine un- 
geheure Verschwendung, weshalb die 
Regierung seit einiger Zeit dabei ist, die 
Bevölkerung über diesen sorglosen Um- 
gang mit dem knapper werdenden Roh- 
stoff Wasser aufzuklären. Aber die Ver- 
antwortlichen geben heute zu, daß diese 
Kampagne bislang nicht sonderlich er- 
folgreich gewesen ist, da die Bevölkerung 
die „Dimension der kommenden Katastro- 
phe bislang noch nicht erkannt hat.“ 


Die Abhängigkeit von den 
Nachbarn am Überlauf des Nil 


Und selbst wenn Ägyptens Bürger es bald 
lernen sollten, sparsamer mit Wasser um- 
zugehen, bleibt die rasch wachsende 
Bvölkerung vom Wohlwollen der Nach- 
barn am Oberlauf des Flusses abhängig. 
Was die Befriedigung des eigenen, stei- 
genden Wasserbedarfs angeht, so hat 
sich das Land bislang stets auf seine gu- 
ten Beziehungen zum südlichen Nach- 
barn Sudan verlassen. Doch der benötigt 
ebenfalls für seine wachsende Bevölke- 
rung, und mehr noch für seine ehrgeizi- 
gen landwirtschaftlichen Entwicklungsplä- 
ne — die zur Zeit allerdings ob des wirt- 
schaftlichen und politischen Chaos im 
Lande auf Eis liegen — immer mehr Nil- 


wasser. Weil dem so ist, werden beide 
Staaten immer abhängiger vom Wohlwoli- 
len der noch weiter am Oberlauf des Nils 
gelegenen Staaten (Kenya, Uganda, Tan- 
sania und Äthiopien), deren Flüsse und 
Seen den Nil nähren. 

Auf der internationalen Wasserkonfe- 
renz in La Plata im Jahr 1977, deren ein- 
ziges greifbares Ergebnis war, für die Zu- 
kunkft internationale Abkommen zu for- 
dern, bestand Äthiopien auf dem unver- 
äußerlichen Recht eines jeden Anlieger- 
staates, einseitig die Entwicklung der 
Wasservorkommen innerhalb der natio- 
nalen Grenzen vorzunehmen, da es an 
einem internationalen Abkommen fehlen 
würde. Für Ägypten stellte sich damit die 
„Frage der nationalen Sicherheit“, da das 
Land „zu hundert Prozent vom Nil ab- 
hängt“, wie der ägyptische Delegierte 
sagte. 

Die Experten von EARTHSCAN gehen 
heute davon aus, daß Ägypten bereits in 
naher Zukunft auf die Wasserreserven 
des Tana-Sees in Äthipien sowie der 
Seen am Viktoria-Nil in Uganda angewie- 
sen sein könnte, da eben die Vorräte im 
Lake Nasser hinter dem Aussuan-Damm 
nicht mehr ausreichen. 

Dies setzt voraus, daß Äthiopien und 
Uganda bereit sind, den Wasserspiegel 
ihrer Seen zu erhöhen, gleichsam als Re- 
servoire für den Nil, wodurch jedoch bis- 
lang bewohnte Gebiete an den See-Rän- 
dern überflutet würden. Hierzu aber ist 
bis heute keiner dieser Staaten bereit und 
auch durch kein internationales Abkom- 
men verpflichtet. 

Äthiopien — zudem die meiste Zeit mit 
dem pro-westlichen Ägypten politisch in 
Fehde — hat bereits wissen lassen, daß 
es nicht bereit sei, in dieser Angelegen- 
heit mit Kairo zu kooperieren. Das selbst 
von einer schlimmen Dürre heimgesuchte 
Land plant vielmehr Vorhaben, die den 
Wasserabfluß in Richtung Sudan und 
Ägypten pro Jahr um bis zu vier Milliar- 
den Kubikmeter reduzieren würden. 


Der Sudan kooperiert — doch der 
Jonglei-Kanal-Bau liegt still 


Der Sudan hat traditionell mit Ägypten bei 
der Nutzung des Nilwassers zusammen- 
gearbeitet und so ein seltenes Beispiel 
für die friedliche Zusammenarbeit zwi- 
schen Anliegerstaaten ein und desselben 
Flusses geliefert. In der Folge aber hat 
sich der Sudan dann ernsten, internen 
Schwierigkeiten gegenüber gesehen. 
1974 schlossen die beiden Staaten ein 
Abkommen über den Bau des Jonglei- 
Kanals am oberen Nil: Durch den Kanal 
soll der Lauf des Nils verkürzt und damit 
verhindert werden, daß jedes Jahr Milliar- 
den Kubikmeter Wasser in den Sumpfge- 
bieten des Sudd versickern. Doch schon 
bald nach Bekanntgabe dieses Vorha- 
bens kam es im südlichen Sudan zu Un- 
ruhe, als nämlich Gerüchte aufkamen, 
daß nach der Fertigstellung des Kanals 
ägyptische Bauern in der Region ange- 
siedelt werden sollten. In der Hauptstadt 


des Südens gab es mehrere Tote. 

Jüngst ist die Separatistenbewegung 
im Süd-Sudan wieder in Aktion getreten. 
Die schwarzen, teilweise christianisierten 
Völker des sudanischen Südens begeh- 
ren ohne Zweifel auch gegen die vom 
Norden erzwungene Islamisierung auf, 
ebenso sehr aber gegen die Tatsache, 
daß, nach ihrer Ansicht, alle wirtschaftli- 
chen Entscheidungen allein im islami- 
schen Norden und zu dessen Gunsten 
getroffen werden. So auch die in Sachen 
Jonglei-Kanal. Das Gefühl im Süden, daß 
solche Entscheidungen allein im Interes- 
se der nördlichen, islamischen Bevölke- 
rung, und eben auch Ägyptens, getroffen 
werden, wächst zunehmend. 

Kürzlich wurden mehrere Mitarbeiter 
der französischen Kanalbaufirma von 


südlichen Aufständischen entführt und. 


seither ruht der Bau des Kanals völlig: ei- 
ne Wiederaufnahme der Bauarbeiten ist 
vorerst nicht in Sicht. 

In dem Maße, in dem die Wasserbe- 
dürfnisse Ägyptens weiter steigen, wer- 
den dessen Überlegungen hinsichtlich ei- 
ner geregelten Versorgung mit diesem 
Rohstoff eine immer wichtigere Rolle in 
der Innen- und Außenpolitik Kairos spie- 
len. Ägypten hat deshalb bereits mehr- 
fach deutlich erklärt, daß es hier um die 
„Frage von Leben oder Tod“ gehe. Die 
Londoner Umwelt-Experten sind deshalb 
der Ansicht: „Wenn die anderen Anlieger- 


staaten des Nils den Ernst der Lage in 
Ägypten verkennen, dann könnte dieses 
versucht sein, ein immer stärkeres Inter- 
esse für die internen Angelegenheiten 
dieser Nachbarn zu entwicklen und damit 
die Stabilität der ganzen Region gefähr- 
den.“ 


Streit mit Ghadafi um Untergrundwasser 


Nicht in allen Auseinandersetzungen geht 
es um das immer knapper werdende 
Süßwasser der Flüsse und nicht immer 
geht es nur um den arabischen „Schick- 
salsfluß“ Nil. 

Im August 1984 drückte Libyens Mu- 
ammar Ghadafi in Sarir, im Osten Li- 
byens, auf einen Knopf und ließ damit 
Wasser aus den Tiefen unter dem Wü- 
stensand in Richtung Mittelmeer fließen. 
In seiner Eröffnungsrede anläßlich der In- 
betriebnahme des 11 Milliarden teuren, 
künstlichen Flusses nannte Ghadafi 
Ägypten „eine von Israel und den USA 
versklavte, weibliche Ziege“, und er for- 
derte die Sudanesen auf, die Regierung 
Numeiry zu stürzen. 

Das von Ghadafi zum Strömen ge- 
brachte Wasser stammt aus einer riesi- 
gen wasserführenden Schicht unter der 
Wüste, die sich über die Staaten Libyen, 
Ägypten, Sudan, ja sogar über den 
Tschad, erstreckt. 

In einem anläßlich der Verwüstungs- 
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konferenz in Nairobi, Kenya, 1977 vorge- 
schlagenen „trans-nationalen Projekt“ 
war die „rationale Nutzung dieses Aqui- 
fers“ gefordert worden. Dazu ist es je- 
doch bis heute nicht gekommen, und 
Ägypten sowie der Sudan haben ihre 
Sorge bekundet, daß Ghadafis künstli- 
cher Fluß, von amerikanischen und süd- 
koreanischen Firmen erbaut, den Aquifer 
rasch leeren und damit den Grundwas- 
serspiegel auf dem eigenen Gebiet ab- 
sinken lassen könnte. Hier ist also mas- 
senweise politischer Sprengstoff unter- 
halb der Wüste verborgen, und eben 
nicht nur im nördlichen Afrika. Am ande- 
ren, südlichen Ende des afrikanischen 
Kontinents bahnt sich mit einem Vorha- 
ben am Sambesi-Fluß eine ähnliche in- 
ternationale Auseinandersetzung an. 


Südafrika und Botswana gegen den 
Rest des südlichen Afrika? 


Denn das nach geographischen Begriffen 
halbtrockene Botswana, dessen Territo- 
rium in weiten Teilen u. a. von der Kala- 
hari-Wüste bedeckt wird, plant in der 
Wasserwirtschaft eine engere Zusam- 
menarbeit ausgerechnet mit dem Apart- 
heid-Staat Südafrika. Mit einem Aufwand 
von drei Milliarden Dollar US soll in naher 
Zukunft Wasser aus dem Sambesi-Fluß 
in den Vaal-Fluß in der Republik Südafri- 
ka umgeleitet werden. 
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Genutzt werden soll dieses Wasser zu- 
nächst einmal in der dichtbevölkerten In- 
dustrieregion um Pretoria, wo es heute 
nach der Dritte-Welt-Nachrichten-Agentur 
IPS schon heute Versorgungsengpässe 
bei Frischwasser gibt. 

Von insgesamt 1.200 Kilometern aber 
würde das neue Äquadukt 1.043 Kilome- 
ter lang über das Gebiet von Botswana 
führen. Dafür darf das Land ein Drittel 
des durch die Pipeline strömenden Was- 
sers für eigene Bewässerungszwecke in 
den Trockengebieten nutzen, was in die- 
sem Lande erst das Fortleben der Vieh- 
zucht und eventuell Ackerbau ermögli- 
chen würde. 

Benachteiligt; würden durch diesen 
Plan ohne Zweifel die Nachbarstaaten 
Zimbabwe und Sambia, die ohnehin seit 
einigen Jahren hart von der großen afri- 
kanischen  Dürre heimgesucht werden. 
Dabei können diese beiden Staaten zu- 
dem darauf verweisen, daß der Sambesi- 
Fluß nur an einer winzigen Stelle Bots- 
wana berührt, dort wo sich die Grenzli- 
nien aller drei Staaten treffen. Viel länger 
‚sei hingegen der natürliche Grenzverlauf 
des Flusses zwischen den Staaten Zim- 
babwe und Sambia, so daß die beiden 
Staaten ein größeres Anrecht auf das 
Wasser des Flusses hätten. 

Ferner können Experten darauf verwei- 
sen, daß eine großzügige Entnahme von 
Wasser durch Botswana und Südafrika 
bei Kazangula ohne Zweifel nachhaltige 
Folgen für die Leistungsfähigkeit und Si- 
cherheit des Kariba-Staudammes am Un- 
terlauf des Flusses haben dürfte. Dieser 
vom Sambesi genährte Damm ist ein Ge- 


NEUERSCHEINUNG 


meinschaftswerk der beiden Staaten und 
liefert den größten Teil des Elektrizitäts- 
bedarfs dieser Staaten. Gefährdet wären 
zudem die Pläne Zimbabwes, dem Fluß 
künftig selbst mehr Wasser für die Be- 
wässerungslandwirtschaft zu entnehmen. 
Zugleich werden auch noch heute nicht 
abschätzbare ökologische Schäden für 
die gesamte Region befürchtet. 


Gefährdung der regionalen 
Zusammenarbeit schwarzer 
Staaten 


Wie IPS aus der Hauptstadt Zimbabwes, 
Harare, berichtet, hat die dortige Regie- 
rung jedoch gegenüber Botswana und 
Südafrika wenig Einspruchsmöglichkei- 
ten. Der Grund ist einfach: Die in dieser 
Frage anwendbaren „internationalen Re- 
geln von Helsinki“ zur Aufteilung von 
Wasser zwischen mehreren Staaten ent- 
halten nur Empfehlungen, sind jedoch 
nicht bindend. Vereinbarungen über ein 
Schiedsgerichtsverfahren gibt es bislang 
nicht. 

Gefährdet wird durch den geplanten 
Bau der Pipeline nicht Sambia allein, son- 
dern auch die gesamte Kooperation zwi- 
schen den schwarzafrikanischen Staaten 
in der Region. Die nämlich haben sich ei- 
gentlich vor fünf Jahren — gegen den ge- 
meinsamen und wirtschaftlich übermäch- 
tigen südafrikanischen Feind — in der Ko- 
ordinationskonferenz zur Entwicklung des 
Südlichen Afrika, SADCC, zusammenge- 
schlossen. Ihr gehören neben Botswana 
noch weitere acht Staaten der Region an. 
Ziel dieses Zusammenschlusses sollte es 


DER FRIEDEN IST UNTEILBAR 
für ein Europa jenseits der Blöcke — Beiträge aus Ost und West 


sein, die neuen Staaten durch engere Zu- 
sammenarbeit allmählich von Südafrika 
unabhängiger zu machen. Just dies aber 
wird jetzt durch das flächenmäßig große, 
aber dünn besiedelte Botswana gefährt- 
det, wobei Botswana ohne Zweifel durch 
den reichen weißen Nachbarn in Versu- 
chung geführt wurde. 

Aber einmal angenommen, Südafrika 
würde eines nahen Tages von der 
schwarzen Mehrheit regiert, bliebe das 
Problem doch bestehen, denn auch eine 
schwarze Regierung in Pretoria würde 
das Wasser des Sambesi nutzen wollen. 
Womit ähnlich wie im Falle des Nilwas- 
sers und des Aquifers unter der Sahara 
die zwingende Notwendigkeit internatio- 
naler Abkommen bewiesen wäre. 

Was so für den Nil, den Aquifer und 
den Sambesi gilt, gilt so abr auch für eini- 
ge andere große afrikanischen Flüsse, 
wie etwa den Senegal und den Niger, wo 
es auch bereits politische und militärische 
Auseinandersetzungen um Flußwasser 
gegeben hat. 


Christine Stottele 
Gerd Meuer 


1 Earthscan, Umweltzerstörung und Kon- 
flikte — Umweltzerstörung fördert Konflik- 
te/Konflikte fördern Umweltzerstörung 
in deutsche Sprache herausgegeben: 
epd-Materlalien 1/85 
Entwicklungspolitischer Informations- 
dienst des Evang. Pressedienstes 
Friedrichstr. 2-6 
6000 Frankfurt 17 
Preis: 7,—— DM 


Im Mai 1985 erscheint 


Herausgegeben von der „Initiative Ost-West-Dialog Berlin“ und dem Schweizerischen Friedensrat 


160 Seiten, DM 14,- 


Das Buch enthält eine Sammlung von bisher weitgehend unveröffentlichten Aufsätzen, Dokumenten, Briefen und Reden zum 


blockübergreifenden Friedensdialog, wie er sich in den letzten Jahren zwischen Gruppen und Individuen in Ost- und Westeuropa 
entwickelt hat. Dabei geht es zentral um die Frage, ob Frieden, Demokratie, Menschenrechte, soziale Gerechtigkeit und natio- 
nale Selbstbestimmung zusammengehören oder voneinander getrennt werden können. 


Aus den Texten dieses Buches wird bei allen Differenzen zwischen ost- und westeuropäischen Sichtweisen und Interessen zu- 
gleich auch deutlich, daß es zahlreiche Berührungspunkte und Ansätze für eine Kooperation über die Blockgrenzen hinweg gibt. 
Hier werden Türen geöffnet für die gemeinsame Suche nach Wegen zur Überwindung der Blöcke und zu einer dauerhaften Frie- 
densordnung auf diesem Kontinent. 


Das Buch enthält u.a. Beiträge von 

Jiri Haäjek (CSSR); Jaroslav Sabata (CSSR); Janos Kis (Ungarn); György Konräd (Ungarn); Sewerin Blumsztain (Polen); KOS 
(Polen); Edward P. Thompson (England); Zoltan Szankay (BRD); Mient Jan Faber (Holland); Mary Kaldor (England); Adolf 
Müller (CSSR/BRD); Zdenek Mlynar (CSSR/Österreich); außerdem zahlreiche Dokumente der unabhängigen Friedensinitiativen 
aus Ungarn, Polen, der Sowjetunion und der DDR. 


Zu beziehen über den Buchhandel oder beim Verlag: Oberbaum Verlag, Postfach 127, 1000 Berlin 21 


Medien zum Thema 
„Ökologie und Dritte Welt“ 


Diese Medienliste erhebt keinesfalls den An- 
spruch vollständig zu sein. Es handelt sich 
hauptsächlich um Filme und Diareihen, die wir 
auch schon im Rahmen einer Veranstaltungs- 
reihe zum Thema „Ökologie und Dritte Welt“ 
gezeigt haben, und die uns als recht brauch- 
bar erschienen. 


Tiznao: 

Das Dorf San Francisco de Tiznados stirbt 
langsam vor sich hin. Seine Bewohner, meist 
alte Leute, müssen es verlassen, weil es in 
den Fluten eines neuen Staudammes versin- 
ken wird. Die Jugend ist längst aus dieser Ge- 
gend, wo es für sie keine Arbeit und keine Zu- 
kunft gibt, abgewandert. 

Venezuela 1983, 90 Min. 


Xunan (The Lady) 

Dieser Film berichtet über die Arbeit von Ger- 
trude Düby-Blom, die während des Zweiten 
Weltkrieges nach Chiapas/Mexico auswan- 
derte, wo sie während Jahrzehnten mit einem 
Wiederaufforstungsprojekt um das Überleben 
der Lacandonen kämpfte. Doch auch sie kann 
die fortdauernde Zerstörung der indianischen 
Lebensformen durch äußere Einflüsse nicht 
verhindern. 

Peter von Gunten, Margrit Keller, Schweiz 
1982/83, 90 Min., Dokumentarfilm 

Verleih: Matthias 


Bitterer Zucker 

Mit technischem Fortschritt und wirtschaftli- 
chem Wachstum versuchte Brasilien seine 
sog. Unterentwicklung auf westlichen Stan- 
dard anzuheben. Dieses Wachstum mußte 
aber in Dollars bezahlt werden, die durch die 
Ausfuhr von immer mehr Agrarerzeugnissen 
und daraus folgernder Ausbreitung der Flä- 
chen für Exportkulturen sowie Vertreibung der 
Kleinbauern erkauft sein wollten. Am Beispiel 
des Zuckerrohrs werden die Folgen eines Ent- 
wicklungsmodells dargestellt, das die Grund- 
bedürfnisse der Bevölkerungsmehrheit igno- 
riert. 

Gordian Troeller, Claude Deffarge, BRD 1983, 
43 Min., f., Dokumentarfilm 

Verteih: Matthias 


Sudesha 

Sudesha ist die Geschichte einer Frau, die in 
einem Dorf im unteren Himalaya lebt. Die Le- 
bensgrundlage dieser Gegend ist der Wald, 
der aber von mächtigen Holzhändlern zerstört 
wird, was natürlich auch auf die Menschen zu- 
rückschlägt. Der Film beschreibt den Wider- 
stand der Bevölkerung, der unter anderem zur 
Chipko-Bewegung führte. 

Deepa Dhanrai, Indien 1983, 30 Min., f., Doku- 
mentarfilm 

Verleih: Matthias, versch. ev. Medienzentralen 
Wir müssen wieder lernen, Bäume zu pflan- 
zen 

Holz ist der einzige Energielieferant in Nepal. 
So werden auch weiterhin, trotz katastrophaler 
Folgen wie Erosion, Absinken des Grundwas- 
serspiegels und Versteppung die noch verblie- 
benen „Wälder“ abgeholzt. Der Film be- 
schreibt ein schweizer Entwicklungsprojekt, 
das mit der Bevölkerung nun andere Energie- 
formen finden will, wie Biogasanlagen mit dem 
Dung der Tiere in den Ställen, aber auch För- 
derung des Handwerks, um einen Teil der 
landwirtschaftlich genutzten Flächen zur Wie- 
deraufforstung verwenden zu können. 
Video-Kassette VHS oder als Film 16 mm, f., 
39 Min. 

Verleih: alle Landesbildstellen und Landesfilm- 
dienste 


Terra Roubada (Geraubte Erde) 

Das Sobradinho-Staudammprojekt in Brasilien 
dient zwei Zielen: Stromerzeugung und Be- 
wässerung. Das bewässerte Land dient dann 
exportbestimmter Gemüseproduktion und dem 
Anbau von Zuckerrohr, das zu Alkohol verar- 
beitet werden soll. Die 65000 in dieser Ge- 
gend lebenden Menschen wurden kurzerhand 
und ohne nennenswerte Entschädigung um- 
gesiedelt. 

Peter von Gunten, Schweiz 1980, 53 Min., f., 
Dokumentarfilm 

Verleih: Matthias, versch. ev. Medienzentralen 


Laguna de dos Tiempos (Lagune zweier Zei- 
ten) 

Film über die Folgen der Industrialisierung der 
Ostion-Lagune/Mexico. Auf einem Areal von 
80 km wird ein Industriekomplex mit petroche- 
mischen Werken errichtet. Die Folgen sind 
Verelendung und Vertreibung der indianischen 
Bevölkerung und die Beseitigung ihrer Kultur, 
Zerstörung der Natur, Vergiftung der Umwelt. 
Mexico 1982, 105 Min., f. 

Verleih: Freunde der dt. Kinemathek, Berlin 


Hilfe zur Selbsthilfe, Ökologischer Landbau 
im Entwicklungsland Rwanda 

Mit Hilfe deutscher Berater wurde in Rwanda 
ein Landwirtschaftsprojekt entwickelt, das den 
ökologischen Bedingungen tropischer Gebiete 
angepaßt ist, die Möglichkeiten des Landes 
ausschöpft und auf Technologietransfer ver- 
zichten kann. Am Beispiel des Bauern Mah- 
moud macht der Film deutlich, wie durch Hilfe 
zur Selbsthilfe das Vertrauen in das eigene 
Leistungsvermögen gestärkt wird. 

21 Min., f., Dokumentarfilm 

Verleih: Landesbildstelien 


Pestizide 

Sieben verschiedene Länder, immer die glei- 
chen Bilder: Einheimische, die Gifte brauchen, 
ohne etwas davon zu wissen. Nicht eingehal- 
tene Sicherheitsvorschriften und die häufig fal- 
sche gesundheitszerstörende Anwendung der 
Pestizide sind alltäglich. Es geht in dem Film 
nicht darum, die Schuld von Herstellerfirmen 
abzuklären, sondern vielmehr um eine ganz 
grundsätzliche Haltung, die wir — Bewohner. 
der reichen Welt — gegenüber den Ärmsten ° 
einnehmen. 

Robert Richter, USA 1980, 45 Min., f., Doku- 
mentarfilm 

Verleih: Matthias 


Stirbt ein Stamm für einen Damm? 

Ein Staudamm gefährdet die im Tal des Chi- 
co-Flusses lebenden Ureinwohner. Sie leben 
völlig autonom in einem hochentwickelten So- 
zialsystem und tiefer Verbundenheit zum Bo- 
den. Einen akezptablen Lösungsvorschlag für 
die Umsiediung der Leute wurde bisher von 
Seiten der philippinischen Regierung nicht 
ausgearbeitet. 

Marietta Peitz, BRD 1977, 28 Min., f., Doku- 
mentarfiim 

Verleih: versch. Landesbildstellen und ev. Me- 
dienzentren 


Qattara Depression — Wasser will die Wüste 
tragen 

Ägypten plant mit dem neuen Qattarawasser- 
kraftwerk seine Industrialisierung voranzutrei- 
ben. Was ist von diesem technologischen und 
ökologischen Großprojekt zu halten? Am Bei- 
spiel des Assuan-Staudammes und seinen 
Folgen geht der Film auch der Frage nach, in- 
wieweit „Entwicklung“ den Zusammenbruch 
überlieferter Gesellschafts-, Wirtschafts- und 
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Kulturformen begünstigt und beschleunigt. 
Klaus Dzuck, BRD 1979, Mahu Filmkooperati- 
ve, 43 Min., f., Dokumentarfilm 

Verleih: Landeszentrale für Politische Bildung, 
NRW CON, Am Westerdeich 38, 2800 Bremen 


Abgeholzt, verbrannt, verwüstet 

In mehreren Entwicklungsiändern werden die 
Folgen unkontrollierten Abholzens für den Na- 
turhaushalt und die Menschen aufgezeigt. Das 
Problem der weltweiten Holzverknappung wird 
dabei als die „andere“ Energiekrise herausge- 
stellt. Lösungsansätze werden aufgezeigt. 
BRD 1980, 40 Min., f. 

Verleih: Landesfilmdienste 


Terra dos Indios ( Land der Indios) 

Fünf Millionen Indios lebten auf jenem Gebiet, 
das Brasilien umfaßt. Heute sind es etwa noch 
200000, die in kleinen Reservaten zusam- 
mengepfercht werden. Der Film beschreibt ih- 
re Lebensverhältnisse, die Verfolgung durch 
kaltblütige Geschäftemacher, die Ausbeutung 
ihres Landes durch die Regierung und ihren 
Widerstand gegen die kulturelle Unterdrük- 
kung. 

Brasilien 1979, 85 Min., f., Original mit deut- 
schen Untertiteln 

Verleih: Freunde der deutschen Kinematik, 
Berlin 


en 
KÖPRÜ PA HTEPYPA A PONTE ELPUENTE IL PONTE MOST 


DIE BRÜCKE 


NACHRICHTEN e MEINUNGEN @eKUITUREFUR 
GERICHBERFOHTIGUNG UND VOLKERVERSTANDIGUNG 


FORUM ZUR DISKUSSION 
UM EINWANDERER- UND 
FLÜCHTLINGSFRAGEN 


erscheintzweimonatlich 


e untersucht die Ursachen und 
Folgen der Migration 


e vertritt dieThese, daß die _ 
Bundesrepublik Deutschland für fast 
fünf Millionen kurdischer, türkischer, 
griechischer, italienischer, spanischer, 
portugiesischer, jugoslawischer und 
nordafrikanischer Arbeitsemigranten 
ein Einwanderungsland ist 


eargumentiert gegen 
Integration und Assimilation 

für eine multikulturelle Gesellschaft 
und kulturelle Autonomie 


ebekämpft den Rechtsradikalismus 
und vergesellschaftlichten Rassismus, 
die staatliche „Apartheids“-Politik 


esammelt und 
liefert Informationen 
über den Immigrantenalltag 


e veröffentlicht kulturelle 
Beiträge von Emigrantenkünstlern- 
und Schriftstellern 


DIE BRÜCKE -über 80 Seiten- 
kostet nur 3,50 DM 
Anschrift für Kontakte und Bestellungen: 
Necati Mert o Im Stadtwald, Bau 14a, 
6600 Saarbrücken 11, Iel.0681-302 2960 


Konto: „DIE BRÜCKE” /A.Poetz, Nummer 1054336300 
BfG-Saarbrücken BLZ.5%00111 
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Togpan 

Dieser Film ist eine Nachinszenierung wirkli- 
cher Ereignisse. Er entstand unter den Ein- 
drücken des Oktoberaufstandes 1973 und ba- 
siert auf den realen Lebenserfahrungen des 
thailändischen Bauern Tongpan. Sein Leben 
wird zum Exempel dafür, wie sehr sich groß- 
technologische Entwicklungsplaner oft an den 
Interessen der Mächtigen orientieren. 
Kollektivproduktion, Thailand 1977, 60 Min., 
sw., Spielfilm (deutsche Untertitel) 

Verleih: Matthias/ev. Medienzentren 


Lebenswichtiges Wasser 

Diese Tonbildreihe zeigt, wie wichtig Wasser 
für das Überleben der Menschheit ist. Sie geht 
auf Themen wie Trinkwasserknappheit in gro- 
Ben Städten, Überschwemmungen und Dürre, 
Bewässerungsprobleme in zahlreichen Regio- 
nen der Dritten Welt und die Folgen der Was- 
serverschmutzung ein. 

50 Farbdias, 1 Tonkassette sowie weiteres In- 
formationsmaterial, ca. 15 Min. 

Verleih: AV Akademie Bonn/örtliche oder re- 
gionale Medienstellen 


Die letzten Tage der Wälder 

Ursachen und Folgen des Waldsterbens in der 
Bundesrepublik und in der Dritten Welt. Ver- 
schiedene Strukturen, die doch alle zur glei- 
chen Katastrophe führen. Aber auch auf Per- 
spektiven wird eingegangen. 

48 Farbdias, Tonkassete und Begleittexte, 25 
Min. 

Verleih: AV Akademie München, Untertarel- 
weg 142, 8035 Lanting 


Futtermittelimporte aus der Dritten Welt 

Die Tonbildreihe will aufzeigen, daß der Anbau 
von Futtermittelimporten in der Dritten Welt 
vor allem die Grundnahrungsmiittel für die är- 
mere Bevölkerung verdrängt und so zu einer 
Lebensmittelverknappung in den jeweiligen 
Ländern führt. 
Burkhard/Franke/Hartmeier, 
Farbdias, 25 Min. 

Verleih: ev. Medienzentren 


BRD 1983, 60 


Mang Marciano — oder das Geschäft mit 
dem Gift 

Diese Serie zeigt anhand des Schicksals eines 
philippinischen Kleinbauern, welche Auswir- 
kung die Anwendung von Hochertragssorten 
im Reisanbau und der damit verbundene Ein- 
satz von chemischen Düngemitteln und Pflan- 
zenschutzmitteln hat. Genannt werden auch 
die wirtschftlichen und politischen Interessen, 
die diese Entwicklung vorantreiben. 

Farmers Assistance Board, Deutsche Bearbei- 
tung Burkhard/Stegemann, Philippinen 1984 
Verleih: ev. Medienzentralen 


Unsere Kühe weiden am La Plata 

Diese Tonbildreihe zeigt, welche Verflechtun- 
gen zwischen der deutschen Landwirtschaft 
und den Futtermittelimporten aus der Dritten 
Welt bestehen. In Gesprächen mit Bauern wird 
der Konflikt zwischen Ökologie und Ökonomie 
in der Landwirtschaft deutlich. 

Rudolf Buntzel, BRD 1979/83, 49 Dias, 17 
Min, f. 

Verleih: ev. Medienzentralen 


Der Matthias Film-Verleih hat die Anschrift: Evange- 
lisches Zentrum für entwicklungsbezogene Filmar- 
beit, Gänsheidestr. 67, 7 Stuttgart 1. Die Adressen 
der verschiedenen ev. Medienzentralen sind eben- 
falls dort erhältlich. 
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in den Tropen — Ecofarming in Theorie und 
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Karlsruhe 1984 

Reihe „Alternative Konzepte“ Nr. 46 

Verlag ©. F. Müller 


Ludwig Trepl; Ökologie — Alternative zu den 
„klassischen“ Naturwissenschaften? 
in Wechselwirkung Nr. 21, 1984 


Dritte Welt, Ökologie und unsere Verantwor- 
tun: 

in: Ökomitteilungen 5/1984 

Ökoinstitut Freiburg 

Die Grünen im Bundestag (Hrsg.); Pestizide 
Ex- und Import 

Folgen des Pestizidexports in Ländern der 
Dritten Welt 

Köln 1985 

Kölner Volksblatt Verlag, Palmstr. 17, 

5000 Köln 1 


Weimert, Kress, Karpe; Umweltprobleme und 
nationale Umweltpolitiken in Entwicklungs- 
ländern 

Forschungsberichte des BMZ, Band 22 
Weltforum Verlag, München, Köln 1981 
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Ökologie — Zur Umweltkrise unserer Welt 
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Römpczyk, E.; Internationale Umweltpolitik 
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epd-Materialien; 

Entwicklung und Ökologie 1/82 
Frieden, Ökologie, Entwicklung IV/83 
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Maderspacher, F., Stüben, P.; Bodenschätze 
contra Manschenrechte 

Vernichtung der letzten Stammesvölker und 
die Zerstörung der Erde im Zeichen des Fort- 
schritts 

Hamburg 1984 

Junius Verlag 


Der Mensch und die Biosphäre 
UNESCO Kurier 4/1981 


DNR (Hrsg.); Symposium „Umweltgerechte 
Entwicklungspolitik“ Tagungsbericht Beiträge 
zum Natur- und Umweltschutz, Heft Nr. 9, 
Bonn 1983 
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Earthscan 

Hrsg.: International Institute for Environment 
and Development 
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Ambio 
Hrsg.: Royal Swedish Academy of Sciences 
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Ökologischer Pressedienst c/o Reinert 
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Spenden ändern noch keine Machtstruk- 
turen. 


Aber wenn sie die Initiativen der Betroffe- 
nen stärken, kann damit ein erster Schritt er- 
folgen, um die Ursachen von Hunger und 
Elend zu beseitigen. Dafür setzen wir uns 
ein. 


Die ASW, Aktionsgemeinschaft Solidarische 
Welt, sucht Mitstreiter/innen, die ein Projekt 
nicht nur einmal, sondern dauerhaft unter- 
stützen. Die sich auch über Hintergründe 
und Zusammenhänge informieren wollen. 


Mit vielen kleinen, überschaubaren Projek- 
ten können Veränderungen bewirkt werden! 


Rufen Sie uns an. Oder schreiben Sie. Wir 
informieren Sie. 


ASW, Aktionsgemeinschaft 
Solidarische Welt e.V. 
Friedrichstr. 236 

1000 Berlin 61 

Tel. 030-2 510265 

Konto 1600 220 800 

Bank f. Gemeinwirtschaft, Berlin 
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Minderheiten 


Widerstand gegen Landraub, 
Ölpalmen und Pestizide 


Quicha-Indianer durch Entwicklungsprojekt bedroht 


In Coca, einem verschlafenen Pionier- 
städtchen am Zusammenfluß von Coca 
und Napo in der Provinz Napo, Ecuador, 
liegt Spannung in der Luft. Bewaffnete 
Truppen, Gewehr im Anschlag, fahren 
durch die Straßen. Ein Landspekulanten- 
boom hat eingesetzt, da bekannt gewor- 
den ist, daß die Firmen Palmoriente $.A. 
und Palmeras de Ecuador S.A. ihre je- 
weils 10.000 ha großen Plantagen Afrika- 
nischer Ölpalmen auf insgesamt 200.000 
ha ausweiten wollen. Dies bedeutet einen 
erneuten Kahlschlag des Amazonasre- 
genwaldes, diesmal in Ecuador, das ins- 
gesamt nur über eine Fläche von 100.000 
km? Regenwald verfügt. Es bedeutet un- 
widerbringliche Verluste an Pflanzen- und 
Tierarten, Veränderung des Mikroklimas, 
d.h. weniger Niederschläge. Schon in 
diesem Februar klagten viele über die 
lange Trockenheit. Es bedeutet Vertrei- 
bung von Quichua-Indinaern, die dort in 
„Comunas“ (Gemeinden) traditionell Sub- 
sistenzwirtschaft betreiben, d.h. von 
Jagd, Fischfang und „Chacra“ (Garten- 
bau)wirtschaft leben, die aber auch Klein- 
tiere halten und einige Marktprodukte kul- 
tivieren wie Mais, Reis und Erdnuß. Es 
bedeutet die Vertreibung von Kleinsied- 
lern, die sich in den letzten Jahren ent- 
lang der für die Erdölausbeutung gebau- 
ten Straße niederließen. Auch diese sind 
Indianer aus dem Hochland von Ecuador, 
die ihre kargen Böden verließen, um im 
Urwald das ihnen von den Regierenden 
verheißene Paradies zu suchen. Regie- 
rende, die sich auf diese Weise einer 
dringend notwendigen, durchgreifenden 
Agrarreform entziehen. 


Deutsche 
Entwicklungsgesellschaft 


Die beiden ecuatorianischen Ölpalmun- 
ternehmen arbeiten mit 40% Auslands- 
beteiligung. Auch deutsches Kapital ist 
dabei. Die Deutsche Entwicklungsgesell- 
schaft (DEG) hat bereits 13,1 Millionen 
DM an die Palmoriente S.A. in Huashito 
gezahlt, von denen 3,1 Mio. DM als Betei- 
ligung und 10 Mio. DM als Darlehen ge- 
zahlt wurden. Die DEG rechtfertigt ihre In- 
vestitionen in ihrem Jahresbericht von 
1984 wie folgt: 


„Ecuador beschleunigt den Ausbau 
solcher Wirtschaftszweige, die sich mög- 
lichst direkt auf den Lebensstandard der 
breiten Bevölkerung auswirken und den 
sozialen Fortschritt fördern. Dieses Pro- 
jekt trägt zur wirtschaftlichen Integration 
des ecuadorianischen Amazonasbek- 
kens bei. In einer unterentwickelten Re- 
gion werden rund 770 Arbeitsplätze ge- 
schaffen und eine moderne Plantagen- 
technik eingeführt. Die Produktion ist 
ausschließlich für den Inlandsmarkt be- 
stimmt, so daß bisherige Improte substi- 
tuiert werden.“ 

Der Jahresbericht verschweigt 
— die mit dem Projekt einhergehende 

Zerstörung des hochsensiblen ökologi- 

schen Gleichgewichts des Amazonas- 

Regenwaldes und seiner Boden- 

fruchtbarkeit, 

— daß es sich bei den bisherigen 10.000 
ha der Palmoriente S.A., für deren 
Ausbau die 13,1 Mio. DM gezahlt wur- 
den, um ein Pilotprojekt für weitere 
100.000 ha handelt, 


— daß sich nur 40 km entfernt in Shushu- 
findi ein weiteres Pilotprojekt der Firma 
Pamera de Ecuador S.A. befindet, das 
ebenfalls auf 100.000 ha ausgeweitet 
werden soll, 

— daß bereits 10-15% des ecuadoriani- 
schen Amazonasregenwaldes dem 
Kolonialisierungs-, Straßenbau- und 
Erdölboom zum Opfer gefallen sind, 

— daß die Mitfinanzierung dieses Vorha- 
‚bens die ecuadorianische Regierung 
‘unterstützt in ihrem fälschlich propa- 
:gierten Mythos vom Reichtum Ecua- 
dors durch wirtschaftliche Integration 
des Amazonasregenwaldes, statt auf 
eine durchgreifende Landreform im 
Küsten- und Hochlandbereich zu drän- 
gen und dafür Finanzmittel zur Verfü- 
gung zu stellen. 


Sehen wir uns dann den von der DEG 
geförderten „sozialen Fortschritt“ und die 
geschaffenen „Arbeitsplätze“ in den Öl- 
palmen-Plantagen an, dann stellen wir 
folgendes fest: 
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— Die Arbeitskräfte werden von „Contrati- 
stas“ (Arbeitsvermittiern) eingestellt 
und bezahlt. 

— Sie werden unter Ausschaltung direk- 
ter Arbeitsverträge und nach dem Sy- 
stem wechselnder Arbeitskräfte ange- 
heuert, wobei die Sozial- und Kranken- 
versicherung sowie zusätzliche Mo- 
natslöhne, Überstunden- und Urlaubs- 
zahlungen eingespart werden, was den 
Firmen eine Einsparung von bis zu 
45 % für eine Arbeitskraft ermöglicht. 

— Gewerkschaftliche Organisierung ist in 
diesem Systern nicht möglich. 


Trotzdem kam es Ende 1983 auf der 
Plantage von Paloriente S.A. zu einem 
schweren Arbeitskonflikt mit anschließen- 
dem wochenlangen Streik und der teil- 
weisen Besetzung des Geländes durch 
die Arbeiter. Die Firmenleitung ließ Son- 
dereinheiten der Nationalpolizei auf den 
Plantagen einsetzen, was den Streik oh- 
ne Ergebnis für die Arbeiter beendete. 
170 von ihnen wurden entlassen. 

Die Plantagen werden nach außen 
durch ein Sicherheitssystem strikt abge- 
schirmt und überwacht. Vorkommnisse, 
z.B. Arbeitsunfälle durch mangelnde Vor- 
kehrungen beim Umgang mit Spritzmit- 
teln (u.a. das hochgiftige und in Deutsch- 
land verbotene Aldrin und Endrin), drin- 


Auswirkung des Ölpalmen-Anbaus auf die Indigena-Bevölkerung 
Agreindustelle Großplantagen 


Unwiderrufliche Zerstörung großer Urwaldgebiete Agroindustri 
elle Verar- 
beitung 


kein Material| | Beendigung i Verschmutzung Kreditaufnahme 
für Haus- u. der indiani der Flüsse durch zunehmende 
Wohnungs- Sammler- ä Abwässer d. Ölmühlen Verschuldung 
bau tätigkeit Ü 


Gefährdung der 
Verlust Trinkwasserver- 
der Boden- sorgung 


fruchtbarkeit 
Vernichtung des 
Fischbestandes 
Verschwin- on ökologische Schädigung 
den der tradi der gesamten Region 


tionellen 
Medizin 


Verlust wichtiger Subsistenz im Ernährungsbe- Zerstörung des traditionellen 
Selbstversorgung reich ist nicht mehr gesichert Sozialgefüges 
Abhängigkeit vm Markt zunehmende Mangel- und kulturelle Verarmung 
zunehmender Geldbedarf Unterernährung 


VERARMUNG VERLUST KULTURELLER 
IDENTITÄT 
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gen kaum nach außen, es sei denn durch 
Gerüchte, denen schwer nachgegangen 
werden kann. So wurde im Februar 1985 
bekannt, daß ein Arbeiter an Vergiftung 
gestorben und ein anderer schwer er- 
krankt sein soll. 

1982 beobachteten Mitglieder der Ge- 
meinde „Corazön del Oriente“ ein Fisch- 
sterben im Huashito, einem kleinen Fluß, 
der durch ihr Gemeindeland fließt und 
dessen Wassereinzugsgebiet sich vor- 
wiegend innerhalb der Ölpalmenplantage 
befindet. Da die Familien ihr Trinkwasser 
hauptsächlich aus dem Huashito schöp- 
fen, gingen sie der Ursache des Fisch- 
sterbens nach und fanden heraus, daß 
auf der Ölpalmenplantage Spritzmittel 
gegen Insekten (wahrscheinlich Aldrin) in 
den Fluß gelangt war. 

Auch der Behauptung der DEG, die 
Palmölproduktion sei ausschließlich für 
den Inlandsmarkt bestimmt, widerspricht 
ein Dokument der Landeszentralbank in 
Ecuador (Informe 84-012-SEI vom 
12.3.1984), das mit einem Exportanteil 
von 200.000 t Öl in naher Zukunft und für 
später mit einem Exportanteil von 
400.000 t Palmöl rechnet, wenn erst ein- 
mal alle 200.000 ha mit Ölpalmen bebaut 
sind. 


Spekulation mit Indianerland 


In Coca und an der Straße nach Coca ist 
zu beobachten, daß manch ein Siedler, 
der sich dort in den letzten Jahren nieder- 


gelassen hat, bereit ist, sein Land den 
Spekulanten zu verkaufen, da dieses je- 
des Jahr geringere Ernten einbringt. Sie 
sind die Opfer einer falschen Regierungs- 
propaganda über die vermeintliche enor- 
me Fruchtbarkeit der Regenwaldböden. 
Auch das Bürgermeisteramt in Coca ist 
dabei, eine Firma zu gründen, um sich 
den Landboom nicht entgehen zu lassen. 
Die Palmölfirmen holen sich ihre gewief- 
testen Rechtsanwälte von der Küste für 
ihre Landkaufverträge. Die indianischen 
Comunas geraten durch Landaufkäufer 
zunehmend unter Druck. Ein Capuziner- 
Missionar gerät in Verdacht, ein subversi- 
ver Aufrührer der Indianer zu sein. Ver- 
breitet wurde dieser Rufmord vom Land- 
wirtschaftsministerium. 

Niemand kann sich vorstellen, daß die 
Quichua selbst große Bedenken und 
Ängste gegen solche Großprojekte ha- 
ben, die ihnen ihre Lebensgrundlage 
Wald vernichten, und daß sie es auch 
verstehen, ihre Landrechte selbst zu ver- 
teidigen. 

Dabei sind sie seit 1979, dem Beginn 
der mit deutschen Geld finanzierten Ar- 
beiten der Palmoriente S.A. im Gebiet 
„Huashito“, einem zunehmenden Druck 
von Seiten des Unternehmens ausge- 
setzt. Sie sollen Land verkaufen oder ab- 
treten. Da ist zum Beispiel die Comuna 
Huaysa, der laut Aussagen der Comun- 
eros mehrmals der „Vorschlag“ gemacht 
wurde, 1000 ha ihres an die Plantage 
grenzenden Reservelandes an die Palm- 
oriente abzutreten. Als Gegenleistung 


wurde ihnen der kostenlose Bau von We- 
gen, einer Schule und eines Gesund- 
heitsposten versprochen. Außerdem wur- 
den ihnen lukrative Arbeitsmöglichkeiten 
auf der Plantage in Aussicht gestellt. Der 
Direktor der lokalen Agrarreform- und Ko- 
lonialisierungsbehörde (IERAC) in Coca 
verlangte ebenfalls von der Comuna die 
Übergabe von 1000 ha an das Unterneh- 
men. Die Comuna weiß in einer Ver- 
sammlung energisch alle Forderungen 
und Angebote zurück. 


Widerstand der 
Indianer-Organisationen 


Für die Quichua ist es schwer zu verste- 
hen, warum nach Jahrhunderten Desin- 
teresse, Diskriminierung, Landraub und 
Vernachlässigung ihrer Bedürfnisse und 
Forderungen nun auf einmal alle sich für 
sie interessieren. Ihnen kommt es reich- 
lich unsinnig vor, ihren Wald, von dem sie 
leben und den sich nach wie vor traditio- 
nell für sich nutzen, abzuschlagen, um 
dort vier oder fünf schnellwachsende 
„Nutz“-Baumarten neuanzupflanzen, die 
sie dann nach 15 Jahren forstwirtschaft- 
lich „ernten“ durfen. Sie haben schon ihre 
negativen Erfahrungen gemacht mit dem, 
was im westlich-kapitalisitschem System 
Nutzung bedeutet. So wurde z.B. bei ih- 
nen aus nahe der Straße gelegenen Ge- 
meinden Edelhölzer für nur 200 Sucre 
(DM 5,—-—) das Stück von Holzfirmen 
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Diktatur der Freundlichkeit. Über 
Bhagwan, die kommende Psychokra- 
tie und Lieferanteneingänge zum 
wohltätigen Wahnsinn. 


»Die Deutschen sind ein unglückliches 
Volk: entweder sentimental oder bru- 
tal.« (Gerhard Eissler) 

Sentimentalität ist angesagt, im Au- 
genblick zumindest: 


Am Geschäftserfolg der Sannyasins 
Ist ablesbar, wie unaufhaltsam sich 
die bürgerliche Gesellschaft zur thera- 
peutischen Hilfsgemeinschaft auf Ge- 
genseitigkeit wandelt Die Gesell- 
schaft schließt sich zur Gummizellezu- 
sammen, In der noch jedes »Fest des 
Lebens« (Bhagwan) und jeder grobe 
Unfug erlaubt Ist. Es muß nur SpaB ma- 
chen und das Lebensgefühl stärken. 
Die unheimliche Freundlichkeit der 
Sannyasins deutet einen neuen Zu- 
stand von Herrschaft an: Vor dem Ge- 
fOhl, ist es nur authentisch, spontan 
und echt, sind alle gleichgeschaltet. 
Über Bhagwan zu sprechen heißt zu- 
gleich, über das sichtbare Siebzigstel 
des Eisbergs zu sprechen. Die übertrie- 
bene Aufmerksamkeit der Öffentlich- 
keit speist sich aus Neid darüber, wie 
mühelos Bhagwan zu Geld kommt, wie 
er die gängige Ansicht Lügen straft, 
hocharbeiten vom Tellerwäscher zum 
Neckermann müsse sich ein Jeder. Die 
gängige Kritik, es handle sich hier um 
eine ’Kommerzialisierung legitimer Be- 
dürfnisse’ oder gar um eine ausgebuff- 
te 'Jugendsekte’ IäBt durchblicken, 
hier habe sich einer die 26 Rolls-Roy- 
ces gar nicht anständig verdient. 


Hrsg.: Initiative Sozialistisches Forum 
Freiburg (1984). Ca. 150 Seiten, ca. 9,80 
DM, ISBN: 3-924627-02-9 


FRIEDEN — je näher man hinschaut, 
desto fremder schaut es zurück. Zur 
Kritik einer deutschen Friedensbewe- 

ung. 

war hat die Friedensbewegung die 
Pershing-Stationierung nicht verhin- 
dert, dafür aber ein anderes Ziel er- 
reicht: die Endiösung der Sinnkrise. 
Der »heiße Herbst« therapierte gelang- 
weilte Staatsbürger, denen Autos und 
Kühlschränke allein die Herzen nicht 
mehr erwärmen. Massenhafte «Die- 
Ins«, Fastenaktionen, Bittgebete und 
Menschenketten: Sie waren nicht MIt- 
tel des Widerstandes gegen Raketen, 
sondern bemühte Versuche, sich als 
Überlebensgemeinschaft zu finden. Es 
ging nicht um den Kampf gegen den 

rieg, sondern um die psychische Sa- 
nierung Deutschlands. Der Rest ist So- 
zialdemokratie. Es kam wie es In 
Deutschland immer kommen muß, 
wenn es nicht um Emanzipation, son- 
dern ums Überleben geht. 


Hrsg.: Initiative Sozialistisches Forum 
Freiburg (1984). 290 Seiten, 15.80 DM, 
ISBN: 3-924627-01-0 


„Wenn wir unser Scheitern nicht stän- 
dig wiederholen wollen; wenn auch der 
politische Erfolg möglich werden soll, 
so kommen wir nicht umhin, unsere 
Niederlagen zu untersuchen. Dazu bie- 
tet das Buch reichlich Material.« (Gras- 
wurzelrevolution Hamburg) 


Ca ira Verlag Freibu 


Bezug über: regenbogen b 
seellngstr. 47, 1 berlin 19 


vertrieb, 


herausgeschlagen, die dabei viel Wald 
beschädigten und zum Teil verwüsteten. 

Einem von außen anreisendem Beob- 
achter stellt sich die Frage, warum der 
US-—AID unbedingt den vorhandenen 
Wald der Quichua-Comunas in sein Auf- 
forstungsprogramm einbeziehen will. Die 
an der Straße siedelnden Kleinbauern 
hätten Wiederaufforstung viel nötiger, da 
sie den Wald zur Landgewinnung total 
gerodet haben. Es stellt sich auch die 
Frage, warum man eigenständig arbei- 
tende indianische Organisationen nicht in 
Ruhe ihre basisdemokratisch beschlos- 
sene „Entwicklung“ in von ihnen konzi- 
pierten und kontrollierbaren Programmen 
durchführen läßt? Die UNAE z.B. be- 
schäftigt zur Zeit einen Vermessungsin- 
genieur, der zusammen mit den Gemein- 
den deren Land vermißt, damit alle Co- 
munas Landtitel bekommen und als juri- 
stische Personen anerkannt werden. Sie 
hat ihr eigenes Landwirtschaftsprogramm 
zur Verbesserung ihrer Agrarstruktur und 
der Kleintierhaltung und ein eigenes Aus- 
bildungsprogramm für Agrarpromotoren. 

In diesen „Tanz ums goldene Kalb“, 
dem Land der Indianer und Kolonisten, 
platzte im Februar 1985 die noch unbe- 
stätigte Nachricht, daß die Regierung das 
Land zum Nationalforst erklären lassen 
will. Das würde alle bisherigen Landtitel 
den Quichua-Comunas und der Klein- 
siedler für ungültig erklären. Das Land 
würde auf diese Weise zu Staatsland, 
das den Holzfirmen zur Ausbeutung frei- 
gegeben würde. Das wäre die Vorstufe 
für den endgültigen Kahlschlag für die Öl- 
palmen. 


Das US-AID-Aufforstungsprojekt hätte 
damit nur noch Alibi-Funktion für die 
ecuadorianische Regierung. Sie würde 
die Aufmerksamkeit auf das Auffor- 
stungsprogramm lenken können und in 
der gleichen Zeit kaum bemerkt von der 


Öffentlichkeit größere Waldflächen von 
Holz- und Ölpalmfirmen kahlschlagen 
lassen. 

Die CONFENIAE (Condederaciön de 
Nacionalidades Indigenas de la Amazonis 
Ecuatoriana) mit Sitz in Quito unterstützt 
den Kampf der ihnen angeschlossenen 
UNAE in ihrem Kampf gegen die sie be- 
drohenden Interessen. Sie hat eine Doku- 
mentation über die Auswirkungen das 
Anbaus der Afrikanischen Ölpalme als 
Monokultur im Amazonasregenwald er- 
stellt, die besonders auch den ökologi- 
schen Aspekt berücksichtigt und die Ge- 
fahren des Pestizideneinsatzes aus Flug- 
zeugen für die Umwelt hervorhebt. Titel 
dieser Dokumentation ist „Ölpalmen- 
Plantagen im Amazonastiefland Ecua- 
dors — ein agroindustrielles Großprojekt 
bedroht den indianischen Lebens- 
raum —". Diese Dokumentation ist zu- 
gleich ein Aufruf zur Hilfe an Umwelt- 
schützer und Solidaritätsgruppen in aller 
Welt und besonders in jenen Ländern, 
aus denen die Finanzierungen und das 
Know How für die Ölpalmplantagen kom- 
men: das sind Frankreich, Belgien, Lu- 
xemburg, England und die Bundesrepu- 
blik Deutschland. 

Käthe Meentzen, 1.3.1985 


Die Dokumentation kann bezogen werden 

— auf Spanisch bei: CONFENIAE, Apartado 
4180, Quito, Ecuador. Kosten: US-Dollar 

— auf Deutsch bei: FIAN (Food First Informa- 
tion and Action Network), Postfach 1302, 
6906 Leimen. Kosten: DM 6,—— + Porto. 


Die ecuadorianischen Indianer-Organisa- 
tionen suchen für ihre Öffentlichkeitsarbeit 
dringend Informationen über die langfristi- 


gen Folgen von Ölpalmen-Plantagen in an- 
deren Ländern. Wer helfen kann, melde 
sich bitte direkt bei CONFENIAE oder bei 
FIAN. 
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Aktionsprogramm gegen Futtermittelimporte 


Spielwiese oder neue Akzente? 


Das Aktionsprogramm gegen 
Futtermittelimporte 


Eine weitere Spielwiese für die Dritte- 
Welt-Bewegung oder neue Akzente für 
die entwicklungspolitische Öffentlichkeits- 
arbeit? 

Auf dem achten Bundeskongreß ent- 
wicklungspolitischer Aktionsgruppen (BU- 
KO) im Juni 1984 in Münster wurde die 
Durchführung einer weiteren BUKO-Öf- 
fentlichkeitskampagne beschlossen 
des Aktionsprogramms gegen Futter- 
mittelimporte. 

Ziel dieses Programmes ist es, am Bei- 
spiel des Handels mit Futtermittelmdie 
Auswirkungen von Agrarstrukturen und 
-politik in der Europäischen Gemeinschaft 
(EG) auf die Ernährungslage und land- 
wirtschaftlichen Produktionsverhältnisse 
in der Dritten Welt deutlich zu machen. 

Vom 10.—16. Juni 1985 findet im Rah- 
men dieses Programmes eine erste bun- 
desweite Aktionswoche mit dezentralen 
Aktivitäten der verschiedensten Gruppen 
und Initativen statt — Anlaß genug, sich 
einige Gedanken zur Stoßrichtung und 
Perspektive des Aktionsprogramms zu 
machen. 


Veredelung hier... 


Mehr als 20 Millionen Tonnen Futtermittel 
importiert die EG jährlich aus Ländern der 
Dritten Welt. Soja aus Brasilien und In- 
dien, Tapioka (Produkt der Maniokknolle) 
aus Thailand und China, Erdnüsse aus 
dem Sahel, Kopra und Palimschrot aus 
Südasien sind unverzichtbare Rohstoffe 
für die hiesigen tierischen Veredelungs- 
produkte geworden. Insgesamt kommen 
rund 42 % aller Futtermitteleinfuhren aus 
der Dritten Welt; daneben sind allein noch 
die Soja- und Maiskleberlieferungen der 
USA von nennenswerter Bedeutung. 

Die Verfügbarkeit dieser billigen, weil 
von der EG-Marktordnung weitgehend 
verschonten, Importfuttermittel darf als 
wesentliche Voraussetzung für die Aus- 
weitung der industriellen Massenviehhal- 
tung und bodenunabhängigen Tierpro- 
duktion in der EG angesehen werden. 
Hier haben nicht nur Preisvorteile gegen- 
über einheimischem Futtergetreide und 
die damit verbundenen Kostenersparnis- 
se eine begünstigende Rolle gespielt. 
Wichtiger noch ist die kontinuierliche Ver- 
sorgung mit steigenden Mengen eiweiß- 
reicher Futtermittel gewesen. Angesichts 


der gegebenen EG-internen Bodennut- 
zungsstrukturen wären die enormen Pro- 
duktionssteigerungen in der Milch-, 
Fleisch- und Eiererzeugung ohne den Ei- 
weißtransfer aus Übersee kaum denkbar 
gewesen. Beispielsweise beruhten 1981 
18% der tierischen Produktion in der BRD 
auf Futtermittellieferungen aus der Dritten 
Welt (berechnet nach Eiweißgehalt; Die- 
fenbacher/Busacker 1984’). Wollte man 
diese Einfuhren durch einheimischen Fut- 
terbau ersetzen, würde dies 1,4 Mio. ha 
oder 11% unserer landwirtschaftlichen 
Nutzfläche in Anspruch nehmen — mithin 
eine drastische Verschiebung in der Nut- 
zungsstruktur voraussetzen.? 


chi. Melassel, 1.6 Mio. ı 


Brasiken (Soja, Schrote 
aller Art), 3.4 Mio. ı 


Argentinien (Öltaaten, 
Gewside), 3.3 Min. ı 


...Verelendung dort 


Der gewaltige Nachfragesog der EG hat 
in den betroffenen Agrarregionen der Drit- 
ten Welt erhebliche Strukturveränderun- 
gen ausgelöst. Er bescherte Brasilien ei- 
ne Steigerung der Sojaproduktion von 0,5 


auf 15,5 Millionen Tonnen in nur 15 Jah- . 


ren.? Der Tapiokaboom in Thailand ließ 
die Maniokanbauflächen von 1020 qkm 
im Jahre 1965 auf 9500 qkm 1980 herauf- 
schnellen.? 

Immer neue Länder gliedern sich in die 
Kette der Futtermittellieferanten ein, um 
dringend benötigte Devisen zu erwirt- 
schaften. Die Hoffnung auf eine problem- 
lose Finanzierungs- und Einkommens- 
quelle wird jedoch zunehmend von den 
vielfältigen negativen, für die Exportland- 


wirtschaft allerdings charakteristischen, 
Auswirkungen überschattet. 
Augenscheinlichstes Ergebnis dieser 
Entwicklung ist die Verschlechterung der 
Nahrungsmittelversorgung für die einhei- 
mische Bevölkerung. So verdrängte der 
Soja-Anbau in Brasilien zu 88% andere 
Bewirtschaftungsformen, von denen wie- 
derum 93% der inländischen Ernährung 
dienten. (Calcagnotto 1984)? Als Folge 
dieser Verdrängung muß heute das tradi- 
tionelle Hauptnahrungsmittel  „feijao“ 


(Schwarze Bohnen) zu einem erheblichen 
Teil importiert werden und ist für die är- 
meren Bevölkerungsschichten fast uner- 
schwinglich geworden. 


Mittlerer u. Naher 
Osten, 696 15d. ı 


Übriges Afrika 
(Melasse, Ölsasıen), 
1.01 Mio. 


Soweit nicht eine unmittelbare Boden- 
konkurrenz die Ursache ist, vollzieht sich 
die Verdrängung durch den Entzug ande- 
rer wichtiger Produktionsfaktoren. Kredi- 
te, staatliche Infrastrukturleistungen, Ver- 
marktungshilfen u. a.. werden auf die Ex- 
portproduktion konzentriert, die Unterstüt- 
zung der Nahrungsmittelerzeugung muß 
hinter dem Devisenhunger der Regierun- 
gen und einheimischen Eliten zurückste- 
hen. 

Damit einher gehen tiefgreifende Ver- 
änderungen in den Besitz- und Einkom- 
mensstrukturen. Allein im brasilianischen 
Bundesstaat Rio Grande do Sul mußten 
während des Sojabooms der letzten 20 
Jahre rund zwei Millionen Menschen ihr 
Land verlassen. (Schumann 1984)° Auch 
die noch verbliebenen klein- und mittel- 
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bäuerlichen Produzenten geraten mit 
dem Einstieg in das Soja-„geschäft“ un- 
vermeidlich in die Fänge des Agrobusi- 
ness mit den bekannten Folgen. Eine 
zweiseitige Abhängigkeit — auf der Be- 
schaffungsseite hinsichtlich des Bezugs 
und der Finanzierung von Betriebsmitteln 
(Saatgut, Pestizide, Maschinen), auf der 
Absatzseite bezüglich des Verkaufs ihrer 
Erzeugnisse an marktbeherrschende und 
preisdiktierende Handelskonzerne — 
zwingt sie in eine aussichtslose Verschul- 
dungsspirale, an deren Ende ebenfalls 
Landverlust und Abwanderung in die 
großstädtischen Slums oder neuerschlos- 
senen Urwaldregionen am Amazonas 
stehen. 


nistischen Eingriffen, wie im Falle des 
Thailand von der EG aufgezwungenen 
SBA. 

Schätzungen des Deviseneffekts aus 
den brasilianischen Sojaexporten weisen 
auf negative Zahlungsbilanzsalden hin. 
Danach werden die Einnahmen aus dem 
Sojahandel von Devisenausgaben für Be- 
triebsmittel (Saatgut, Pestizide, Maschi- 
nen), Transport- und Vermarktungsko- 
sten, versteckten und offenen Gewinn- 
transfers der transnationalen Konzerne, 
Steuervergünstigungen und Subventio- 
nen, Zinszahlungen und nicht zuletzt für 
die nunmehr notwendig gewordenen 
Nahrungsmittelimporte erheblich über- 
troffen. (Schumann 1984, Calcagnotto 
1984)? 


( Keine Bange ! 
Wir werden euch 


SOURCE: 


In ähnlicher Weise hat auch in Thailand 
der Anbau der Exportkultur Maniok zu ei- 
ner Kommerzialisierung des ländlichen 
Lebens geführt, die in einer Gefährdung 
der Selbstversorgung, Aufweichung der 
ehemals kleinbäuerlichen Besitzstruktu- 
ren, wachsenden Abhängigkeit vom Zwi- 
schenhandel und verstärkten Abwande- 
rung aus den „Maniokdörfern“ mündet. 
{BUKO-Agrokoordination, Veredelungs- 
oder Verelendungswirtschaft 1984)7 

Diese Abhängigkeiten pflanzen sich bis 
auf nationaler Ebene fort. Anders ist die 
Unterzeichnung eines _ „freiwilligen“ 
Selbstbeschränkungsabkommens (SBA) 
seitens der thailändischen Regierung mit 
der EG im Jahre 1980 kaum zu erklären. 
Folge dieser Diversivizierungsmaßnahme 
der EG — gleichzeitig wurden nämlich 
anderen, bislang unbedeutenden Län- 
dern zusätzliche Lieferquoten zugeteilt — 
waren erhebliche Preiseinbrüche und ei- 
ne Stärkung der Position der ausländi- 
schen Exporteure. (BUKO-Agrokoordina- 
tion, Veredelungs- oder Verelendungs- 
wirtschaft 1984)® 

Damit erweist sich auch die Hoffnung 
auf eine Verbesserung der Devisenbilanz 
als trügerisch. Diesbezügliche Unwäghei- 
ten ergeben sich nicht nur aus protektio- 


"Vaincre la Faim ... 
Paris: Fräres des Hommes/Terre des Hormmes. 


du Pain sur la Planche!" 
1981. 


Nicht einbezogen in solche Berech- 
nungen sind die ökologischen Schäden. 
Die monokulturelle, chemieintensive Be- 
wirtschaftung der Sojafelder hat in Brasi- 
lien zu erheblichen Bodenerosionsproble- 
men und zahlreichen Vergiftungsfällen 
geführt. Im Süden des Landes leidet min- 
destens jeder 10. Landarbeiter und Bauer 
an den Folgekrankheiten einer schlei- 
chenden Vergiftung. Allein aus Rio Gran- 
de do Sul werden jährlich 150—200 
schwere Vergiftungen durch Pestizide mit 
Dauerfolgen oder tödlichem Ausgang ge- 
meldet. (Schumann 1984)'° In den nord- 
östlichen Maniokanbaugebieten Thai- 
lands sind die nährstoffäarmen Böden auf- 
grund der einseitigen Beanspruchung oft 
bereits nach 4—5 Jahren ausgelaugt und 
verzeichnen sinkende Hektarerträge, bis 
sie schließlich infolge totaler Degradie- 
rung nicht mehr genutzt werden können. 
(BUKO-Agrokoordination, Veredelungs. .. 
1984)" 

In beiden Ländern ist die Ausweitung 
der Exportproduktion mit der Vernichtung 
großer Waldbestände einhergegangen. 
Im brasilianischen Bundesstaat Rio Gran- 
de do Sul sark der Anteil des Nutzwaldes 
an der Landfläche infolge des Sojabooms 
seit Ende der 50er Jahre von 37% auf 


1,8%. (Schumann 1984)” In Thailand 
verringerte der extensive Ausbau von Ex- 
portkulturen, insbesondere von Maniok 
den Anteil der Waldfläche von 57% 1961 
auf 19% im Jahre 1984 — und das, ob- 
wohl die thailändische Regierung noch in 
den 70er Jahren eine Wald,reserve“ von 
50 % angestrebt hatt. (BUKO-Agrokoordi- 
nation, Der Futtermittelblues, erscheint im 
April 1985)" 


Von moralischer Betroffenheit... 


Die Ursachen und Folgen einer einseiti- 
gen, massiven Ausrichtung von Agrarwirt- 
schaften in der Dritten Welt auf die welt- 
marktorientierte Exportproduktion werden 
von den entwicklungspolitischen Aktions- 
gruppen bereits seit geraumer Zeit in ih- 
rer Öffentlichkeitsarbeit herausgestellt 
und kritisiert. 

Kaffee aus Guatemala, Tee aus Sri 
Lanka, Bananen aus Honduras, Ananas 
aus den Philippinen, Tulpen aus Kolum- 
bien — kaum ein landwirtschaftliches Ex- 
portgut, das nicht schon in der Informa- 
tionsmaschinerie entwicklungspolitischer 
Gruppen und Aktivisten verarbeitet wor- 
den wäre. Nun sind also die Futtermittel- 
importe ins Blickfeld der Szene gerückt. 

Dieser zunächst vielleicht etwas ketze- 
risch anmutende Rückblick soll keines- 
wegs die Notwendigkeit einer exemplari- 
schen Auseinandersetzung mit den Be- 
dingungen und Konsequenzen der inter- 
nationalen Arbeitsteilung im Agrarsektor 
in Frage stellen. Gefragt werden muß al- 
lerdings nach der Wirksamkeit der dies- 
bezüglichen Informationsarbeit. Und in 


En Tas FÜR HERIKH“ | 


«Hier bitte, meine Spende... aber... äh... Information... nein danke... 


dieser Hinsicht haben die Erfahrungen 
des „Ein Tag für Afrika“-Spektakels zu 
Beginn dieses Jahres keine allzu großen 
Hoffnungen gemacht. Im Bewußtsein der 
breiten Bevölkerung sind trotz intensiver 
jahrelanger Aufklärungsarbeit und Bemü- 
hungen Erklärungsmuster wie „Dürre“, 
„Bevölkerungswachstum" oder „Mißma- 
nagement“ anscheinend immer noch zu 
tief verankert, als daß Raum für die Be- 
rücksichtigung struktureller Zusammen- 
hänge bliebe. 

Eine Ursache hierfür mag in den be- 
grenzten Handlungsperspektiven liegen, 
die sich aus der Problematisierung von 
Luxuskonsumgütern — und die meisten 


der bislang thematisierten „cash crops“ 
fallen unter diese Kategorie — ergeben. 
Die ökonomische Bedeutung dieser Pro- 
dukte liegt vor allem in den Vermark- 
tungs-, weniger in den Verarbeitungspro- 
fiten. Sie sind in ihrer Mehrheit nicht 
Grundlage für wirtschaftlich bedeutsame 
Produktionsprozesse, bieten daher nur 
wenig Ansatzpunkte, auf hiesige Produk- 
tionsstrukturen aufmerksam zu machen 
und verleiten in Ermangelung erfolgver- 
sprechender Strategien gegen die trans- 
nationalen Konzerne allzu schnell dazu, 
die Konsumentenverantwortung in den 
Vordergrund zu schieben. Was bleibt, ist 
oft nur eine vordergründige Betroffenheit 
und die individuelle Konsumebene als 
Handlungsperspektive — zu wenig, um 
die Macht des internationalen Agrobusi- 
ness zu brechen 


...Zum interessengeleiteten 
Aktionsbündnis 


Eine Chance, diese Beschränkungen zu 
überwinden und ein breiteres Interesse in 
der Öffentlichkeit zu wecken, bietet nun 
die Auseinandersetzung mit den Folgen 
des Futtermittelimports. Diese Lieferga- 
ben der Dritten Welt gehen als Rohstoffe 
in die hiesige Veredelungsproduktion ein 
und sind damit Grundlage für einen der 
wichtigsten Wirtschaftszweige in der BRD 
wie EG. Die gesamte bundesrepublikani- 
sche Landwirtschaft erzielte 1982 eine 
Bruttowertschöpfung von 30 Milliarden 
DM. Rund 70% davon wurden von Be- 
trieben mit tierischer Produktion beige- 
steuert.‘ Nimmt man den ganzen daran 
anknüpfenden agroindustriellen Komplex, 
d.h. Chemische Industrie und andere Lie- 
feranten von Betriebsmitteln, Transport- 
und Handelsunternehmen und die Nah- 
rungsmittelindustrie, so wird die Bedeu- 
tung dieses Wirtschaftssektors offen- 
sichtlich. 

Wie oben bereits angedeutet, hat nun 
der Bezug von Importfuttermitteln nicht 
nur in den Erzeugerländern zu umwäl- 
zenden Veränderungen geführt, sondern 


eben auch in den einführenden Staaten. 
Der Übergang zur industrialisierten Mas- 
sentierhaltung und Agrarproduktion be- 
schert nicht nur dem europäischen Groß- 
bauerntum und Agrobusiness reichhaltige 
Profite, sondern auch eine Fülle von Pro- 
blernen und Fehlentwicklungen. 

An vorderster Stelle ist sicherlich der 
Strukturwandel in der europäischen 
Landwirtschaft mit einem Bauernsterben 
ohne gleichen zu nennen. Seit 1949 ha- 
ben in der BRD fast eineinhalb Millionen 
aufgegeben. Von den verbliebenen 
764100 Betrieben sind nur noch 400000 
Vollerwerbsbetriebe, die ausschließlich 
von der Landwirtschaft leben. (Klein- 
schmidt, Eimler, Wer hat das Schwein zur 
Sau gemacht, 1984)" Die „Wachse-oder- 
Weiche“-Politik der EG, ganz an den 
Möglichkeiten standortunabhängiger 
Agrarproduktion ausgerichtet, zwingt 
jährlich 250000 Bauern in der Gemein- 
schaft zur Aufgabe (taz, 31.1.1985)'° 


Und auch von den derzeit in der BRD 
noch existierenden 400000 Vollerwerbs- 
betrieben sollen langfristig gerade noch 
25% übrigbleiben; weitgehende Progno- 
sen berechnen gar nur 12000 erforderli- 
che Betriebe. (Kleinschmidt, Eimler 
1984)"7 

Während die Pohlmänner, Lohmänner 
und Kathmanns sich in den küstennahen 
Regionen ihre Stallimperien mit mehreren 
hunderttausend Hühnern und zigtausend 
Schweinen aufbauen, und die Transport- 
kostenvorteile für die Importfuttermittel 
nutzen, drohen Tausende von klein- und 
mittelbäuerlichen Höfen in der küstenfer- 
nen Regionen Süddeutschlands, der Ko- 
stenschere zu erliegen. 
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Die Industrialisierung der Agrarproduk- 
tion macht aber nicht nur den bäuerlichen 
Landwirtschaft den Garaus, sondern lehrt 
auch den Konsumenten das Grausen. Die 
Vorstellung eines Tages nur noch auf 
Pohlmann-Eier von ALDI und ähnlichen 
Vertretern des „Ernährungsgewerbes“ 
zurückgreifen zu können, bietet nicht nur 
hinsichtlich einer wachsenden Abhängig- 
keit von der immer stärker konzentrierten 
Nahrungsmittelindustrie eine wenig er- 
freuliche Perspektive. Auch die Erwartun- 
gen in die Qualität unserer „Lebensmittel“ 
und Ernährungsgewohnheiten müssen 
dann wohl endgültig „amerikanisiert“ wer- 
den. 

Die ökologischen Folgen dieser Pro- 
duktionsweise beschränken sich nicht nur 
auf Pestizidrückstände in Importfuttermit- 
teln, die sich über die Nahrungskette bis 
hin zur Muttermilch im menschlichen Kör- 
per anreichern, und andere Vergiftungen 
und Nährstoffverluste in unserer Nah- 
rung. Weithin bekannt und über die Ge- 
ruchsorgane auch sinnlich wahrnehmbar 
sind die Umweltbelastungen infolge des 
immensen Gülleanfalls. Die bodenunab- 
hängige Viehhaltung bringt es zwangs- 
läufig mit sich, daß die anfallenden tieri- 
schen Ausscheidungen in keinem tole- 
rierbaren Verhältnis zur für die Ausbrin- 
gung verfügbaren Fläche stehen, wie 
z.B. im nur 800 qkm großen Landkreis 
Vechta, der die „Entsorgung“ von knapp 
2 Millionen Schweinen, über 15 Mio. Hüh- 
nern und einigen hunderttausend Stück 
Rindvieh zu leisten hat. (Klein- 
schmidt. ..)' 


Dabei sind Geruchsbelästigungen si- 
cherlich noch die harmlosesten Begleiter- 
scheinungen. Schwerwiegender sind die 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt 
und die monokulturelle Ausbreitung des 
Maisanbaus — der einzigen Pflanze, die 
der Ausscheidungsflut des Viehs einiger- 
maßen gewachsen ist. 

Mittlerweile beginnt auch der bürokrati- 
sche Apparat, allen voran die EG-Kom- 
mission, sich Gedanken über eine Re- 
form der EG-Marktordnungspolitik zu ma- 
chen. Es sind allerdings weniger die bis- 
lang ausgeführten Probleme, die sie zu 
diesem Sinneswandel veranlassen. Viel- 
mehr haben die Preisgarantien, die in der 
Regel meist weit über Weltmarktpreisni- 
veau liegen, Abschöpfungen (zollähnliche 
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Abgaben auf Einfuhren aus Drittländern) 
zur Abwehr konkurrenzfähiger Einfuhren 
und Subventionen für Vernichtung, Lage- 
rung und Export der auf dem Binnen- 
markt nicht absetzbaren Produkte die all- 
seits bekannten Butter-, Milch- und 
Fleischberge provoziert, deren Finanzie- 
rung nun wohl doch an die Grenze des 
politisch Durchsetzbaren gestoßen ist. 

Auch wenn der Bauernverband sich 
nun vehement Reformen widersetzt — 
profitiert haben keineswegs die „einfa- 
chen“ Bauern, sondern die Großen im 
Veredelungsgeschäft und die nahrungs- 
mittelverarbeitenden Branchen. Die Ga- 
rantiepreise gelten nämlich in der Regel 
für verarbeitete Produkte (Ausnahme: 
‚Getreidemarktordnung). So werden die 
großen Gewinnspannen von Molkereien, 
Schlachthöfen und der Nahrungsmittelin- 
dustrie erzielt. Die dem Bauern verblei- 
benden Erlöse reichen oft kaum seine 
Existenz zu sicher, zwingen ihn, sich zu 
spezialisieren und seinen Viehbestand 
auszuweiten, um ein ausreichendes Ein- 
kommen zu erwirtschaften. Die Folgen 
der Expansion trägt der Steuerzahler, 
dem die Finanzierung der Überschußpro- 
duktion aufgelastet wird. Die Folgen tra- 
gen aber auch wieder die Länder der 
Dritten Welt, deren Märkte von den Billig- 
exporten der EG überschwemmt und 
destabilisiert werden. 

Der Kreis in der Logik der Handelsbe- 
ziehungen zwischen „Erster“ und „Dritter“ 
Welt schließt sich. Futtermittelimporte 
sind der Ausgangspunkt. Als wesentliche 
Basis für die bodenunabhängige indu- 
strielle Veredelungsproduktion sind sie 
gleichermaßen Ursache wie Ergebnis der 
Strukturentwicklung und -entscheidungen 
in der EG. Diese Strukturen verletzen 
aber die Interessen zahlreicher Menschen 
und gesellschaftlicher Gruppen hier wie 
auch in der Dritten Welt. Dieser Zusam- 
menhang bietet vielfältige Ansatzpukte, 
die strukturell bedingten Probleme auf 
beiden Seiten deutlich zu machen und 
auf der Grundlage.der vorhandenen Inter- 
essenberührungspunkte ein gemeinsa- 
mes Handeln von Baueropposition, Ver- 
braucherzusammenschlüssen, Ökologie- 
gruppen und der Dritte-Welt-Bewegung 
zu Veränderung der Strukturen herbeizu- 
führen. 


Das Aktionsprogramm als 
gemeinsame 
Handlungsgrundlage 


Der dem Aktionsprogramm zugrunde lie- 
gende Forderungsranmen versucht die- 
ser Perspektive Rechnung zu tragen. Er 
ist das Ergebnis zahlreicher Diskussionen 
auf Seminaren und Arbeitstreffen an de- 
nen in letzter Zeit auch immer häufiger 
Vertreter aus dem bäuerlichen Berich und 
dem ökologisch orientierten Spektrum 
teilgenommen haben. Ansatzpunkt für ei- 
ne Reduzierung der Exportproduktion von 
Futtermitteln in der Dritten Welt ist die 


BUKO 


AGRO-Koordination 


Aufruf zur 1. Aktionswoche 
gegen Futtermittelimporte 
10.-16. Juni 85 


Mehr als 20 Millionen Tonnen Futtermittel im- 
portiert die EG jährlich aus Ländern der Drit- 
ten Welt, d. h. jedes zehnte Kotelett, jeder 
zehnte Liter Milch hat seinen Ursprung auf 
den Feldern von Ländern, in denen akute Kri- 
sen in der Nahrungsmittelversorgung herr- 
schen, in denen Hunger tägliches Leid ist. 
Das führt zu: 

— Verdrängung der Nahrungsmittelversor- 
gung für die einheimische Bevölkerung 

— Zerstörung der ökologischen Grundla- 
gen des Landbaus durch Monokultur und ho- 
hem Pestizideinsatz 

in den futterexportierenden Ländern. 


Für die EG-Länder bewirkt der Einsatz im- 
portierter Kraftfuttermittel in Verbindung mit 
der Massentierhaltung eine verstärkte Indu- 
strialisierung der Tierproduktion. 

Folgen sind: 

— Verlust landwirtschaftlicher Arbeitsplätze 
(„Bauernsterben“) 

— wachsende Aufblähung des EG-Etats zur 
Finanzierung der Agrarüberschüsse 

Wir fordern daher 

Keine Futtermittelimporte aus Län- 
dern der Dritten Welt — insbesondere 
nicht aus Hungergebieten 

— Strukturveränderung in Landwirt- 
schaft, Landhandel und verarbeiten- 
der Industrie (Erhalt klein- und mittel- 
bäuerlicher Landwirtschaft) 

— Abbau der Überschußproduktion in 
derEG 

— Verminderung der Attraktivität von 
importierten Futtermitteln 

— Veränderung in den Handelsbezie- 
hungen zwischen der EG/BRD und 
der Dritten Welt 

— Grundbedürfnis- und binnenorien- 
tierte Entwicklungspolitik 


Auf dem 8. Bundeskongreß entwicklungs- 
politischer Aktionsgruppen wurde be- 
schlossen, ein Aktionsprogramm gegen 
Futtermittelimporte als Öffentlichkeitskam- 
pagne durchzuführen. 

Hierzu ist ein detaillierter Forderungsrah- 
men entwickelt worden. 

Nach der Durchführung mehrerer Regio- 
nalseminare und eines Bündnisseminars, 
auf dem neben Dritte-Welt-Gruppen auch 
Verbraucher sowie Vertreter der Bauernop- 
position und der Ökologiebewegung vertre- 
ten waren, wollen wir nun mit unseren For- 
derungen an die Öffentlichkeit treten. 

Als Auftakt hierzu soll die Aktionswoche 
vom 10.-16. Juni dienen. 

In einigen Orten sind bereits Protestak- 
tionen und Informationsveranstaltungen 
geplant, zu denen ein Flugblatt und ein Pla- 
kat erstellt werden. 

Die Buko-Agro-Koordination gibt eine 
Aktions- und Materialmappe heraus, die ne- 
ben der inhaltlichen Aufbereitung der Fut- 
termittelproblematik auch einen ausführli- 
chen Aktionsteil mit Aktionsvorschlägen, 
einem Rollenspiel, Medienhinweisen und 
Literaturlisten enthält. 


Erhältlich bei: Buko-Agro-Koordination, 
Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50 


Veränderung der hiesigen Agrarstruktu- 
ren und -politik zur Verringerung des 
Nachfrage- und Importsogs der EG. Dies 
entspricht auch der allgemeinen Tendenz 
der im BUKO zusammenarbeitenden 
Gruppen, das Schwergewicht ihrer Aktivi- 
täten auf eine Kritik und Veränderung der 
von hier ausgehenden negativen Einflü- 
see wirtschaftlicher, sozialer und politi- 
scher Art für die Bevölkerung in der Drit- 
ten Welt zu legen. Im Mittelpunkt des Ak- 
tionsprogramms stehen Vorschläge und 
Maßnahmen zum Erhalt und zur Stärkung 
der klein- und mittelbäuerlichen Landwirt- 
schaft in der EG und einem Strukturwan- 
del zu einer gemischtbetrieblichen, koo- 
perativen und ökologischen Bewirtschaf- 
tungsweise. Dazu kommen Forderungen 
zum Abbau der strukturellen Überschuß- 
produktion, zur Eindämmung des Kon- 
zentrationsprozesses im Futtermittelhan- 
dei sowie in Lebensmittelverarbeitung 
und -handel und zur Förderung der Ver- 
arbeitung und Vermarktung agrarischer 
Produkte im Rahmen eines regionalen 
Versorungskonzeptes. Als begleitende 
und unterstützende Maßnahmen werden 
Veränderung in den Handelsbeziehungen 
zwischen der EG und der Dritten Welt 
und in der offiziellen Entwicklungspolitik 
hin zu einer stärkeren Grundbedürfnis- 
und Binnenmarktorientierung angestrebt. 
Mit dieser breiten Palette an Forderun- 
gen und Vorschlägen bietet das Aktions- 
programm gegen Futtermittelimporte An- 
knüpfungspunkte für die Ziele und Inter- 
essen der Bauernopposition, Verbraucher 
und Ökologiegruppen. Damit legt es den 
Grundstein für eine zumindest punktuelle 
Zusammenarbeit dieser bislang eher ne- 
beneinander arbeitenden geselischaftli- 
chen Bewegungen und eröffnet die Chan- 
ce, entwicklungspolitische Inhalte breiter 
und nachhaltiger in die Öffentlichkeit zu 
tragen, als dies bislang in puncto Export- 
landwirtschaft und internationale Arbeits- 

teilung gelungen ist. 
Ulrich Diermann 
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FÖRDERKREIS FÜR DIE hlüfer.. iz 


Viele kleine Spenden sichern unser Überleben Deswegen bitten wir alle Leser, die hierzu finanziell in 


Die »blätter des iz3w« erscheinen mittlerweile seit 12 der Lage sind, uns im Rahmen des »Förderkreises« durch 
Jahren. Für eine in starkem Maße von ehrenamtlichen einen Dauerauftrag zu unterstützen (ab monatlich 
Mitarbeitern getragene Aktionsgruppe, die ohne potente DM S5,- bzw. vierteljährlich DM 15.-). 

Geldgeber auskommen muß, ist diese Kontinuität keine Mit dem Beitrag zum Förderkreis ist das Abonnement 
Selbstverständlichkeit. Zu unserem bisherigen Überleben bezahlt. Ein Formular zur Einrichtung eines Dauer- 
haben viele Leser der »blätter des iz3w« beigetragen. auftrages, das Sie Ihrer Bank schicken können, haben 
Zahlreiche Leser haben uns bei Bezahlung der Abonne- wir nebenstehend abgedruckt. Inhaber von Postscheck- 
mentrechnung gleichzeitig eine Spende überwiesen. konten erteilen einen Dauerauftrag auf dem Hauptteil des 
Von großer Bedeutung für uns sind auch die regelmäßi- Überweisungsvordruckes. Bitte informieren Sie auch das 
gen Spenden, die wir im Rahmen des »Förderkreises« iz3w. 

erhalten, da wir mit diesen Einnahmen kalkulieren Wir danken allen, die durch eine Spende unsere Arbeit 
können. finanziell absichern. 


An die Aktion Dritte Welt e.V. 
Postfach 5328 
7800 Freiburg 


Ich bin dem Förderkreis des iz3w beigetreten und überweise am jeden Monats / 


jeden ersten Monats eines Vierteljahres DM an die Aktion Dritte Welte.V. 


Ich bin bereits Abonnent: ja - nein 


Postleitzahl, Nr. des Zustellpostamtes 


(Unterschrift) (Datum) 


ersten Monats eines Vierteljahres DM................ 
an Aktion Dritte Welt e.V., Freiburg 
Postscheckamt Karlsruhe Nr. 148239 - 755 (Bankleitzahl 660 100 75)* 


Dieser Auftrag gilt bis zum Widerruf. 


En N ee ee ee herr ee ha 


® Für Abonnenten in der Schweiz: Postscheckamt Basel, Nr. 40 - 35899, 
Für Abonnenten in Österreich : Österreichische Postsparkasse, Nr. 2377.047 
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Abo + 


Informationszentrum 
Dritte Welt 
Postfach 5328 


Sonderdrucke 


Von Themenblöcken der »blätter 


Bestellzettel 


D-7800 Freiburg des Iz3w« je Heft 2DM 
___Nr. 62 Unterdrückung der In- 
EEBEEBEREERNENEEREREEEREREE EEE 
Vornams! Nas ____NFr. 66 Landwirtschaft in der 
ı 3. Welt I (77) 
OIIIIICIIIIITELLELLIIIII II II] __8r.,67 Landwirtschaft in der 
Straße 3. Welt Il (78) 
____Nr. 73 Mexico: das Elend der 
= Bauer (78) 


Postleitzahl, Ort Nr. des Zustellpostamtes Nr. 75 Sri Lanka (79) 


___Nr. 76 UNCTAD V (79) 
___.Nr. 78 Patenschaften In der 


(Unterschrift) (Datum) 


3. Weit (79) 
D Ich abonniere die „blätter des iz3w“ —h, 79 Ausländer in der BRD 
Jahr zum Preis von 40 DM 
(8 Hefte pro Jahr zu rei ) Nr 85 ASEAN (80) 


OD) Ich abonniere die „blätter‘‘ zum Preis für kleine Briefta- 
schen (Schüler, Studenten, ZDL’er und andere einkom- 
mensschwache Personen für 30 DM p.a.) 

D) Ich unterstütze das Informationszentrum 3. Welt ein Förder- 
abo von DM (monatl. mind. 5 DM) 


___Nr. 87 Frauen in der 3. Weit 
(80) 

___ Nr. 88 Angepaßte Technologie 
(80) 

__Nr. 95 Rüstung In der 3. Welt 


OD) Ich möchte ein kostenloses Probeexemplar 
OD) Ich bestelle aus eurem Vertrieb (siehe Rückseite) 


Ich weiß, daß ich innerhalb von zwei Wochen ohne Angabe von Gründen meine Abo-Bestellung rückgän- 


gig machen kann! 


Bücher, Broschüren, Materialien 


___ izdw, Entwicklungspolitik — 
Hilfe oder Ausbeutung? Die ent- 
wicklungspolitische Praxis in der 
BRD und ihre wirtschaftlichen Hin- 
tergründe, 8. Auflage, Oktober 
1984, ca. 360 Seiten “16,80 
___.izgw, Der Palästina-Konflikt 
und was wir damit zutunhaben, Ein- 
führung in die versch. Aspekte des 
Palästinaproblems, Juni 83, 264 Sei- 
ten 10,80 
____ Francis Moore Lapp& und Jo- 
seph Collins, Zehn Legenden um 
den Hunger in der Welt »Food First« 
Comic, 1977,84 Seiten 3,50 


»blätter des iz3w« 


Heft mit 60 bis 68 Seiten; DM 5,— 
auch ältere Hefte noch lieferbar 


__.Nr. 108 Afghanistan — 3 Jahre 
im Widerstand (83) 

___ Nr. 109 Libanon (83) 

___Nr. 110 Sowjetunion und 3. 
Weit I (83) 

__Nr. 111 US-Stützpunkte auf den 
Philippinen (83) 

___.Nr. 112 Chlie: Pinochet am En- 
de? (83) 

___ Nr. 113 Pharma-Multis als Ent- 
wicklungsheiter? (83) 

___Nr. 114 Völkermord an den Ar- 
meniem (83) 

__Nr. 115 Asylbewerber: abge- 
schoben oder verbrannt (84) 


___ iz3w, Probleme der 3. Welt, Ein- 
führung für Schüler der Sekundar- 


stufe 1, 1978, 42 Seiten 1,50 

Plakat »Rohstoffe in der Drit- 
ten Welt«, 2farb., DIN A2 2,— 
____ Plakat »Welthandel«, 2farb., 
DIN A2 2,— 
___ Plakat »Ordnung muß sein«, 
2farb., DINA2 2.— 


GEB-Loseblattsammlung 


Mappen ca. 32 Seiten, kopierfähig, 
Preis je Ex. 5 DM, ab Nr. 12,6 DM, 
Nr. + Thema siehe Extra-Seite 


WERE TEERN SERIES 
_—_ Nr. 116 Sowjetunion und 3. 


Welt Il (84) 
_—__ Nr. 117 Brennpunkt Mocambi- 


que (84) 
_—_ Nr. 118 Mittelamerika (84) 
___ Nr. 119 Dritte Welt im Schuld- 
turm (84) 
__—_.Nr. 120 Iran im sechsten Jahr 
der Revolution (84) 
___ Nr. 121 Verschuldung Il (84) 
__. Nr. 122 Entwicklungspolitik 
nach der Wende 
___ Nr. 123 Medien / Contadora 
___ Nr. 124 Ökologie und 
Dritte Welt 


(81) 


Bücher im Vertrieb 
es iz3w 

____ Rudolf H. Strahm, »Überent- 
wicklung — Unterentwicklung« Ein 
Werkbuch mit Schaubildern und 
Kommentaren über die wirtschaft- 
lichen Mechanismen der Armut, 6. 
Aufl. 1982, 142 Seiten 8,— 


____B.l.V.S., Das Elend der Moder- 
nisierung — Die Modemisierung 
des Elends, Unterentwicklung und 
Entwicklungspolitik in Lateiname- 
rika, 1. Aufl. 1982, 160 Seiten 5,— 


Bei Bestellungen bitte beachten: 


Wir liefern grundsätzlich mit Rech- 
nung. Bei einem Bestellwert bis 
DM 6,— kann der Rechnungsbetrag 
in Briefmarken der Bestellung bei- 
gelegt werden. 


Versandkostenpauschale: 

DM 1,80 (Bestellwert bis DM 10,—) 
DM 3,— (Bestellwert DM 10,— bis 
DM 50,—) 

frei bei einem Bestellwert von über 
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Karlsruhe Nr. 1482 39-755 
Basel Nr. 40-35 899 
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BRD — Nicaragua 


Die Hilfe bleibt eingefroren 


Beziehungen zwischen einem kapitalistischen Industrieland und 
einem revolutionären Entwicklungsland von 1979-1984 


Am Thema Nicaraguas hat sich ein heftiger Streit in der 
Entwicklungspolitik entzündet. Konkret geht es dabei auch um die 
Frage der Wirksamkeit deutscher Entwicklungshilfe. Während von 
der Bundesregierung derzeit behauptet wird, eine sinnvolle Hilfe 
wäre im Land nicht möglich, kommen zahlreiche private 
Hilfsorganisationen zum genau entgegengesetzten Ergebnis. Um 
eine Bestandsaufnahme der öffentlichen und privaten 
bundesdeutschen Entwicklungshilfe in Nicaragua vorzunehmen, 
reisten die beiden Sozialwissenschaftler Ali Schwarz und Manfred 
Ernst im vergangenen Jahr für mehrere Monate in das Land. Im 
folgenden wird eine Zusammenfassung ihrer Ergebnisse 


dokumentiert. 


Nach dem Sturz der Somoza-Diktatur be- 
gann 1979 eine zunächst rege entwick- 
lungspolitische Zusammenarbeit zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem befreiten Nicaragua. Es kam bis 
Ende 1980 zu einem regelrechten „Nica- 
ragua-Boom“, der sich ausdrückte in der 
Entsendung von Entwicklungsheifern und 
Experten, einer Reihe unbürokratischer 
Soforthilfemaßnahmen, einem regen, po- 
litisch-kulutrellen Austausch. 

Neben den Vereinigten Staaten, Cuba, 
den skandinavischen Ländern, Frank- 
reich und Holland, gehörte die BRD in 
den ersten zwei Revolutionsjahren mit zu 
den größten Geberländern für den Auf- 
bau des Neuen Nicaragua. 

Doch als sich abzeichnete, daß die 
„Sozialdemokratisierung“ der nicaragu- 
anischen Revolution angesichts der Dy- 
namik des revolutionären Prozesses zum 
Scheitern verurteilt war, begann, schon 
unter der SPD-geführten Regierung 
Schmidt, der strategische Rückzug. Die 
materielle Unterstützung nahm in dem 
Maße ab, wie der politische Druck zu- 
nahm. 

Oktober 1982, — die Wende in Bonn. 
Im Bundesministerium für Wirtschaftliche 
Zusammenarbeit macht ein bislang relativ 
unbekannter Politiker der CSU durch ker- 
nige Sprüche wie: „Wer uns vors Schien- 
bein tritt, kann nicht mit unserer Hilfe 
rechnen“ auf sich aufmerksam. Es han- 
delt sich um den neuen Chef des BMZ, 
Jürgen Warnke. 

Nicaragua wurde zum bevorzugten 


Objekt um die neue Richtung des BMZ zu 
verdeutlichen. Unter fadenscheinigen Be- 
gründungen wie „Nicaragua destabilisiere 
die Region“ oder es gebe „keine demo- 
kratischen Freiheiten“, wurde nach und 
nach die entwicklungsplitische Zusam- 
menarbeit auf ein Minimum reduziert. 

Im Windschatten der USA, die nach 
dem Amtsantritt Reagans mit allen Mitteln 
den wirtschaftlichen, politischen und di- 
plomatischen Boykott Nicaraguas betrei- 
ben, erwies sich die neue Christlich-Libe- 
rale Regierung als treuer Verbündeter. Es 
erfolgte die vollkommene Unterordnung 
entwicklungspolitischer Grundsätze unter 
außen- und bündnispolitischen Erwägun- 
gen, eine Unterordnung, wie es sie seit 
den Zeiten des Kalten Krieges in den 
50er und frühen 60er Jahren nicht mehr 
gegeben hat. 

Unsere Untersuchung dokumentiert ein 
besonders düsteres Kapitel in der ohne- 
hin an Glanzpunkten und Erfolgen armen 
Geschichte bundesdeutscher Entwick- 
lungshilfepolitik. Wir haben den Versuch 
einer umfassenden Bestandsaufnahme 
der politischen und wirtschaftlichen Be- 
ziehungen zwischen der Bundesrepublik 
und Nicaragua seit 1979 unternommen. 
Exemplarisch wollen wir auf der Grundla- 
ge unserer Ergebnisse aufzeigen, wie 
wenig heute Entwicklungspolitik der Ent- 
wicklung dient, sondern zum Instrument 
der Außen-, Wirtschafts,- Exportförde- 
rungs- und Bündnispolitik verkommen ist. 

Qualität und Quantität der Unterstüt- 
zung Nicaraguas durch bundesdeutsche 


Nicht-Regierungs-Organisationen und 
seitens der Solidaritätsbewegung, waren 
Gründe dafür, die Untersuchung über die 
ursprünglich geplante staatlich-bilaterale 
Ebene hinaus auszudehnen und neben 
der reinen Bestandsaufnahme, vor dem 
Hintergrund des Selbstverständnisses 
der verschiedenen Trägerorganisationen 
und Gruppen, eine vergleichende Bewer- 
tung ihrer Nicaragua-Hilfe vorzunehmen. 


Die staatliche 
Entwicklungspolitik 


Aus Finanzieller Zusammenarbeit (FZ) 
und Technischer Zusammenarbeit (TZ) 
setzt sich die bilaterale Hilfe zusammen, 
die vom Bundesministerium für Wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit (BMZ) ei- 
nem Entwicklungsland gewährt wird. Für 
Nicaragua sollen, laut BMZ-Angaben, seit 
dem Sturz Somozas rund 169 Millionen 
DM für bilaterale Zusammenarbeit zur 
Verfügung gestellt worden sein. Die tat- 
sächlich in Nicaragua angekommenen 
Millionenbeträge fallen jedoch geringer 
aus. 

Von Juli 79 bis September 83 wurden 
Nicaragua Zusagen in Höhe von 92 Mio. 
DM gemacht. Trotzdem sind bis heute 
von diesem Posten 51 Mio. nicht an Nica- 
ragua gegangen. Die verbliebenen 41 
Mio. wurden in Regierungsverhandlungen 
festgelegt und nach Unterzeichnung ent- 
sprechender Regierungsabkommen von 
Oktober 79 und Juli 1980 rechtsgültig 
und zur Auszahlung freigegeben. 

In den folgenden Jahren wurden Nica- 
ragua zwar noch Zusagen in Höhe von 40 
Mio. DM gemacht, doch Regierungsver- 
handlungen zwischen beiden Staaten 
fanden werder ’81 noch ’82 statt. Nach- 
dem sich Nicaragua zur Rückzahlung ei- 
ner 4.8 Mio. DM Schuld Somozas an den 


Siemens Konzern verpflichtete, stand ei- 
ner Aufnahme bilateraler Verhandlungen 


nichts mehr im Wege. Aber auch die Re- 
gierungsverhandlungen der Jahre ’83 
und ’84 brachten keine Ergebnisse, ob- 
wohl die nicaraguanische Delegation be- 
reit war, die BMZ-Forderung zu akzeptie- 
ren, deutsche Hilfsgelder ausschließlich 
zur Unterstützung der Privatwirtschaft zu 
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verwenden. Verhandlungen, in denen die 
Verwendung dieser Gelder hätte spezifi- 
ziert werden müssen, wurden von bun- 
desrepublikanischer Seite nicht ernsthaft 
betrieben. Stattdessen taten sich konser- 
vative Politiker mit einer öffentlichkeits- 
wirksamen Desinformationskampagne 
hervor, in der sie Nicaragua vorwarfen, 
es fehle dort ein „Mindestmaß an Privat- 
wirtschaft“ (CSU-Staatsekretär im BMZ, 
Lengl), die Zahl der Menschenrechtsver- 
letzungen steige und die Abhaltung von 
Wahlen sei ungewiß (Warnke). Auf Anfra- 
ge wurde im BMZ jedoch mitgeteilt, daß 
der Auszahlung der zugesagten 40 Mio. 
DM keineswegs politische Gründe, son- 
dern ausschließlich technische Schwie- 
rigkeiten im Wege stünden! 

Zusagen sind, dies zur Erklärung, le- 
diglich im Bundeshaushalt angesetzte 
„Kann“-Bestimmungen. Sie markieren ei- 
ne Obergrenze, sagen aber nichts über 
tatsächliche Zahlungen aus. Sie haben 
auch keine Rechtsgültigkeit wie beispiels- 
weise Regierungsabkommen. Doch auch 
wenn Regierungsabkommen bestehen, 
erfolgt nicht automatisch die Auszahlung, 
wie das Beispiel Nicaragua zeigt. Schon 
im Juli 1980 wurde in einem Regierungs- 
abkommen vereinbart für den Wiederauf- 
bau der im Bürgerkrieg zerstörten Kran- 
kenhäuser in Esteli 10 Mio. DM als Zu- 
schuß zu gewähren. Bis heute haben die 
Bundesregierungen die Auszahlungen 
hinausgezögert. einge gängige Methode 
dies zu verhindern ist, daß Angestellten 
der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
untersagt wird, nach Nicaragua zu reisen, 
um im Detail zu klärende Ausführungsbe- 
stimmungen mit den nicaraguanischen 
Behörden abzustimmen. Die KfW wickelt 
für das BMZ alle Geschäfte der FZ ab. 
Ohne Verhandlungen über Durch- und 
Ausführung der Abkommen kann keine 
Auszahlung erfolgen. 

Die vom BMZ gemachten Angaben 
über die Technische Zusammenarbeit, 
die fast ausschließlich über die Gesell- 
schaft für Technische Zusammenarbeit 
(GTZ) abgewickelt wird, belaufen sich für 
den Zeitraum Juli 1979 bis August 1983 
auf runde 33 Mio. DM. Auch wenn bei 
deisem Betrag Anfang 83 noch 16 Mio. 
DM offenstanden, ist davon auszugehen, 
daß er weitgehend ausgezahlt wurde 
bzw. wird, da hiervon die in Nicaragua ar- 
beitenden Experten der GTZ und die für 
die Durchführung der Projekte notwendi- 
gen Ausrüstungsgegenstände finanziert 
werden. Die zur Zeit noch laufenden 5 
GTZ-Projekte werden von der Bundesre- 
gierung immer wieder als Beweis einer 
weiterhin bestehenden Zusammenarbeit 
angeführt. Einige Projekte, wie im Bereich 
des Primärschulwesens oder des Ver- 
messungswesens wurden sogar von den 
Bonner Wendepolitikern verlängert. Doch 
schon seit Juli 82 wurde keine neue Pro- 
jektprüfung mehr durchgeführt bzw. zu- 
gelassen, auch wenn entprechende An- 
träge vorlagen. 

Die Weiterführung anderer Projekte 
wurde abgelehnt, so die Unterstützung 


von FINAPRI, einem Planungsbüro für In- 
dustriestudien das Gutachten erstellt, um 
auf dieser Grundlage fundierte Entschei- 
dungen zur Industrialisierung des Landes 
treffen zu können. 

Schon 1981 wurde ein Antrag an die 
GTZ abschlägig beschieden, wo um die 
Entsendung eines Beraters für staatliche 
Organisation nachgesucht wurde. Dies 
verwundert, weil in der Regel keine Gele- 
genheit ausgelassen wird, Regierungsbe- 
rater auf höchster Ebene zu entsenden. 
Weitere Beispiele politischer, sachlich 
nicht gerechtfertigter Entscheidungen lie- 
Ben sich anfügen. 

Es kann festgehalten werden, daß die 
Nicaragua von den Bundesregierungen 
zugesagte FZ und TZ nach Somozas 
Sturz in Höhe von 125 Mio. DM zu ca. 
50 % abgeflossen ist. Selbst wenn man 
noch den Restbetrag von 10,5 Mio. DM 
aus Somoza gewährten Krediten hinzu- 
rechnet, die wegen des Bürgerkrieges 
nicht mehr zur Auszahlung gelangten, 
den Sandinisten aber nach ihrem Sieg 
zur Verfügung gestellt wurden und staat- 
liche Schenkungen (finanzielle Untersüt- 
zung der Alfabetisierungskampagne, Le- 
bensmiittellieferungen) im Gegenwert von 
knapp 10 Mio. DM berücksichtigt, macht 
die seit Juli "79 geleistete staatliche Hilfe 
nicht einmal die Hälfte der in der Öffent- 
lichkeit genannten Summe von 169 Mio. 
DM aus. Die vom BMZ herausgegebenen 
Zahlen sind somit irreführund und schön- 
färberische Propaganda. 


Der Deutsche 
Entwicklungsdienst (DED) und 
Nicaragua 


Neben der GTZ und KfW gibt es noch ei- 
ne Reihe weiterer Institutionen, die wie 
diese rechtlich selbständig sind, aber un- 
ter maßgeblicher Mitwirkung des Bundes 
gegründet wurden, um bestimmte ent- 


wicklungspolitische Zielsetzungen zu ver- 
folgen. 

Gemeinsam ist diesen Organisationen, 
daß das BMZ (Mit)Träger und wichtigster 
Geldgeber ist und mehr oder weniger di- 
rekt politischen Einfluß auf deren Tätig- 
keiten ausüben kann. Die wohl bekannte- 
ste dieser Institutionen ist der 1963 ge- 
gründete Deutsche Entwicklungsdienst, 
der vor allem im Bereich der personellen 
Entwicklungshilfe tätig ist. 

Im Gegensatz zur GTZ entsendet der 
DED jedoch nicht Entwicklungsexperten, 
sonder Entwicklungshelfer. Worin der fei- 
ne Unterschied liegt, definiert das Ent- 
wicklungshelfergesetz von 1969: „Ent- 
wicklungshelfer ist, wer in Entwicklungs- 
ländern ohne Erwerbsabsicht Dienst lei- 
stet.“ 

In der Tat betragen die Expertengehäl- 
ter der GTZ ein Vielfaches von dem, was 
ein Entwicklungshelfer vom DED für sei- 
nen „Dienst“ bekommt. 

Während der DED in den 70er Jahren 
einen relativ großen politischen Freiraum 
hatte und sehr engagierte Entwicklungs- 
hilfe betrieb, ist er seit einigen Jahren, 
insbesondere nach dem Regierungs- 
wechsel in Bonn 1982, stark unter Druck 
geraten. 

Gerade in Nicaragua bekamen die 
DED-Entwicklungsheifer diesen Druck 
besonders stark zu spüren. Nicaragua ist 
ein exemplarisches Beispiel für die „Wen- 
de im DED“. Der DED ging 1980 mit ei- 
nem sogeannten „Crash-Programm“ 
nach Nicaragua, um zu versuchen zu- 
nächst die unmittelbaren Kriegsfolgen zu 
lindern. In den ersten zwei Jahren lag der 
Schwerpunkt im medizinischen Bereich. 
Man versuchte vor allem auf dem Land 
ein Gesundheitsprogramm durchzuset- 
zen. Neben dem medizinischen Bereich 
wurden ab 1981 auch dem landwirt- 
schaftlichen Bereich und dem Produk- 
tionsbereich besondere Aufmerksamkeit 
gewidmet. 1983/84 lag das Hauptgewicht 


Schule zur Ausbildung von Landmaschinentechnikern. Heute werden solche Projekte 
nicht mehr unterstützt. 


der DED-Arbeit in der technisch-hand- 
werklichen Berufsausbildung (7 Mitarbei- 
ter), den staatlichen Industriebetrieben 
wie Plastikverarbeitung, landwirtschaftli- 
che Geräteproduktion und Metallbau (6 
Mitarbeiter) und im Umweltschutz (5 Mit- 
arbeiter). 

Nach dem Amtsantritt von Minister 
Warnke wurde der DED massiv unter 
Druck gesetzt um seine Mitarbeit in Nica- 
ragua einzuschränken. Dieser Druck äu- 
ßBerte sich in Prüfungen des Bundesrech- 
nungshofes, — die sich nicht auf die Kon- 
trole der Buchführung beschränkten, 
sondern auch eine politische Kontroll- 
funktion hatten —, in Umbesetzungen in 
der DED-Geschäftsführung, in Ankündi- 
gungen und Versuchen, die DED Mitar- 
beit in Nicaragua drastisch zu reduzieren. 
Gut laufende und langfristig angelegte 
Projekte des DED mußten schon einge- 
stellt werden, es werden „Entwicklungs- 
ruinen“ zurückbleiben. Ein DED Mitarbei- 
ter drückte die Politik vom BMZ drastisch 
aber nichtsdestoweniger treffend in dem 
Satz aus: „Da fragt kein Schwein im BMZ 
dananch, was hier in den Projekten läuft.“ 
In einem internen Papier, welches DED- 
Mitarbeiter anläßlich einer Infomations- 
rundreise für H. J. Wischnewski erstellt 
hatten, heißt es unter anderem: „Alle Ent- 
wicklungsheifer, die derzeit in Nicaragua 
arbeiten... haben auf ausdrücklichen 
Wunsch ihrer Projektträger sowie unter 
entwicklungspolitischer Abwägung der 
Projektarbeit Antrag auf Vertragsverlän- 
gerung gestellt.“ 

Der DED soll an die kurze Leine ge- 
nommen werden. Die Gründe dafür lau- 
fen in der Quintesssenz zusammen, daß 
der DED eng an die kurzfristigen Überle- 
gungen der politischen Opportunitäten 
der jeweiligen Bundesregierung und ihrer 
Verbündeten angebunden werden soll. 
Dem werden die „Grundsätze und Krite- 
rien“, Leitfaden der DED-Arbeit in der 
Dritten Welt, untergeordnet. 

Längerfristige Projektüberlegungen, 
mit den Partnern in den Gastländern im 
Vertrauen auf die Kontinuität im DED an- 
gestellt, werden hinfällig. 

Die Mitbestimmung, geschaffen in der 
Einsicht, daß die Arbeit, das Einfühlungs- 
vermögen und das Engagement der Ent- 
wicklungshelfer die Existenzberechtigung 
des DED sind, wird nach und nach abge- 
schafft. Die Entscheidungen, die jetzt ge- 
troffen werden, sollen aus Sicht der kon- 
servativen Planer langfristig wirken. Sie 
werden auf lange Sicht nur schwer revi- 
dierbar sein, der DED wird nicht mehr 
sein, was er in den letzten Jahren war. 
Restriktionen und Auflagen, die dem DED 
gemacht wurden, konnten inzwischen 
weitgehend aufgehoben werden, da die 
Disziplinierungsmaßnahmen besonders 
engagierte Mitarbeiter aus der Zentrale in 
Berlin hinausdrängte und die Übriggeblie- 
benen in ihrer Mehrheit die Zeichen der 
Zeit verstanden und sich den neuen 
Richtlinien angepaßt haben. somit ist 
die Umwandlung einer zwar staatlich fi- 
nanzierten aber ansonsten relativ autono- 


men Institution zu einer Behörde in vollem 
Gange. 

Vergessen werden sollte nicht der An- 
teil der Sozialdemokraten an der Um- 
strukturierung des DED, denn die Füh- 
rungsriege des DED ist nach wie vor, der 
neue Geschäftsführer Pallmann ist SPD- 
Mitglied, mit Sozialdemokraten durch- 
setzt. Vergessen werden sollte nicht, daß 
Warnke und Köhler lediglich „Testa- 
mentsvollstrecker“ des Amtsvorgängers 
Offergeld sind, daß sich schon unter 
SPD- Geschäftsführer Sahlmann, das Kli- 
ma beim DED in den letzten 4 Jahren ra- 
dikal gewandelt hatte. 


Nicht nur Vergabe von Geld und 
Personal — Die 
bundesdeutschen 
Nicht-Regierungs-Organisatio- 
nen und Nicaragua 


Seit der Gründung des Bundesministe- 

riums für Wirtschaftliche Zusammenarbeit 

1962 ist die Entwicklungszusammenar- 

beit mit nichtstaatlichen deutschen Trä- 

gern fester Bestandteil der Entwicklungs- 
politik der jeweiligen Regierungen. 

Von 1962 bis 1982 wurden dafür ins- 
gesamt 3,6 Milliarden DM zur Verfügung 
gestellt. Bezeichnungen für das Spek- 
trum dieser Organisationen sind unter 
dem Kürzel „Freie Träger“ oder NRO’s 
(Nicht-Regierungs Organisationen) ge- 
läufig. 

Sie bestehen im wesentlichen aus: 

1. Den Hilfswerken der Katholischen und 
Evangelischen Kirche, Misereor und 
Brot für die Welt, sowie den beiden 
kirchlichen Zentralstellen für die Koor- 
dinierung der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit von Staat und Kir- 
chen. 

2. Den vier politischen Stiftungen der im 
Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien (Ausnahme die Grünen) 

3. Einigen, weder amtskirchlich noch par- 
teipolitisch gebundenen gesellschaftli- 
chen Organisationen und Vereinen wie 
beispielsweise Terre des Hommes, 
Medico International oder die Deut- 
sche Welthungerhilfe. 24 dieser Orga- 
nisationen haben sich im sogenannten 
Bensheimer Kreis als Diskussionsfo- 
rum und Arbeitskreis zusammenge- 
schlossen. 

4. in Einzelfällen werden weitere Träger 
wie Komitees oder gemeinnützige Ver- 
eine zur Umsetzung entwicklungspoli- 
tischer Projekte. herangezogen. 

In Nicaragua wurden seit 1979 von fol- 
genden NRO'’s Projekte durchgeführt, fi- 
nanziert oder bezuschußt: 


„25 Jahre ASA-Programm“ 

Vom 30.5.-2.6.85 in Berlin. Festakt, 
Infoveranstaltungen, Podiumsdiskus- 
sion „Entwicklungspolitik in der Kri- 
se?“ und Workshops zu Feldern der 
entwicklungspolitischen Praxis. Infor- 
mation und Anmeldung: 


ASA Programm der CDG, 
Lützowufer 6-9, 
1000 Berlin 30. 
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zu Zentralameriko 


{mo 


= politische und soziale Entwicklungen in Zentralamerika 

- die Region in der weitpolitischen Auseinandersetzung 

- bundesdeutsche Politik gegenüber Zentralamerika 

- Diskussionsbeiträge zentralamerikanischer Autoren über 
internationale Politik 

Über die Tagespolitik hinaus versteht sich die Zeitschrift als 

wissenschaftliche Ergänzung der Solidaritätsbewegung, deren 

Bestandteil sie sein will. 


Heft 6/7 (Juli 1984) 
Noam Chomsky: Interview zur Zentral - 
amerika - Politik der Reagan - Adminis - 
tration 

Heinz Dieterich: Das Netzwerk des 
Staatsterrorismus in Lateiamerika: CHTN, 


Teil 2 

Mentred Kron: Contadora - Lösung. 
Befriedung, Fehischlag? 

Reiner Hage: Handel und Wandel. Wes - 
halb die BRD in Mittelamerika eine 
Wende nach ihrem Bilde will 

Emesto Richter: Ei Salvador: Perspek - 
tiven einer politischen Lösung 


Heft 8 (Januar 1985) 

Frithjof Schmidt: Neuauflage eines 
"erfolgreichen Modelis”? EG - ASEAN 
und die Außenministerkonferenz ın San 
Jose 

Albert Recknagel: Wahlen ım Counterin - 
surgency - Staat. Was verbirgt sich hin - 
ter der "Demokratisierung autoritärer 
Regimes?" 

Gaby Gottwald: Die Verhandlungen in 

Ei Satvador. Perspektiven für eınen 
Frieden? 


Heft 9 (April 1985) 


Jorge Rodriguez Beruff: 

Puerto Rico und dıe Miltarisierung 
der Karibik: 1979 - 1984 
Gregorio Seiser: 

Honduras - 

von der Bananenrepublik zur 
militärischen Enklave der USA 
Gaby Gottwald: 

Der neue Antiamerikanismus 

im Auswärtigen Amt 


Die Hefte sind erhältlich über den Buch - 
handel (ISSN 0724 - 0716) oder direkt 
beim Herausgeber. Einzelheft 4, -DM, 
Doppelheft 8,- DM 


Sozialwissenschaftliche 
Studiengesellschaft 
Zentralamerika e.V. 


Coerdestraße 42 
D- 4400 Münster 
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Organisation 


ASW (Aktion Solida- 
rische Welt) 


BfdW (Brot für die 
Welt) 
Evangelische Kirche 


EZE (Evangelische 
Zentralstelle für Ent- 
wicklungshilfe) 


ÖMW (Ökumenisch 
Missionarischer 
Weltdienst) 

Ev. Kirche 


DÜ (Dienste in 
Übersee) 
Ev. Kirche 


MISEREOR 
Kath. Kirche 


WHD (Deutsche 
Welthungerhilfe) 


TdH (Terre des 


INTERNATIONAL 


Stiftung) 


FNS (Friedrich 
Naumann Stiftung) 


Die bundesdeutschen Nicht-Regierungs-Organisationen und Nicaragua" 


Aufgebrachte Mittel Träger in Nicaragua Finanzierungsart 


von 1982-1984 
73.046 DM 


1979 2,8 Mio. DM 
1980 2,7 Mio. DM 
1981 2,5 Mio. DM 
1982 2,3 Mio. 
1983 2,07 Mio. 


1984 1,75 Mio. 


14,05 Mio. 
1979 530.000 DM 


FACS/AMNLAE/ 
CST/UNAN 


Staatliche Träger 
wie Erziehungsmini- 
sterium u. a. Kir- 
chen, Selbsthilfe- 
gruppen 


Braucht für ihre Pro- 


Nur Spenden 


Reine Kirchenmittel, 
d.h. Kirchensteuer 
und Spenden 


Fast ausschließlich 


1980 1.275.000 DM jekte den Kirchenbe- BMZ-Mittel 


1981 2.010.000 DM 
1982 1.735.000 DM 
1983 1.830.000 DM 


7.987.000 DM 


von 1979-1984 
1.136.000 DM 


Entsendet Entwick- 
Iungshelfer/innen 


1979 4.502.000 DM 
1980 2.938.000 DM 
1981 831.000 DM 
1982 1.192.000 DM 
1983 785.000 DM 


1984 2.688.000 DM 


12.936.000 DM 


1981 5.149 DM 
1982 88.654 DM 
1983 40.452 DM 
160.612 DM 


294.869 DM 


von 1979-1984 
5.969.308 DM 


1981 379.000 DM 
1982 372.000 DM 
1983 369.000 DM 


1984 730.000 DM 


1.850.000 DM 


1984 607.000 DM 


zug 


Kirchen/ 
Christliche Gruppen 


staatliche Träger 
private Träger 


Kirchen 
Kirchliche Gruppen 


staatliche und 
private Träger 


staatliche Träger 
z.B. MIDINRA 
private Träger 


staatliche Träger 
Massenorganisatio- 
nen wie z. B. ATC/ 
JS 


lediglich 180.000 DM 
Eigenmittel aus Kir- 
chensteuer 


Kirchensteuer 


Kirchensteuer 
Spenden 
BMZ-Mittel 


Kirchensteuer 
Spenden 
BMZ-Mittel 


Eigenmittel/ Spen- 
den: 159.915 DM 
BMZ-Mittel: 
135.350 DM 


BMZ-Mittel: 
1.190.900 DM 
KEG-Mittel: 
750.000 DM 
Eigenmittel/Spen- 
den: 

4.028.408 DM 


Eigenmittel/ 
Spenden BMZ-Mit- 
tel: rund 10 % 
230.000 DM 


von 1979-1984 rund staatliche Träger wie Eigenmittel/ Spen- 


6.0 Mio. DM 


FES (Friedrich Ebert ca. 3 Mio DM 


1979-1984 


1979-1984 
ca. 3 Mio. DM 


Gesundheitsministe- 
rium 

Erziehungs-, Kultus- 
ministerium 
Universität 

Oberst. Gerichtshof 


La Prensa, PLI, CE- 
COOP, Journalisten- 
ausbildung, Medien 


den/ BMZ-Mittel/ 
EG-Mittel 


100 % BMZ 


100 % BMZ 


Projektbereich 


Ländliche Entwick- 
lung, Trinkwasser- 
versorgung, Unter- 
richtsmaterialien 


Mehr als 50 Ein- 
zelprojekte: Schwer- 
punkte Gesundheit/ 
Erziehung/Ländliche 
Entwicklung 


Ähnlich wie bei Brot 
für die Welt 


Theologische Ausbil- 
dung/Gesellschafts- 
bezogener Dienst in 
verschiedenen Be- 
reichen 


Ländliche Entwick- 
lung/Gesundheit/ 
Erziehung/ 
Ausbildung/ 
Handwerksförderung 


Erziehung/Ausbil- 
dung/Ländliche 
Entwicklung 

rund 130 verschie- 
dene Projekte unter- 
schiedlicher Größen- 
ordnung 


Landwirtschafts- 
schule in Leön/Aus- 
bildung — Metallbau- 
erwerkstatt 


Ländliche Entwick- 
lung/ Ausbildung/ 
Katastrophenhilfe 
bei Überschwem- 
mung 1982 


Ländliche Entwick- 
lung Erziehung und 
Ausbildung Gesund- 
heitswesen 


Schwerpunkt: 
Gesundheitswesen/ 
Ausbildungsbereich 


Alphabetisierungs- 
u. Gesundheitskam- 
pagne, Sozialversi- 
cherung, Seminare 


Medien 
Kooperativen 
Parteiunterstützung 


Personal 


? 


? 


1984/85 
Aufstockung von 16 
auf 25 Mitarbeiter/ 
innen 


? 


1 Koordinator 
1 E. helfer 


1 Koordinator 


1 Repräs. 


1 Repräs. 
1 Sekr. 
1 Experte 


Die vorstehende Übersicht kann nicht 
mehr als einen Orientierungsrahmen über 
Art, Umfang und Maßnahmen der in Nica- 
ragua arbeitenden NRO's darstellen. Die 
Angaben sind nicht hundertprozentig voll- 
ständig, da es teilweise ein schier aus- 
wegloses Unterfangen darstellt, von den 
einzelnen Organisationen exakte Anga- 
ben über ihre Projekte, Projektpartner 
und Finanzierung zu bekommen. Teilwei- 
se gibt es ein Kompetenzwirrwarr, ande- 
rerseits sind einige Organisationen 
schlicht nicht gewillt, öffentlich zu ma- 
chen, wie sie mit ihren Spenden und 
Steuergeldern umgehen. Besonders die 
politischen Stiftungen taten sich hier in ih- 
rer Informationspolitik unrühmlich hervor. 

Die Konzeptionen und Herangehens- 
weisen der einzelnen NRO’s weisen zum 
Teil erhebliche Unterschiede auf, wie am 
Beispiel Nicaraguas aufgezeigt werden 
kann. 

Beispielsweise sind die Bemühungen 
um finanzielle und damit verbundene po- 
litische Autonomie unterschiedlich stark. 
Um die Förderungswürdigkeit ihres Ge- 
samtprogramms nicht aufs Spiel zu set- 
zen, machen einzelne Organisationen op- 
portunistische Zugeständnisse an das 
BMZ. Zugeständnisse der Art, daß man 
sich der Vorgabe des BMZ, in Nicaragua 
nicht mit staatlichen Stellen zusammen- 
zuarbeiten, anpaßt. Diese von der Bun- 
desregierung formulierten Auflagen 
scheint beispielsweise die Deutsche 
Welthungerhilfe seit der entsprechenden 
Mittelamerika-Debatte im Bundestag (Mai 
1983) zu befolgen. Im Frühjahr 1984 be- 
antragte der DED bei der Deutschen 
Welthungerhilfe einen größeren Geldbe- 
trag für den Ausbau einer Versuchsfinca 
{Rinderhaltung und Milchverarbeitung der 
Universität Centroamericana/UCA). Aus 
politischen Gründen, so sagte uns ein 
DED-Mitarbeiter in Managua, sei dieser 
Antrag gar nicht mehr bearbeitet worden, 
obwohl man früher ähnliches gefördert 
hatte. Auf der Gedenktafel einer vor weni- 
gen Jahren fertiggestellten Schule für 
Landwirtschaftsmaschinentechniker (EN- 
MA bei Leon) wurde noch lobend der fi- 
nanzielle Beitrag der Welthungerhilfe er- 
wähnt. Träger der Schule ist das Land- 
wirtschaftsministerium MIDINRA. 

Auch die Nicaraguapolitik der Evange- 
lischen und der Katholischen Kirche wei- 
sen beachtliche Unterschiede auf. Stär- 
ker als die Katholische ist die Evangeli- 
sche Kirche in den letzten Jahren zu der 
Erkenntnis gelangt, daß sich der kirchli- 
che Beitrag zur Entwicklung nicht in der 
Vergabe von Geld und Personal erschöp- 
fen kann, sondern daß die politische Di- 
mension stärker als bisher miteinbezogen 
werden muß. Aufgrund der Nicaragua- 
Politik der Bundesregierung ging die 
Evangelische Kirche offen auf Konfronta- 
tionskurs, was bisher nur äußerst selten 
der Fall war. Die Synode, das Parlament 
der EKD, forderte die Regierung zweimal 
auf, die Entwicklungshilfe gegenüber Ni- 
caragua wiederaufzunehmen. 
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Ein von einem DED-Mitarbeiter entwickelter Ventilator zur Belüftung von Minenstollen 
(Goldabbau), in Nicaragua entwickelt und gebaut, mußte früher komplett importiert 
werden. Heute wird lediglich der Rohstahl importiert. 


Dienste in Übersee (der evangelische 
DED) weitete seine personelle Mitarbeit in 
Nicaragua von 16 auf 26 Mitarbeiter aus 
und begründete dies u. a. mit der Strei- 
chungspolitik beim DED. Sowohl der DÜ 
als auch BfdW arbeiten in Nicaragua mit 
staatlichen Stellen zusamen und begrün- 
den diesen Sonderfall damit, daß eine 
hohe Übereinstimmung der Art und der 
Ziele der dortigen Reigerungsprogramme 
mit den entwicklungspolitischen Kriterien 
der evangelischen Kirche gegeben ist. 
Diese Kriterien mögen von denen der Ka- 
tholischen Kirche kaum abweichen, doch 
lehnt diese eine Zusammenarbeit mit 
staatlichen Stellen prinzipiell ab. Das 
Prinzip wird zum Dogma. Es kommt hin- 
zu, daß die vom Vatikan vorgegebene 
hierarchische Kirchenstruktur zur Durch- 
führung von Misereor-Projekten die Ein- 
willigung des zuständigen nicaragauni- 
schen Bischofs verlangt. Zuwiderhand- 
lungen kämen einer Mißachtung der Kir- 
chenordnung gleich. Ein Pfad, auf den 
sich Misereor und die deutsche Bischofs- 
konferenz, etwa durch die Förderung ei- 
nes von der Volkskirche gewünschten 
Projektes, doch nicht begeben möchten, 
zumal ihre Kollegen von der nicaragua- 
nischen Bischofskonferenz alle der Amts- 
kirche zuzurechnen sind. Der Vorsitzende 
der Bischofskonferenz, Monsignore Pablo 
Vega kommentierte den Tod von sechs, 
bei einem Contraangriff ums Leben ge- 
kommenen Kindern mit den Worten: „Es 
ist schlimmer die Seele, als den Körper 
zu töten.“? Diese Formel von der Nicht- 
einmischung in die Kirchenpolitik des je- 
weils anderen Landes erscheint ange- 
sichts derartiger Rückfälle ins finstere 
Mittelalter doch äußerst fragwürdig, 


Foto: Ernst 


wenn, wie in Nicaragua derart starke poli- 
tische und theologische Differenzen zwi- 
schen der Amts- und der Volkskirche be- 
stehen. 

Auch in der innenpolitischen Auseinan- 
dersetzung um Nicaragua hält sich die 
katholische Kirche der BRD vornehm zu- 
rück. Der Hauptgeschäftsführer von Mi- 
sereor, Prälat Norbert Herkenrath, ver- 
meidet bei diesem Thema eine Konfron- 
tation mit der Bundesregierung. Sein 
evangelisches Pendant hingegen, der Di- 
rektor von BfdW, Pfarrer Otto Hahn, kriti- 
sierte die Bundesregierung öffentlich we- 
gen des Einfrierens der Nicaragua-Hilfe 
und der Wiederaufnahme der entwick- 
lungspolitischen Zusammenarbeit mit EI 
Salvador. 

Die kleineren Entwicklungshilfeorgani- 


sationen stehen stärker als die Kirchen 
vor dem Problem, eventuell zu Trabanten 
staatlicher Instanzen umfunktioniert zu 
werden, Diesem Problem können sie nur 
entgehen, wenn sie über genügend eige- 
ne Ressourcen, sprich ein entsprechen- 
des Spendenaufkommen, verfügen oder 
sich andere Finanzierungsquellen er- 
schließen können (terre des hommes, 
medico international). 

Durch die Wende in Bonn haben einige 
NRO's offensichtlich Angst bekommen, 
beispielsweise weiterhin Nicaragua-Pro- 
jektvorschläge im BMZ zur Bezuschus- 
sung vorzulegen. Sie wissen, daß das 
nicht gern gesehen wird und daß damit 
das Verhältnis zum Geldgeber eventuell 
belastet werden könnte. 

Wenn dann doch noch Projekte vorge- 
legt wurden, dann entsprechend der 
Richtlinien und Förderungskriterien des 
BMZ, die für Nicaragua u. a. darin beste- 
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hen: Keine Zusammenarbeit mit staatli- 
chen Trägern! 

Solcherart Wohlverhalten schlägt sich 
dann nieder in der Bearbeitungsdauer 
von Anträgen zu Nicaragua. Die Deut- 
sche Welthungerhilfe hat, wie sie sagt, 
keinerlei Probleme, die Anträge werden 
zügig und normal bearbeitet. Andere Or- 
ganisationen, die noch mit staatlichen 
Trägern in Nicaragua zusammenarbeiten, 
klagen über eine systematische Ver- 
schleppung ihrer Anträge. Den politi- 
schen Hintergrund versucht die BMZ-Bü- 
rokratie mit Kategorien wie „entwick- 
lungspolitisch nicht sinnvoll“ zu verschlei- 
ern. Mit derartigen Begründungen er- 
zwingt sie Änderungen an den Vorlagen 
oder lehnt sie gänzlich ab, wie bei einem 
Antrag der zu 100% vom BMZ finanzier- 
ten Evangelischen Zentralstelle für Ent- 
wicklungshilfe (EZE) geschehen. 

Kritik am BMZ leisten sich öffentlich 
nur Organisationen, wie beispielsweise 
Terre des Hommes, das darauf bedacht 
ist, nicht mehr als 10 % seiner Arbeit vom 
BMZ bezuschußt zu bekommen, um die 
Unabhängigkeit bewahren zu können, 
oder auch „Brot für die Welt“ (BfdW), das 
sich ausschließlich aus Spenden finan- 
ziert und von BMZ-Geldern unabhängig 
ist. Andere Organisationen leben bis zu 
50 % von der „Gnade“ des BMZ. 

Die Auseinandersetzungen zwischen 
BMZ-kritischen Organisationen und BMZ 
haben sich in der letzten Zeit verschärft. 
An einer mit international anerkannten 
Experten besetzten Tagung zu Nicaragua 
und EI Saivador, die Medico, tdh, Eirene 
und die Christliche Initiative EI Salvador 
im Januar ’85 in Köln durchführten, nahm 
trotz mehrfacher Einladung kein BMZ- 
Vertreter teil. Die Begründung von Mini- 
ster Warnke: Er habe sich schon hundert- 
mal zum Thema geäußert und dem nichts 
mehr hinzuzufügen. 

Von den politischen Stiftungen der im 
Bundestag vertretenen Parteien (Ausnah- 
me die Grünen) sind die Friedrich-Ebert- 
Stiftung und die Friedrich-Naumann- 
Stiftung in Nicaragua aktiv. Die FES re- 
duzierte nach anfänglich starker Unter- 
stützung schon 1981 ihre Hilfe um rund 
2/3 des Etats, da es bis dahin nicht ge- 
lungen war, die politisch-materielle Unter- 
stützung in konkreten Einfluß auf die Poli- 
tik der Sandinisten umzusetzen. 

Der Rückzug der FES verlief parallel 
zur Politik der Bundesregierung. Die FNS 
hat in der Unabhängigen Liberalen Partei 
(PLI) einen natürlichen Ansprechpartner 
in Nicaragua, der zudem in Opposition 
zur regierenden FSLN steht. 

Der Etat der FNS für die Arbeit in Nica- 
ragua ist ca. doppelt so hoch wie der der 
FES, dies obwohl die Naumann-Stiftung 
nur einen Jahresetat von rund 33 Mio. 
DM gegenüber 66. Mio. DM der FES für 
ihre weltweiten Aktivitäten zur Verfügung 
hat. 

Während die FDP als Koalitionspartner 
in Bonn die Streichung und Einstellung 
der staatlichen Entwicklungszusammen- 


arbeit mit Nicaragua mit verantwortet und 
trägt, fördert sie über die FNS entwick- 
lungspolitische Projekte in Nicaragua. 


Die Aktivitäten und Projekte der 
Solidaritätsbewegung 


Das Spektrum der Solidaritätsbewegung 
mit Nicaragua hat eine Breitenstreuung 
erreicht, wie sie noch keiner Befreiungs- 
bewegung oder Revolution in den letzten 
25 Jahren zugute kam. Sie ist verankert 
in Kirchengemeinden, der Gewerk- 
schaftsbasis, Jugendverbänden, drückt 
sich aus in für bestimmte Projekte ge- 
gründeten Unterstützervereine und reicht 
bis zu Nicaragua-Mittelamerika Komitees, 
deren Arbeit entschieden von einer Kapi- 
talismus- und Imperialismuskritik geprägt 
ist. Gemeinsam ist den verschiedenen 
Gruppen der Solidaritätsbewegung der 
Versuch, den verzerrten Darstellungen 
und Diffamierungen Nicaraguas in einem 
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vorhaben in Nicaragua kurzerhand 'und 
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Die Anfrage desSPD Abgeordneten Uwe 
Holtz an das BMZ ‚Welche Gründe haben 
die Bundesregierung bewogen, die vier gut 


vorbereitetenProjektedes ASA-Programms 


in Nicaragua zu streichen?” wurde vonder 


:Parlamentarischen Staatssekretär im BMZ di 
. Ali Schwarz, Postfach 301570, 


.. Volkmar Köhler am 23. Mai mit dem lapidar- 
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Chile-Lateiname: 


Großteil der BRD-Medien durch eine viel- 
seitige Öffentlichkeitsarbeit entgegenzu- 
wirken. Darüberhinaus bringt die Solida- 
ritätsbewegung für Nicaragua aus Spen- 
den und Eigenmitteln erhebliche Sum- 
men zusammen und leistet auch perso- 
nelle Hilfe. Dabei stehen nicht unbedingt 
entwicklungspolitische Erwägungen im 
Vordergrund, die Hilfe wird eher als politi- 
sche Solidarität verstanden. Nur so ist es 
erklärbar, daß mit zunehmender US- 
Agression die Solidaritätsbewegung fi- 
nanziell und personell ihre Unterstützung 
gesteigert hat. Deutlichstes Zeichen hier- 
für sind die seit Dezember 83 kontinuier- 
lich arbeitenden Ernte-, Bau- und Medi- 
zinbrigaden. 

Da es nicht allein darum ging in Nica- 
ragua Präsenz zu zeigen, sondern die Ar- 
beitsbrigadenkampagne auch in der BRD 
politisch zu diskutieren, wurden verschie- 
dene Aufrufe hierzu verfaßt. In ihnen 
drückte sich die Breite, aber auch die un- 
terschiedlichen Auffassungen darüber 
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aus, wie solche Auseinandersetzungen 
zu führen sind. Mit abnehmender unmit- 
telbarer Invasionsgefahr und zunehmen- 
der Projekt- und Brigadentätigkeit litt die 
in der BRD politisch zu führende Diskus- 
sion dieses Themas darunter. Ein Defizit, 
das mittlerweile erkannt worden ist. Bleibt 
zu hoffen, daß die inhaltlichen Auseinan- 
dersetzungen und Vorbereitungen zum 
Weltwirtschaftsgipfel ’°85 in Bonn, bei de- 
nen die Solidaritätsbewegung engagiert 
mitarbeitet, auch dazu führen, die politi- 
sche Dimension ihrer Arbeit wieder stär- 
ker zu berücksichtigen. 

Vollständige Angaben über Spenden 
und die Zahl der Brigadisten zu machen 
ist nicht möglich, da weder in Nicaragua 
noch in der Bundesrepublik ein Gesamt- 
überblick besteht. 


Trotzdem einige Zahlen: 

Seit dem Bestehen des Informationsbü- 
ros Nicaragua in Wuppertal 1981,. wel- 
ches sich als Koordinationsstelle der Soli- 
daritätsbewegung versteht, sind bis heute 
5,9 Millionen DM gesammelt worden. Das 
Geld war bestimmt für Projekte oder zur 
freien Verfügung der FSLN. 

In die Region IV/Masaya sind in den 
Jahren 1982-84 schätzungsweise 
800000 DM geflossen, die von Unterstüt- 
zergruppen für bestimmte Projekte. ge- 
sammelt wurden (z. B. 70000 DM von der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissen- 
schaft /GEW Aschaffenburg für einen 
Schulbau in dieser Region).? 


Fazit 


1. Nicaragua ist kein Fallbeispiel für die 
Wende in der Entwicklungspolitik nach 
dem Regierungswechsel in Bonn. 

Schon die SPD/FDP Regierung ging 
seit 1981 auf Distanz zu den Sandinisten, 
schon unter der SPD geführten Regie- 
rung kam der Fluß der Gelder nach Nica- 
ragua ins Stocken. 

Die Möglichkeiten der SPD als Regie- 
rungspartei wurden nicht genutzt, die not- 
wendigen Regierungsverhandlungen zur 
Abwicklung der entwicklungspolitischen 
Zusammenarbeit nicht in die Wege gelei- 
tet. Am Tag seiner Entlassung unter- 
schrieb der damalige SPD-BMZ-Minister 
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Bau der GTZ-Biogasanlage 


Offergeld ein Regierungsabkommen mit 
Mogambique und stellte damit die Wei- 
chen für eine langfristig angelegte ent- 
wicklungspolitische Zusammenarbeit. 
Dies wurde gegenüber Nicaragua nicht 
gemacht, obwohl etwas ähnliches mög- 
lich gewesen wäre — hätte man es ge- 
wollt. 

Die Haltung von SPD/FDP/CDU/CSU 
gegnüber Nicaragua ist, wenn auch un- 
terschiedlich stark, geprägt von der Un- 
terordnung entwicklungspolitischer 
Grundsätze unter außen- und bündnispo- 
litische Leitlinien. Somit markiert der 
Amtsantritt Präsident Reagans 1981 in 
viel stärkerem Maße den Zeitpunkt der 
Wende in der Politik der Bundesregierun- 
gen gegenüber Nicaragua als der Regie- 
rungswechsel in Bonn ein Jahr später. 

2. Wie die repräsentative Befragung 
des Spektrums offizieller Entwicklungs- 
helfer und Experten (GTZ und DED), wie 
auch von Repräsentanten und Helfern 
anderer Organisationen übereinstimmend 
ergab, sind die politischen Rahmenbedin- 
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gungen für eine entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit in Nicaragua um ein 
vielfaches besser als in den meisten 
Staaten der Dritten Welt. 

Hemmnisse wie eine korrupte Bürokra- 
tie als ein Hauptübel entwicklungspolit- 
scher Zusammenarbeit sind in Nicaragua 
so gut wie nicht vorhanden. Die grundbe- 
dürfnisorientiertte und partizipatorische 
Entwicklungsstrategie der nicaraguani- 
schen Regierung nach 1979 wird von 
den vom BMZ bezahlten Experten und 
Entwicklungshelfern ebenfalls überein- 
stimmend als vorbildhaft charakterisiert. 

Die von der Bundesregierung immer 
wieder in die Diskussion gebrachten Be- 
gündungen für die Streichung und Kür- 
zung der Entwicklungshilfe an Nicaragua; 
Nicaragua destabilisiere die Region, es 
gebe keine demokratischen Freiheiten, 
Nicaragua sei nicht wirklich blockfrei, die 
sinnvolle Verwendung der Gelder sei 
nicht gewährleistet usw. wurden von den 
in Nicaragua arbeitenden deutschen Ent- 
wicklungshelfern nicht geteilt und als Pro- 
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Contra-Überfall auf Ocotal 1. 6. 1984 


paganda interpretiert, die nichts mit der 
Realität im Land zu tun habe. 

3. Anhand der heute noch in Nicaragua 
sehr engangiert arbeitenden NRO's läßt 
sich ein in den letzten 20 Jahren verän- 
dertes Verständnis von Entwicklungspoli- 
tik nachzeichnen. Lag der Schwerpunkt in 
den frühen 60er Jahren noch auf humani- 
tär-caritativer Katastrophenhilfe und sah 
man in der Entwicklungshilfe ein Instru- 
ment, den Entwicklungsländern den An- 
schluß an die Industrienationen zu er- 
leichtern, gehen die NRO’s heute davon 
aus, daß nur strukturelle Veränderungen 
wirkliche Veränderungen mit sich bringen 
können. Damit meint man eine Entwick- 
lung, die auf den eigenen Ressourcen 
der Entwicklungsländer aufbaut, eine 
Entwicklung, die Grundbedürfnisse wie 
Bildung, medizinische Versorgung und 
ein menschenwürdiges Auskommen ga- 
rantiert. Entwicklung, die die Bevölkerung 
aktiv in diesen Umwälzungsprozeß einbe- 
zieht. Langfristig geht dieser Ansatz da- 
von aus, daß eine andere gesellschaftli- 
che, politische und wirtschaftliche Welt- 
ordnung notwendig ist. 

Unter den Schlagworten „Hilfe zur 
Selbsthilfe“, „Bewußtseinsbildung“, 
„grundbedürfnisorientierte Strukturverän- 
derungen“ unterstützen die NRO’s in Ni- 
caragua eine emanzipatorische Entwick- 
lung. Aus diesem Selbstverständnis er- 
gibt sich für sie auch eine Öffentlichkeits- 
arbeit in der Bundesrepublik, die jedoch, 
abhängig vom jeweiligen politischen 
Selbstverständnis sehr unterschiedlich 
ausfällt. 

4. Alle ökonomische Hilfe bleibt zwei- 
felhaft, wenn sie durch militärische An- 
griffe wieder zerstört wird. Nicaragua 
braucht in erster Linie eine politische Un- 
terstützung die die USA zur Einstellung 
des Krieges bewegt, um die Chance zu 


haben, sein Entwicklungsmodeil weiter- 
zuführen. In dieser politischen Unterstüt- 
zung liegt die Bedeutung der Solida- 
ritätsbewegung. Die große Zahl von Nica- 
ragua-Reisenden aus diesem Bereich hat 
zu einem realistitscheren Bild über Nica- 
ragua beigetragen und eine politische 
Isolation mitverhindert. 

Der ökonomische Beitrag, der vergli- 
chen mit den Summen der NRO’s und 
der Bundesregierung gering erscheint, ist 
trotzdem nicht zu unterschätzen, da mit 
diesen Geldern beispielsweise Projekte 
wie Flüchtlingsansiediungen ermöglicht 
wurden, und man in Kriegsgebieten ar- 
beitet. 

Die in der Heterogenität und Dezentrli- 
tät liegende Mobilisierungskraft der Soli- 
daritätsbewegung (Mulitplikatoreffekt) hat 
allerdings auch Schattenseiten. So ist die 
Solidaritätsbewegung konjunkturabhän- 
gig. Das heißt, die Intensität der Unter- 
stützung ist stark von den politischen 
Prozessen in Nicaragua selbst abhängig. 
Zum anderen gibt es eine zu konstatie- 
rende Euphorie und Überschätzung der 
eigenen Kräfte. Oft werden bei der nica- 
raguanischen Bevölkerung Erwartungen 
geweckt, die im Nachhinein nicht erfüllt 
werden können. 

5. Mit dem Buch „Tödliche Hilfe“ von 
Brigitte Erler liegt erstmals eine kritische 
Analyse aus der Sicht einer Dissidentin 
der Bonner Entwicklungshilfe-Bürokratie 
vor, die eine wertvolle und anschauliche 
Ergänzung zu den theoretischen Überle- 
gungen von beispielsweise Senghaas 
und Myrdal ist. 

Betrachtet man die entwicklungspoliti- 
sche Praxis der letzten Jahrzehnte, so ist 
Brigitte Erler generell zuzustimmen: Ent- 
wicklungshilfe ist schädlich, hat oft auch 
tödliche Konsequenzen. Die daraus ge- 
zogene Schiußfolgerung einer sofortigen 


Einstellung der Entwicklungshilfe sollte 
allerdings differenzierter betrachtet wer- 
den. 

Wie die Empiriker und Praktiker, so ha- 
ben auch wir in unserer Fallstudie festge- 
stellt, daß Entwicklungshilfe nur dann 
sinnvoll sein kann, wenn, wie in Nicara- 
gua, die politischen Rahmenbedingungen 
für eine auf den Ressourcen des Landes 
aufbauende Entwicklung und einer tat- 
sächlich praktizieren Grundbedürfnis- 
strategie, vorgegeben sind. Doch gerade 
solche Entwicklungen wie in Nicaragua 
werden blockiert, weil sie der Logik welt- 
weiter Abhängigkeitsstrukturen im Ansatz 
widersprechen. 

Die in diesem Zusammenhang in der 
neueren entwicklungspolitischen Diskus- 
sion erörterten Vorschläge für solche 
Länder wie Nicaragua öffentliche Mittel 
nicht mehr durch zwischenstaatliche 
Kooperation, sondern ausschließlich über 
Nicht-Staatliche Träger zu vergeben, ent- 
sprechen nicht den machtpolitischen 
Realitäten in der BRD. Eine derartige 
Entstaatlichung der Entwicklungshilfe 
greift zu kurz, weil durch eine bloße Um- 
verteilung der Mittel auf Nicht-Regie- 
rungsorganisationen die systemmima- 
nenten Strukturen nicht aufgebrochen 
werden. Nur Bewußtseinsveränderungen, 
die über Öffentlichkeitsarbeit eingeleitet 
werden müssen und die in ihrer Konse- 
quenz zu radikalen politischen, ökonomi- 
schen und gesellschaftlichen Verände- 
rungen führen, können den scheinbar un- 
abänderlichen Teufelskreis von Hunger, 
Elend, Ausbeutung und neuer Abhängig- 
keit durchbrechen. Vor diesem Hinter- 
grund sind die von kleinen Teilen der 
Evangelischen Kirche, medico internatio- 
nal, terre des hommes und großen Teilen 
der Solidaritätsbewegung propagierten 
konzeptionellen Vorstellungen richtungs- 
weisend. 


Bezug: Juso Bundessekretariat, Ollenhauerstr. 1, 5300 Bar 
3 IM in Briefmarken beilegen, ner Verrechnungsscheck oder 
sonst per Nachnahme (wird aber teurer) 


Anmerkungen 

Telefonische Auskunft: 

Terre des Hommes vom 5.3.1985 
MISEREOR (Aachen) vom 5.3.1985 
Bfdw vom 7.3.1985 
EIRENE vom 8.3.1985 
DWHH vom 8.3.1985 
EZE vom 7.3.1985 
ÖMW vom 12.3.1985 
Schriftliche Auskunft: 


ASW vom 8.3.1985 


Die politischen Stiftungen: 
(Friedrich Naumann und Friedrich Ebert Stiftung) 


Nach telefonischer Anfrage wurde mitgeteilt, man 
müsse solcherlei Auskünfte (gefragt war nach dem 
Umfang der finanziellen Mittel für Nicaragua von 
1979—1984) schriftlich nachfragen. 

Die Antwort beider Stiftungen war fast gleichlau- 
tend: „Sehr geehrter Herr Ernst, wir danken Ihnen für 


2.B. Augenblicke, tägl. Rubrik in der taz 


Ihren Brief vom 6. März. Leider kann die Stiftung 
grundsätzlich keine Angaben über Projektförde- 
rungssummen machen. Dies ist auch zum Schutz 
unserer Partner so, was Ihnen insbesondere im Fall 
Nicaragua verständlich sein wird.“ 

Die Antwort der FNS. Unterschied zum Schreiben 
der Konkurrenz: Die Ebert Stiftung bedauerte um ei- 
ne Nuance mehr und schickte mir noch Ihren Hoch- 
glanz-Jahresbericht. 

Somit beruhen unsere Zahlenangaben auf infor- 
mellen Informationen von Mitarbeitern der Stiftungen, 
deren Namen wir, auch wir bitten um Verständnis, 
nicht nennen möchten. 


Erläuterungen zu den in der Tabelle auftauchenden 
Abkürzungen: 

FACS: Sandino Stiftung; ist für die Koordination der 
für die nicaraguanische NRO'’s ins Land fließenden 
Gelder zuständig. 

AMNLAE: Sandinistische Frauenorganisation 

CST: Sandinistische Arbeiterbewegung 

UNAN: Staatliche Universität 
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sind alle anderen gleich 
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MIDINRA: Landwirtschaftsministerium 

ATC: Sandinistische Landarbeitergewerkschaft 

JS: Sandinistische Jugendorganisation 

LA PRENSA: stramm antisandinistische Opposi- 
tionszeitung 

PLI: Liberale Partei (Schwesterpartei der FDP) 


CECOOP: Von der PLI 
schaftsverband 


dominierter Genossen- 


2. Entgegen der telefonischen Auskunft des Sachbe- 
arbeiters vom 8.3.1985 gibt die DWHH in einem 
Leserbrief der Frankfurter Rundschau vom 
28.3.1985 an, sie habe im Zeitraum 1979—1984 
eine Million DM mehr (6.988 Mio. DM) für Nicara- 
gua gegeben. 


3. Barricada vom 2. November 1984 


4. Da in den Blättern schon des öfteren ausführlich 
über die Solidaritätsbewegung geschrieben wurde 
ist dieses letzte Kapitel aus Platzgründen knapp 
gehalten. 


als ın anderen 
Zeitungen. 


Coupon 


die tageszeitung eine Woche kostenlos zur Probe. 
Auf ’ne Postkarte kleben und ab geht’... 


die tageszeitung, 1000 Berlin 65, Wattstr. 11-12 


SO 
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Rezensionen 


LU ÜÜII mmnn n m n 


Neuere Literatur zu Nicaragua 


Die US-amerikanischen Militärs sind zu 
der Auffassung gelangt, daß ihre Nie- 
derlage im Vietnamkrieg im Wesentli- 
chen auf den Widerstand breiter Kreise 
der amerikanischen Öffentlichkeit zu- 
rückzuführen war, der es ihnen poli- 
tisch unmöglich machte, ein größeres 
Vernichtungspotential gegen das viet- 
namesische Volk einzusetzen. Aus die- 
ser Erfahrung haben sie den Schluß 
gezogen, daß sie ihre modernen Kolo- 
nialkriege nur dann erfolgreich führen 
können, wenn es ihnen gelingt, dei ei- 
gene Bevölkerung von der Notwendig- 
keit und Unvermeidlichkeit dieser Krie- 
ge zu überzeugen: Der Krieg gegen Ni- 
caragua wird daher begleitet von einer 
Propagandaschlacht in den Medien der 
westlichen Welt und seine weitere Es- 
kalation hängt direkt vom Erfolg dieser 
Kampagne ab. 

„Der Krieg hat heute zwei Fronten. Die 
Contra, organisiert in den beiden mili- 
tärischen Formationen FDN (‚Nicaragu- 
anische Demokratische Front’) und ARDE 
(‚Revolutionäre Demokratische Allianz) 
operiert von Honduras und Costa Rica 
aus mit insgesamt 15.000 bezahlten 
Söldnern. 

Die zweite Schlacht wird in den Me- 
dien der westlichen Welt geschlagen. Der 
einende Grundgedanke des Sandinismus 
ist die dauerhafte Befreiung von der Vor- 
herrschaft der USA — ein Ziel, das den 
Nerv der US-Außenpolitik trifft, die seit 
der Monroe-Doktrin von 1823 Lateiname- 
rika als Hinterhof’ der USA im Griff hält. 
In den Worten von Präsident Reagan ‚be- 
trifft, was in Lateinamerika und der Kari- 
bik passiert, nicht nur unsere Nation son- 
dern auch Amerikas Image in der ganzen 
Welt. Wenn wir so nahe der Heimat nicht 
entschlossen handeln können,wer wird 
uns dann noch irgendwo glauben?’ Des- 
halb rollt unter Führung des Weißen Hau- 
ses und des State Department die Propa- 
gandawelle, die aus dem Sandinismus 
ein diktatorisches Unrechtsregime und 
aus den Contras ‚Freiheitskämpfer’ 
macht. Deshalb sterben Frauen und Kin- 
der, Landarbeiter und Milizsoldaten in Ni- 
caragua — ermordet von bestausgerü- 
steten Trupps, die, gelenkt von US-Auf- 
klärungsflugzeugen, tief in das Land vor- 
gestoßen sind. 

Zur Eindämmung der Solidarität mit 
dem bedrohten Nicaragua hält die westli- 
che Führungsmacht gegenüber ihren 
Verbündeten die Legende vom Bürger- 
krieg in Nicaragua aufrecht. In den Me- 
dien der Bundesrepublik und Westeuro- 
pas heißen die Contras ‚Rebellen’ und 
‚Widerstandskämpfer’.“ 

(Aus dem Vorwort zu dem Buch von 
Dieter Eich und Carlos Rincön: La Contra 


Der Krieg gegen Nicaragua, Konkret Lite- 
ratur Verlag Hamburg 1984, 192 S. DM 
18,—). 


Solidarität gegen den Krieg der 
Contra 


Wenn Ronald Reagan sich zur Zeit 
wieder einmal gewaltig anstrengt, um 
vom Kongreß 14 Mio $ für den Krieg der 
Contra bewilligt zu kriegen, so geht es 
ihm dabei nur am Rande ums Geld. Die 
Spenden, die die Contra von Privatleuten 
aus den USA und über dunkle Kanäle 
aus dem Staatssäckel erhält betragen mit 
Sicherheit ein Vielfaches dieser 14 Millio- 
nen. Reagan will dadurch, daß er den 
Kongreß dazu bringt sich für die soge- 
nannten Freiheitskämpfer einzusetzen, 
eben jenen nationalen Konsens fördern, 
den er für den weiteren Erfolg des Krie- 
ges für unerläßlich hält. 

Für die Solidaritätsbewegung mit Nica- 
ragua ergibt sich daraus nicht nur in den 
USA die Aufgabe, sich dieser Herausfor- 
derung zu stellen: Solidarität mit Nicara- 
gua muß in dieser Situation in erster Linie 
heißen Öffentlichkeitsarbeit gegen den 
Krieg der USA und der von ihnen finan- 
zierten Mörderbanden der Contra. Erst 
wenn klar gemacht wurde, von wem und 
mit welchen Mitteln gegen Nicaragua 
Krieg geführt wird, ist eine Grundlage ge- 
schaffen, um über Probleme und Irrwege 
der Sandinistischen Revolution zu disku- 
tieren. 

Das wichtigste unter den Büchern, die 
hier vorgestellt werden sollen ist daher 
die oben zitierte Reportage über die 
„Contra“. Das Buch besteht aus 16 Inter- 
views mit Contras, die teils in nicaragua- 
nischen Gefängnissen, teils in Miami, Co- 
sta Rica und Honduras gemacht wurden. 
Leider werden keine Angaben zum Zu- 
standekommen der einzelnen Interviews 
gemacht. 

In der Nähe des kleinen Ortes Pantas- 
ma im Norden Nicaraguas tötete im April 


Ei 


1983 ein Kommando der Contra 13 Perso- 
nen, die in einen Hinterhalt geraten wa- 
ren. Unter ihnen war der Freiburger Arzt 
Albrecht „Tonio“ Pflaum. Einer seiner 
Mörder berichtet: 

„Um halb fünf kamen wir an die Stra- 
Be. Wir fingen gleich an, die Straßensper- 
re vorzubereiten. Bald waren wir damit 
fertig. Und dann fing der Hinterhalt an. Es 
gerieten einige Autos in den Hinterhalt... 
Dann kam ein Lastwagen, der hatte eine 
Ladung Limonadenflaschen. Die haben 


wir uns runtergeholt und getrunken. Da- 
bei waren wir noch, als ein blauer Jeep 
mit dreizehn Personen auftauchte. Den 
haben wir gleich aufs Korn genommen. 
Die dreizehn Personen, die drin waren 
sind ausgestiegen und haben sich in ei- 
ner Reihe vor uns aufgestellt. Alle drei- 
zehn. Es waren drei Krankenschwestern 
darunter. Jimmy Leo, Polo und Ruben 
machten sich gleich dran, alle drei zu 
vergewaltigen. Die Frauen flehten, daß 
sie aufhören sollten, aber keinen küm- 
merte das. Nach der Vergewaltigung feu- 
erten sie Salven von 20 Schuß aus dem 
FAL in Kopf und Brust von jeder Frau. 

Dann ging Jimmy Leo auf einen zu, 
der wie ein Ausländer aussah. Der sagte: 
‚Hört mit der Schießerei auf, wir sind Zi- 
vilpersonen. Ich bin ein Arzt aus 
Deutschland. Bringt uns nicht um!’ Jimmy 
ließ sich nicht davon beeindrucken und 
als der Ausländer nochmal rief: ‚Bringt 
uns nicht um!’, da fing Jimmy Leo an, ihn 
voll aus dem FAL zu beschießen, vom 
Kopf runter bis in die Brust. Nachdem er 
dem Doktor die Salven in Kopf und Brust 
geschossen hatte, wandte sich Jimmy 
Leo an mich, Eduardo Löpez Valenzuela. 
‚Nun bist du dran’, befahl er mir. Da ging 
ich eben auch hin und tötete eine Per- 
son, die blaue Hosen und ein weißes 
Hemd anhatte. Ein Schuß nach dem an- 
deren aus dem AKA, fünf in den Kopf und 
nochmal fünf in die Brust. 

Als sie alle tot waren, waren wir zufrie- 
den. Froh waren wir und riefen ein ums 


Ich helfe immer bei der Hausarbeit! 
Ich schäme mich nicht, einen Besen in die Hand zu nehmen! 


andere mal: ‚Mit Gott und Patriotismus 
stürzen wir den Kommunismus!’ und ‚Es 
lebe der FDN!”. 

Während das obige Zitat von einem 
der naiven Mitläufer der Contra stammt, 
sind die meisten der Interviewten ehema- 
lige Mitglieder von Somozas Nationalgar- 
de, die sehr genau wissen, was sie tun 
und mit brutaler Offenheit auch dazu ste- 
hen. 


Die Bauern zwischen den 
Fronten 


Das Buch ist jedoch mehr als eine An- 
einanderreihung von Greueln. Es gibt an- 
satzweise auch Antwort auf die Frage, 
warum viele Kleinbauern die Contra un- 
terstüzten, denen ihr Klasseninteresse 
doch eigentlich gebieten müßte, zu den 
Sandinisten zu halten: „Die Bauern hal- 
ten immer zum gerade Stärkeren, sonst 
können sie nicht überleben.“ sagt selbst 
Comandante Bayardo Arce (taz v. 
23.3.85) 

„Ich heiße Jose Aquiliano Sarmiento 
Martinez, bin 18 und wurde am 4. Okto- 
ber 1966 in El Limön de Pucaya im De- 


partement Ocotal geboren.’ 

‚Wir würden gerne wissen, wie Sie 
vom FDN angeworben wurden.’ Jose: Im 
März, genau am 7. März 1984, wollten 
wir mit einer kleinen Gruppe von Freun- 
den und Freundinnen in einem Tal in der 
Nähe des Dorfes Antigua den Nachmittag 
verbringen. Es war der Tag, an dem je- 
dem von uns nach der Messe das 
Aschenkreuz auf die Stirn gezeichnet 
wird. Wir saßen unter einem Baum und 
haben uns über alles mögliche unterhal- 
ten, als wir plötzlich von einer Gruppe 
bewaffneter Männer umstellt waren. Wie 
wir später erfuhren, gehörten sie zur 
Kampftruppe, die von ’EI Griego‘, dem 
Griechen befehligt wird. Sie kamen von 
Honduras her und wollten nach Pueblo 
Nuevo. Sie mußten also durch unser Tal. 
Hier ist der Vogel, den wir schon lange 
suchen’, sagte einer von ihnen, der aus 
der selben Gegend kommt wie ich und 
wußte, daß mein Bruder bei den Sandini- 
sten kämpft und ich in der Kooperative im 
Dorf arbeite und auch beim CDS (Sandi- 
nistisches Verteidigungskomitee, Anm. d. 


&0y SOLIDARIO 
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R.) mitmache. Sie nahmen mich und 
noch zwei andere kurzerhand mit nach 
Pueblo Nuevo. Ich gebe zu, daß ich 
mehrmals die Chance hatte, abzuhauen, 
aber trotzdem bin ich weiter mitgegan- 
gen. Es machte mir mehr Spaß, dabei zu 
sein, als zurück zu meiner Familie zu ge- 
hen. 'Mach bei uns mit, sagten sie, 'Wir 
brauchen Leute. Wir wollen für unser Va- 
terland kämpfen, für ein wirklich freies 
‚Vaterland. Die jetzt an der Macht sind, 
kriegen einen verpaßt, da kannst du si- 
cher sein, daß wir gewinnen werden.’ Es 
ist so, wenn sie dich einmal geschnappt 
haben, spürt man selbst ein wenig von 
ihrer Kraft. Das macht einen an. Mich hat 
das gleich gepackt. Es hat mich richtig 
stimuliert. Ja, und da bin ich halt mitge- 
gangen, ohne irgendwie ausgebildet zu 
sein, ohne was dabei zu haben.“ 


Gesundheitsbrigadisten 


Ebenfalls sehr zu empfehlen ist das 
Buch des Gesundheitsladens Berlin: 
„...uUnd ich weiß, daß ich noch bleiben 
will“ über die Arbeit deutscher Gesund- 
heitsbrigadisten in Nicaragua. Es enthält 
Hintergrundinformationen über die Pro- 
blematik des zentralamerikanischen Kon- 
flikts und  Nicaraguas, besonders Ge- 
schichte und Gegenwart des Gesund- 
heitswesens, aber auch sehr persönliche 
Tagebauchaufzeichnungen und Erfah- 
rungsberichte der Brigadisten, die oft ge- 
rade wegen ihres europäischen Blickwin- 
kels geeignet sind, einem das Verständ- 
nis der nicaraguanischen Ralität zu er- 
leichtern: 

„Da ist überhaupt ganz viel verrückt, 
daß es hier kaum Geschirr, geschweige 
denn Besteck gibt. Gegessen wird in der 
Regel mit den Fingern oder mit der Tortil- 
la. Da sind die gut dran, die noch im 
Flugzeug das kleine Plastikbesteck ein- 
gesteckt haben und die mit den Taschen- 
messern. wir teilen uns hier drei Tassen 
und vier Plastikgläser, weil ein ganz nor- 
males Glas 7,— DM kostet und ein Be- 
steck 45,— DM.“ 


Doch schon bald werden die Gesund- 
heitsbrigaden mitten im Zentrum Nicara- 
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Ich bin mit meiner Frau solidarisch! 
Ich bin nicht wie diese Machos, die... 
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guas von der Realität des Krieges einge- 
holt: 

„Regen, Pfützen, Dunkelheit. 

Vor der Waschküche strahlt eine Lampe 
grelles Licht. Aasgestank. Vor dem Tor 
steht ein Militärlaster mit laufendem Mo- 
tor. Die Ladung ist bitter — es sind sechs 
Säcke, sie werden einzein abgeladen. 
Compas (v. compafiero, Anm. d. R.) mit 
Tüchern vor dem Mund, Handschuhen; 
unzählige Tüten mit Chlorkalk. Sind die 
Compas 16 oder 17 Jahre alt? 

Vier Frauen in langen grünen Kitten, 
Stiefeln, Handschuhen, Mundschutz. Ich 
erkenne Nieves, die Nonne, Sorayda, die 
Krankenschwester. Schwarze Plastiksäk- 
ke werden ausgebreitet, bestrahlt vom 
grellen Licht, der Chlorkalk darauf ver- 
teilt, die eingebündelte Ladung daraufge- 
legt und aufgeschnitten — wieder Ge- 
stank. Ist es Pablo aus Chinandega oder 
Pedro aus Matagalpa? Kopfschuß oder 
Rückenschuß? Chlorkalk über Kopf und 
Körper; wird eingewickelt in schwarze 
Plastikplane und verschnürt. 

An der Leine in der Waschküche hän- 
gen sechs Uniformen, frischgewaschen. 
Sie werden nicht mehr gebraucht, es ist 
drei Tage zu spät, die Leichen können 
nicht mehr aufgebahrt werden. Ein Holz- 
sarg wird zugenagelt — Chinandega 


‚steht drauf. 


Das nächste Bündel, die selbe Proze- 
dur; ein großes — der Gordito, davor Fla- 
quito. War er 14 oder noch jünger? 

Neue Pakete mit Chlorkalk. Absolute 
Ruhe. Es regnet weiter, die Grillen zirpen 
weiter, es ist wie immer. 

Die rostige alte Trage wird neu bela- 
den; der nächste Sack, die nächste Pla- 
stiktüte. 

Und ich spüre eine Mischung aus 
Traurigkeit und Wut, spüre meinen Haß 
immer größer werden, will diese sechs 
Toten den Verantwortlichen der US-Re- 
gierung vor die Füße legen, will sie zwin- 
gen, diese Arbeit zu verrichten, jedoch 
ohne Handschuhe, ohne Mundschutz. 
Müssen den Müttern erklären, warum?? 
Die Verantwortlichen sind dieselben, die 
in Deutschland Atomraketen stationieren. 

Der Verletzte ist operiert, wird er über- 
leben? Der letzte Tote ist präpariert. 

Nieves nimmt den Besen, fegt die Tü- 
ten zusammen, spült mit Wasser das Blut 
von der Trage. Am nächsten Morgen 
sieht alles aus wie immer.“ (S. 163/64) 

(Gesundheitsladen Berlin e.V. [Hg.]: 
„...und ich weiß, daß ich noch bleiben 
will“. Gesundheitsbrigaden in Nicara- 
gua, edition „Schwarze Risse“, Berlin 
1984, 198 S. DM 12,—, Vertrieb Regen- 
bogen, Seelingstr. 47, 1 Berlin 19. Spen- 
den für das Projekt des Gesundheitsla- 
dens bitte auf: Medizinisches Informa- 
tions- und Kommunikationszentrum, Ge- 
sundheitsladen Berlin e.V. Sonderkonto 
„Nicaragua“ PSch. Bin (W) Nr. 38513- 
105 

Eine neue Art von Memoirenliteratur ist 
aus der Mode hervorgegangen, als Ar- 
beitsbrigadist seine Ferien in Nicaragua 
zu verbringen. Allein schon wegen der 
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Sprachbarrieren nehmen viele nur einen 
kleinen Ausschnitt der Realität wahr, was 
sie oft nicht daran hindert, gleich nach ih- 
rer Rückkehr eine Broschüre auf den 
Markt zu werfen. 

Wer sich für die Realität der Arbeitsbri- 
gaden interessiert, dem kann man am 
ehesten das Buch des Journalisten Rei- 
mar Paul empfehlen, der seine Erfahrun- 
gen nach zehn Wochen Nicaragua in ei- 
nem unprätentiösen Stil schildert und in 
lesbarer Form einige Zusatzinformationen 
einstreut, ohne gleich so zu tun, als wisse 
er nun alles über Nicaragua. Man erfährt 
dabei auch etwas über die BRD, z.B. 
wenn es bei der Vorbereitung der Reise 
zu Streitereien verschiedener Szene- 
Grüppchen kommt, ob man die Brigade 
nun „Krefeld, 25.6.“ oder „Cemal Altun“ 
nennen soll. 

Reimar Paul: Zwischen den Jahren. 
Mit den Arbeitsbrigaden in Nicaragua, 
Verlag Die Werkstatt, Göttingen 1984, 
156 S. DM 14,80. 

An einer gewissen Befangenheit im lin- 
ken BRD-Millieu bzw. dessen nicaragua- 
nisches Entsprechung krankt das Buch 
von Lisa Luger und Bärbel Sulzbacher: 
„Somos“, das in zahlreichen Interviews 
meist politisch engagierte Nicaraguane- 
rinnen vorstellt. Man bekommt zwar eine 
Vorstellung vom entbehrungsreichen All- 
tag und vom Heroismus dieser Frauen, 
doch wäre zweifellos ein besseres Bild 
der Lage der nicaraguanischen Frauen 
entstanden, wenn die Autorinnen, die 
sich nur kurz im Land aufgehalten haben, 
sich öfter getraut hätten, das Milieu zu 
verlassen, in dem sie sich anscheinend 
bewegt haben, um mehr politisch indiffe- 
rente oder reaktionäre Frauen zu intervie- 
wen. 

Lisa Luger, Bärbel Sulzbacher: Somos 
— Nicaraguas Frauen zwischen Alltag 
und Befreiung, FDCL Berlin 1984, 286 S. 
DM 12,80. Bezug: LN-Vertrieb, Gneise- 
naustr. 2, 1 Berlin 61. 


„Glattrasiert wie Ronald 
Reagan“ 


In zwei Leserbriefen an die französi- 
sche Zeitung „Le Monde“ setzt sich der 
argentinische Schriftsteller Julio Cortäzar 
mit deren Nicaragua-Berichterstattung 
auseinander und stellt an einigen Formu- 
lierungen und Details dar, wie dort unter- 
schwellig Sympathiewerbung für die Re- 
aktion betrieben wird: 

„Warum... — es mag nichtig erschei- 
nen, aber was ist schon nichtig in diesem 
Spiel um Leben und Tod, in dem sich Ni- 
caragua befindet — beschreibt er (der 
Journalist Marcel Niedergang)den Co- 
mandante Bayardo Arce als jemanden 
‚mit einer Zigarre im Mund und einem 
Bart ä la Fidel Castro’? An keiner ande- 
ren Stelle beschreibt er etwa (den Oppo- 
sitionspolitiker) Robelo als ‚Zigarettenrau- 
cher und glattrasiert wie Ronald Rea- 
gan‘... Der Titel gleich als erstes: Die be- 
schlagnahmte Revolution. Ein treffliches 


Beispiel der europäischen ‚Blauäugig- 
keit, wie man das nennen könnte. Wir 
haben sie am Beispiel Cubas zur Genüge 
kennengelernt. Erste Phase: Ah, die Re- 
volution! Oh, die Revolution! Alles er- 
scheint vollkommen aus der Sicht der 
Unvollkommenheit und der Nostalgien 
Europas. Wieder einmal wird das Bild 
des ‚guten Wilden’ heraufbeschworen, 
die Reinheit, das endlich verwirklichte 
Ideal der Freiheit. Zweite Phase: Die Re- 
volution (deren Reinheit nur zwei Wo- 
chen anhält, sagte einmal Jean Cocte- 
au...) läßt ihre inneren Konflikte sehen, 
ihre Grenzen und ihre Schlacken, sie 
geht zum Angriff über und verteidigt sich 
mit allen Kräften, was nur menschlich, 
allzu menschlich ist. Die Reaktion der eu- 
ropäischen Blauäugigkeit: Oh, ‚welche 
Enttäuschung! (Und jede Enttäuschung 
bewirkt automatisch offene oder ver- 
schleierte Gegnerschaft). Dritte Phase, 
die jetzige: Die enttäuschte Engelsun- 
schuld rächt sich, indem sie Irrtümer und 
Fehlschläge bedauert und kritisiert. Und 
nur davon spricht, oder fast nur...“ (S. 
63) 

Als persönlicher Freund Thomäs Bor- 
ges hat Cortäzar ein wenig unkritisch und 
aus der Vogelperspektive betrachtet, 
trotzdem ist sein Buch und Borges Vor- 
wort lesenswert. 


Julio Cortäzar; Nicaragua, so ge- 
waltsam zärtlich, Peter Hammer Verlag, 
Wuppertal 1984, 126 S. DM 12,80. 

Nicaragua ist ein kleines Land, das 
wenig Intellektuelle hervorgebracht hat, 
und wo erst nach der Revolution der er- 
ste Buchverlag gegründet wurde. Auch 
die Bücher über Nicaragua, nicht nur auf 
dem deutschen Markt, sind daher meist 
Reiseberichte europäischer Intellektuel- 
ler, wenn man von der Kultfigur Ernesto 
Cardenal einmal absieht. Deshalb soll 
hier die Autobiographie des Nicaragua- 
ners Omar Cabezas erwähnt werden, der 
seine Erfahrungen in der Studentenbe- 
wegung und im Befreiungskampf gegen 
Somoza schildert. Der deutsche Titel, mit 
dem der Peter-Hammer-Verlag wohl ei- 
nen Preis für den idiotischsten Buchtitel 
der Saison gewinnen wollte: „Die Erde 
dreht sich zärtlich, Compafera“, hat mit 


dem Inhalt nichts zu tun und verdreht die 
Intention des Autors, dem es gerade dar- 
um geht, das Leben der Guerrilleros rea- 
listisch und ohne jeden Romantizismus in 
seiner ganzen Erbärmlichkeit von Dreck, 
Selbstzweifeln, Moskitos und vollgeschis- 
senen Hosen zu zeigen. Zugleich wird 
humorvoll das Alltagsleben im Nicaragua 
Somozas geschildert. (Auf spanisch heißt 
das Buch „Das Gebirge [wo sich der 
Guerillakrieg abspielt, Anm. d. R.] ist 
mehr als eine große grüne Steppe“; wie 
die Zärtlichkeit in den Buchtitel kommt, ist 
auch im Fall von Cortäzar nicht ganz er- 
sichtlich, dort heißt es „dulce“ was „süß“ 
oder allenfalls „sanft“ bedeutet). 


Informationen für die 
Solidaritätsbewegung 


Wichtiger für die aktuelle politische 
Auseinandersetzung um Nicaragua und 
Mittelamerika sind zwei Publikationen der 
Edition Nahua, vor allem die Broschüre 
von Andreas Gampert: „Die Auseinander- 
setzung um die Entwicklungshilfe der 
Bundesrepublik für Nicaragua“, die in 
zahlreichen Dokumenten die verlogene 
Argumentation entlarvt, mit der den San- 
dinisten der Geldhahn abgedreht wurde. 
Von der „unpolitischen“ Argumentation, 
es fehle an geegneten Entwicklungspro- 
jekten ging man schnell zu offenen Dro- 
hungen über: Nicaragua habe an Beispiel 
von Grenada gesehen, daß „man nicht 
ungestraft seine Souveränität mißbrau- 
chen kann.“ (Minister Warnke in der 
„Welt“ vom 16.12.83) Die Dokumentation 
reicht zwar nur bis zum Frühjahr 1984, 
bietet aber detaillierte Fakten, die für die 
Diskussion weiterhin nützlich sein kön- 
nen. 

Andreas Gampert: Die Auseinander- 
setzung um die Entwicklungshilfe der 
BRD für Nicaragua, Edition Nahua, Wup- 
pertal 1984, 64 S. A4, DM 6,—. 

Schließlich ist auch die Loseblatt- 
sammlung „Intervention in Mittelamerika 
und der Karibik“ zu erwähnen. Hier kom- 
men insbesondere US-amerikanische 
Gegner und Befürworter der Zentralame- 
rika-Politik Reagens zu Wort, auch Rea- 
gan selbst. 
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in ihrer Frau nur ein Objekt sehen! 


R. Sanchez, Karikaturen aus Nicaragua, Edition Nahua, 1985, DM 12,- 


Jochen Hippler: Intervention in Mittel- 
amerika und der Karibik. Materialien 
und Dokumente. Loseblattsammlung im 
Ordner (wird fortgesetzt), 128 S, A4, DM 
19,80,—, Edition Nahua, Wuppertal 1984. 

Einen Überblick über die wichtigsten 
Problemkreise von Ökologie, Landwirt- 
schaft und Umweltplanung in Nicaragua 
gibt die Bröschüre von P. Schwiebert und 
H. Thielen: Landwirtschaft und ökologi- 
sche Planung in Nicaragua, Bezug ge- 
gen 5,— DM Solidaritätsbeitrag: H. Thie- 
len Fachbereich 14, TU Berlin, Franklin- 
str. 28/29, 1 Berlin 10 


Zeitschriften: 


envio, Hrsg.: Instituto Historico Centroa- 
mericano, Managua: deutsche Ausgabe 
erscheint bei Edition Nahua, Wuppertal, 
Einzelheft DM 5.—, Halbjahresabo DM 20. 
Regierungsnah, aber nicht unkritisch, 
bietet eine Fülle von Informationen und 
Statistiken zur Entwicklung in Nicaragua, 
wichtig für jeden, der die Vorgänge in Ni- 
caragua im Detail verfolgen will. 
Informativ ist auch die Zeitschrift des 
Vereins „Monimbö“ in Dietzenbach, der 
eine Reihe von Solidaritätsprojekten in 
Nicaragua unterstützt: 
Monimbö, Hrsg.: Verein Monimbö e.V., 
c/o DGB Ortskartell, Schäfergasse 15, 
6057 Dietzenbach, Einzelheft DM 2,50. 


Unterrichtsmaterial: 


Sekundarstufe I: GEW (Hg.): Nicaragua 
Hamburg 1983, ca. 100 S. DM 12.—. Im 
Vergleich mit dem gut ausgearbeiteten 
didaktischen Konzept ist der Materialteil 
etwas dürftig. 

Sekundarstufe Il: 

Wochenschau Nr. 4: „Nicaragua“, Plura- 
listisch-wertfreier Ansatz, aber reichhalti- 
ge Textsammlung zu allen Aspekten des 
Themas, z.B. auch Pressezensur, India- 
nerpolitik. 48 S. DM 4,50, Bezug: Wo- 
chenschau-Verlag, A. Damaschke-Str. 
103—105, 6231 Schwalbach. 

Nicaragua (überarbeitete Neuauflage 
1985): „Materialien für Unterricht und Bil- 
dungsarbeit“ Nr. 1. Themen: Geschichte 
Nicaraguas, Somoza-Herrschaft, Neuauf- 
bau, Krieg, Beziehungen BRD-Nicara- 
gua; außerdem Literatur- und Filmliste. 
Bezug: Gesellschaft für entwicklungspoli- 
tische Bildung GEB e.V., Sandstr. 15, 78 
Freiburg, Loseblattsammlung, 36 S. A4, 
DM 6.— en 


Gesundheitsbrigaden für Nicaragua 


Wir suchen dringend 


AB SOFORT 


evtl. auch später für einen 
mindestens 6 monatigen 
Einsatz im Rahmen 
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Bezug: GEB - Sandstr, 15 - 7800 Freiburg 


Een] Dritte Welt 
% im Unterricht, 
VE in der Bildungsarbeit 
ld und ... inder Freizeit 
ag 


Nicaragua 
(Überarbeitete Neu- 
auflage 1985) 


8.Mai 1945 
40 Jahre danach 


Befreiung — Niederlage 
oder »Stunde Null«? 


Beiträge von: 


Ossip K. Flechtheim 
Erhard Lucas 
Heinz Brandt 
Herbert Ammon 
Helmut Gollwitzer 
Theo Pirker u.a. 


(Doppeinummer: 12,— DM + Porto) 


Antisemitismus/Zionismus 
Palästina vor der Gründung 
des Staates Israel 

Palästina Heute 

Staat Israel 

Die PLO 

Besetzte Gebiete 


Freidenker-Magazin 

Moerser Straße 48 a 

4100 Duisburg 17 
02136-15.67 


Die Themen der bisher erschienenen Hefte sind: 
Nicaragua : Westsahara - Peru : Zigeuner - Iran 
Welthandel - Kolonialismus : Welthandel Il - 
Bolivien : Imperialismus : Großtechnologie - 
Tourismus’ : Modernisierung des Elends : Waf- 
fenexport - Politische Flüchtlinge : Türken 

ın Deutschland - Israel in Palästina - Brasiliani- 
scher Zucker. 


Umfang ca. 32 Seiten; A4 Format; kopierfähig; 
4 Ausgaben/Jahr 


- ARZTE/INNEN 
— KRANKENSCHWESTERN 
/-PFLEGER 


(möglichst m. Fachausbildung) 


Preis der Einzeinummer: DM 6.- 
Abo: (6 Nummern): DM 36,- 


unserer Projekte in 
Nicaragua 


Bestellungen an: 
GEB, Sandstr. 15, 7800 Freiburg 


Kontakt: Gesundheitsladen Berlin, Gneisenaustr. 2, 1000 Berlin 61 : Tel. 030.693 20 90 
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Unversöhnliche nationale Ansprüche 


M. Pelster, H. Stüwe: Israel in Paläs- 
tina, Gesellschaft für Entwick- 
lungspolitische Bildung (GEB) e. V., 
Sandstraße 15, 78 Freiburg, 64 S. 
Din A4, 12,— DM. 


Seit einigen Jahren bringt die Gesell- 
schaft für entwicklungspolitische Bildung 
(GEB) Materialien für Unterricht und Bil- 
dungsarbeit in Form von Loseblattsamm- 
lungen heraus. Die bisher veröffentlichten 
Materialien waren bestimmten Ländern 
der Dritten Welt oder übergreifenden Pro- 
blemen wie Welthandel, Tourismus, Waf- 
fenexport usw. gewidmet. Unter der Nr. 
19/20 wurde nunmehr ein Doppelheft 
zum Themenschwerpunkt „Israel in Pa- 
lästina“ vorgelegt (Preis 12,- DM). Die Tat- 
sache, daß dieses Thema von den Auto- 
ren offensichtlich nur durch eine Doppel- 
nummer zu bewältigen war, zeigt symbol- 
haft die Schwierigkeiten der Behandlung 
dieses Themas im Unterricht. 

Die Materialien bestehen aus Doku- 
menten, Presseartikeln, Auszügen aus 
Aufsätzen von Fachzeitschriften und 
Fachbüchern sowie Interviews. Zur Ver- 
anschaulichung verschiedener Probleme 
werden Karten, Strukturtafeln und Bilder 
eingesetzt. Inhaltlich sind die Materialien 
in verschiedene Schwerpunkte eingeteilt. 
Jedem dieser Schwerpunkte wurde ein 
Leitfaden für den Lehrer/Seminarleiter 
vorangestellt. In diesen Leitfäden werden 
kurze Hintergrundinformationen und Zu- 
sammenhänge dargestellt und in die ein- 
zeinen Materialien eingeführt. Vorange- 
stellt ist den Materialien eine Länderinfor- 
mation Israel, die einen ersten Einblick in 
die Wirtschafts- und Sozialstruktur gibt. 
Diese grundlegenden Daten werden 
durch eine Zeittafel ergänzt. Am Ende 
des Doppelhefts befinden sich eine um- 
fangreiche Literatur- und Medienliste so- 
wie die Adressen von Organisationen, die 
in irgendeiner Weise mit der Region ver- 
bunden sind. 

Die Autoren Mariele Pelster und Hart- 
mut Stüwe haben für die Materialsamm- 
lung den historischen Ansatz gewählt. 
Der erste Schwerpunkt ist dem Themen- 
bereich Antisemitismus/Zionismus gewid- 
met und beinhaltet Materialien zum Anti- 
judaismus, zur Emanzipation der Juden 
und dem neuen Antisemitismus im 19. 
Jahrhundert sowie der Entwicklung des 
Zionismus. Der 2. Teil beschäftigt sich mit 
Palästina vor der Gründung des Staates 
Israel, beleuchtet die Rolle Englands bei 
der Entstehung des Palästina-Konflikts 
und schildert die Entstehung der jüdi- 
schen Siedlungen, aber auch der palästi- 
nensischen Nationalbewegung. 

Nach dieser ausführlichen Darstellung 
der Konfliktgenese ist der 3. Teil „Palä- 
stina heute“ gewidmet. Die israelische 
und die palästinensische Seite des Kon- 
fliktes werden — soweit möglich — in all 
ihrer Vielschichtigkeit und Widersprüch- 
lichkeit dargestellt. In diesem Teil sind 
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„Also gut, wohin geht’s diesmal?” 


Zeitungsartikel ein wesentliches Element 
der Darstellung von Konfliktfeldern. Auch 
der Situation in den besetzten Gebieten 
ist ein umfangreiches Kapitel gewidmet. 

Nach der Intention der Autoren stellen 
die Materialien ein Angebot für den Be- 
nutzer dar. Form, Ablauf und Inhalt der 
Beschäftigung mit dem Thema sind den 
jeweiligen Interessen und sonstigen Be- 
dingungen anzupassen. Vorgelegt wird 
also eine Materialsammlung, kein Unter- 
richtsmodell. Jeder Schwerpunkt wird so- 
mit zwar von einem Leitfaden für den Be- 
nutzer eingeleitet, didaktische oder me- 
thodische Hinweise sind jedoch spärlich. 
Im Umgang mit den Materialien ist und 
bleibt der Pädagoge also weiterhin gefor- 
dert. 

Die Autoren sind sehr fleißig gewesen. 
Sie haben umfangreiches Material ge- 
sichtet, kenntnisreich ausgewählt und 
auch der „Nahost-Experte“ wird den ei- 
nen oder anderen unbekannten Text fin- 
den. Allerdings gestaltet sich manchmal 
die Identifizierung der Quellen schwierig, 
da ein durchgängiges System von Quel- 
lenangaben am Ende des Textes oder in 
Fußnoten nicht erkennbar ist. 

Verwendbar ist das Material sicherlich 
frühestens in der Sekundarstufe II und in 
der Erwachsenenbildung. Die ausgewähl- 
ten Texte sind — mit Ausnahme vielleicht 
der Presseartikel zu aktuellen Themen — 
für jüngere Jahrgänge zu schwer. Aller- 
dings erlaubt die klare Gliederung des 
Materials die Behandlung einzelner aus- 
gewählter Themenschwerpunkte oder un- 
terschiedliche Einstiege in die Gesamt- 
thematik. Der Umfang des Materials (64 
DIN-A-4-Seiten) erlaubt zwar eine relativ 
ausführliche Beschäftigung mit den Pro- 
blemen, mag jedoch manchen potentiel- 
len Benutzer abschrecken. 

Wenig Hilfe bietet die Literaturliste. Die 
unkommentierte Zusammenstellung ei- 
nes großen Teiles der deutschsprachigen 
Nahost-Literatur der letzten Jahre läßt 
den Benutzer in seinem Bedürfnis nach 
Orientierung allein. Hier wäre weniger si- 


cherlich mehr gewesen. Bei der Filmaus- 
wahl verfielen die Autoren leider in das 
andere Extrem. Die lediglich 5 genannten 
Filme werden ausführlich kommentiert. 


Schwarz-weiß präsentieren die Auto- 
ren die vorgelegten Materialien nur gra- 
fisch („das Kopieren der Materialien in 
unbegrenzter Menge zu Unterrichtszwek- 
ken ist erwünscht!“). In politischer Hin- 
sicht haben sich dagegen Mariele Pelster 
und Hartmut Stüwe bemüht, ein differen- 
ziertes Bild der Konflikformationen vor 
dem Benutzer auszubreiten. Dies zeigt 
sich z.B. in der Darstellung der zionisti- 
schen Opposition und der israelischen 
Friedensbewegung auf der einen, sowie 
der innerpalästinensischen Widersprüche 
und Rivalitäten auf der anderen Seite. Die 
beiden primären Konfliktparteien erschei- 
nen somit nicht als monolithische Blöcke, 
sondern als gesellschaftliche Formatio- 
nen, deren Strukturen ganz wesentlich 
von dem andauernden Konflikt bestimmt 
werden. Allerdings gilt es bei der Benut- 
zung des Materials dem falschen Ein- 
druck entgegenzuwirken, es handele sich 
hier um einen Konflikt, der allein zwi- 
schen Israelis und Palästinensern zu lö- 
sen wäre. Ausgeblendet bleibt nämlich 
weitgehend die aktuelle Bedeutung der 
Großmächte in dieser Region. 

In der Vorbemerkung formulieren die 
Autoren: „Unversöhnlich stehen sich in 
dieser Region des Nahen Ostens zwei 
nationale Ansprüche gegenüber... Es 
muß eine Möglichkeit geben, die dem jü- 
dischen und dem palästinensischen Volk 
eine Lebens- und Selbstbestimmungs- 
chance erlaubt.“ Angesichts der aktuellen 
Situation hegen die Autoren Sympathie 
für das palästinensische Volk, sie werden 
jedoch ihrem Anspruch gerecht, „eine kri- 
tische Beurteilung dessen zu ermögli- 
chen, was in Palästina geschieht, die das 
Unabhängigkeits- und Selbstbestim- 
mungsrecht der Völker als Maßstab an- 
legt und die sich zu beziehen versucht 
auf die Geschichte beider Völker.“ 

Christian Sterzing 


Holz zum Verbrennen 


Hans Mayer/Christof Menke/Werner 
Siemers 

Energie für die Armen? 

Traditionelle Brennstoffe in Indien 
Saarbrücken (breitenbach) 1984, 195 S. 
(ASA-Studien Bd.2) 

Preis 17,-DM 


ASA-Stipendiaten (ASA: Arbeits- und 
Studienaufenthalte in Afrika,Lateinameri- 
ka, Asien) müssen nach Ablauf ihres Stu- 
dienaufenthalts einen Bericht abliefern, 
der gewöhnlich im Archiv verschwindet. 
Nicht alle Berichte haben das verdient, 
und so ist es zu begrüßen, daß sich ASA 
wieder einmal dazu aufgerafft hat, eine 
Reihe auf die Beine zu stellen, in der her- 
ausragende Berichte publiziert werden 
können. Als Band 2 der neuen Reihe ist 
jetzt eine gründliche Bestandsaufnahme 
der indischen Energieversorgung er- 
schienen, die in ihrem allgemeinen Teil 
auch die modernen Energieformen in die 
Betrachtung miteinschließt. Gegliedert ist 
das Buch nach den einzelnen Energieträ- 
gern, deren Beitrag zur gesamten Ener- 
gieversorgung des Landes und deren 
spezifische Bedeutung und Problematik 
in den einzelnen Kapiteln diskutiert wird. 
Den Abschluß bildet ein Kapitel über die 
heutigen Probleme der Energieversor- 
gung in den Entwicklungsländern allge- 
mein. 

Ins Zentrum des entwicklungspoliti- 
schen Interesses ist die Energieversor- 
gung der Dritten Weit bzw. die konstatier- 
te „Energiekrise“ ja vor allem deshalb ge- 
rückt, weil sich in ihr verschiedene Pro- 
blemebenen ebenso schneiden wie Ent- 
wicklungsmodelle exemplarisch schei- 
den. Einerseits wird die Energieversor- 
gung vieler Länder der Dritten Welt ent- 
scheidend durch ihre wirtschaftliche Si- 
tuation auf dem Weltmarkt beeinflußt, 
weil sie oft genug von Energieimporten 
abhängig sind. Zum andern verschärft die 
Verteuerung auch der traditionellen hei- 
mischen Energieträger die Verarmung 
der Massen. Und schließlich, da die Ver- 
teuerung in der Regel ein Resultat der 
Verknappung ist, bestehen enge Wech- 
selbeziehungen zwischen der Verknap- 
pung traditioneller Energieträger (in er- 
ster Linie, aber nicht ausschließlich 
Brennholz) und der ökologischen Degra- 
dierung nahezu aller Gebiete der Dritten 
Welt, insbesondere aber der Berg- und 
Trockenzonen. Je nachdem, wo man die 
entscheidenden Ursachen in diesem Pro- 
zeß sieht, fallen dann auch die Lösungs- 
ansätze sehr unterschiedlich aus: von 
rein technischen bzw. wirtschaftlichen 
Vorschlägen über verschiedene Ansätze 
alternativtechnologischer Projekte bis hin 
zu umfassenden sozialökonomischen 
bzw. sozialökologischen Konzepten. 

Der in Indien wichtigste Energieträger 
ist Brennholz. Ihm widmen auch Mayer/ 
Menke/Siemers in ihrer Übersicht den 
größten Raum. Wie sieht ihre Analyse 


des Brennholzproblems aus? 

Zunächst: es ist bemerkenswert, wel- 
che Fülle an Daten und Informationen sie 
in konzentrierter Form bieten. Das Holz- 
potential Indiens, seine räumliche und 
qualitative Verteilung werden vorgestellt, 
die Verbrauchsentwicklung skizziert, die 
Verluste bilanziert, auch einige histori- 
sche Anmerkungen zur Entwicklung der 
Waldnutzung fehlen nicht. Die heutige 
Forstpolitik Indiens, insbesondere das 
„social forestry program“ wird kritisch 
durchleuchtet, wobei deutlich wird, daß 
die ursprüngliche Intention der social fo- 
restry, Holz für die Armen von den Armen 
produzieren zu lassen, weitgehend fehl- 
geschlagen ist. Überwiegend ist es heute 
ein Programm zur Subventionierung von 
besser gestellten Bauern, die auf ihren 
landwirtschaftlichen Flächen profitables 
Brennholz für den kommerziellen Markt 
„anbauen“. Die ökologischen Ursachen 
und Folgen der Brennheizkrise werden, 
wenn auch sehr knapp, benannt, ebenso 
einige sozioökonomische Auswirkungen. 

Dennoch bleibt beim Lesen ein Gefühl, 
daß etwas fehlt. Vielleicht könnte man 
sich die Brennholzkrise besser deutlich 
machen, wenn sie eben nicht so aus- 
schließlich vom Material her analysiert, 
sondern auch einmal aus der Perspektive 
der Verbraucher, also insbesondere der 
armen ländlichen Familien, und hier wie- 
der in erster Linie der Frauen und Kinder 
betrachtet würde, nicht nur als Energie- 
sondern auch als Existenzkrise. Die be- 
sondere Bedeutung der Holzverknappung 
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für die Frauen, die ja immer öfter auch zu 
Konflikten und zur Organisation der 
Frauen führt, wird allenfalls in Nebensät- 
zen angedeutet. Von der in diesem Zu- 
sammenhang bedeutsamen chipko-Be- 
wegung, in der ja ein tiefreichendes kultu- 
relles und soziales Bezugssystem 
Mensch(Frau) - Baum postuliert wird, er- 
fährt man nichts. Mag sein, daß die Auto- 
ren die Rezeption dieser Bewegung hier- 
zulande für modisch übertrieben halten — 
dann wüßte man trotzdem gern ihr Urteil. 
Oder wie paßt es zusammen, daß der 
Aufwand für das Brennholzsammeln gi- 
gantisch angewachsen ist, nach der— an- 
derswo bestätigten — Einschätzung der 
Autoren die Bereitschaft zur Einführung 
holzsparender Herde dennoch recht ge- 
ring ist? Wie sieht das Brennholzproblem 
für die dörfliche Familie im Kontext der 
übrigen Existenzprobleme (Nahrung, 
Wasser...) aus? 

Die Autoren verkennen die Bedeutung 
des sozialökonomischen Zusammen- 
hangs der Energiefrage keineswegs. Sie 
streifen sie in jedem ihrer Kapitel, mal 
mehr, mal weniger. Aber dadurch, daß 
sie sich von der Systematik der Brenn- 
stoffe bzw. Technologien leiten lassen, ist 
leider der Weg zu einer umfassenden 
Analyse des sozialen bzw. sozialökono- 
mischen Problems Energieversorgung et- 
was verstellt. Es ist trotzdem ein sehr 
nützliches Buch. Wer die Energie zum 
Weiterbohren hat, der findet hier das nöti- 
ge Ausgangsmaterial. 

Rainer Huhle 
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Giftexport 


Diskussion um den Klärschlammartikel der Nr. 123 iz3w 


Einer unserer Leser sandte den Artikel 
an das Amt für Energiepolitik, Ver- und 
Entsorgungsplanung der Baubehörde 
der Stadt Hamburg und löste damit die 
erneute Dieskussion um den Klär- 
schlammexport aus. Im folgenden die 
leicht gekürzte Stellungnahme der Be- 
hörde: 


...Langfristiges Ziel ist es, den Klär- 
schlamm für den Landbau und — wenn 
möglich — für die Landwirtschaft zu nut- 
zen. In der Zwischenzeit muß jedoch eine 
Entsorgungsmöglichkeit geschaffen wer- 
den. Sie besteht bisher darin, daß der mit 
Kalk versetzte Klärschlamm auf eine De- 
ponie in der DDR gebracht wird. Auch die 
anderen Städte und Länder deponieren 
heutzutage Klärschlamm. 

Unser Bestreben ist es, eine Alternati- 
ve zu dieser Deponie zu entwickeln. Des- 
halb haben wir Angebote geprüft, die an 
uns herangetragen worden sind, und die 
lediglich eine Teilmenge des gesamten 
Klärschlamms in Hamburg erfassen sol- 
len. 

In jedem Fall haben wir — sehr zum 
Ärger der Anbieter — gefordert, daß eine 
Reihe von Rahmenbedingungen erfüllt 
sein müssen. Dazu gehört, daß im jeweili- 
gen Abnehmerland überprüfbar die deut- 
schen Umweltschutzstandards einzuhal- 
ten sind. In diesem Zusammenhang sollte 
auch einmal bedacht werden, ob es nicht 
durchaus sinnvoll sein kann, die bei uns 
mühsam errungenen Umweltstandards 
über einzelne wichtige Projekte als Ent- 
wicklungshilfe in die Dritte Welt zu trans- 
portieren. Sowohl das Umweltschutzbe- 
wußtsein als auch das technische Know- 
how bedürfen dort dringend einer Forde- 
rung. 

Im übrigen haben wir den durchaus 
überzeugenden Ansatz aufgegriffen, den 
hohen Heizwert des Klärschlamms über 
eine Lufttrocknung als Brennmaterial ver- 
fügbar zu machen, um damit Meerwasser 
zu entsalzen. Diese Projekt haben wir zu- 
sammen mit dem Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit geprüft. 
Die Prüfung ist aber noch nicht abge- 
schlossen. 

Dies gilt auch für weitere Angebote aus 
dem europäischen Ausland. Auch in die- 
sen Fällen haben wir den zuständigen 
Behörden alle uns zur Verfügung stehen- 
den Daten übermittelt, mit ihren Vertre- 
tern ausführliche Beratungen gehabt, so 
daß die ökologischen Bedingungen offen- 
liegen. 

Wenn es auch müßig ist, jeden Ab- 
schnitt des Artikels im einzelnen zu be- 
leuchten, weil das in einem abwasser- 
technischen Grundkurs ausufern würde, 


so bleiben doch einige Dinge, die klarge- 

stellt werden müssen: 

1. Es ist leider nicht so, daß Schadstoffe, 
wie Schwermetalle und halogenierte 
Kohlenwasserstoffe nur im industriel- 
len Bereich ins Abwasser kommen. 
Kleingewerbe und Privathaushalte sind 
als diffus verteilte Quellen in einem 
deutlichen Maß beteiligt. Erinnert sei 

hier an das Parachlordibenzol, das 


den traditionellen Toilettengeruch neu- 
zeitlich verändern soll, an Pinselreini- 
ger und auch an die in jeder Stadt an- 
zutreffenden chemischen Reinigun- 
gen, die die erfolgreiche Fettfleckbe- 
kämpfung ebenfalls mit halogenierten 
Kohlenwasserstoffen vornehmen. 


. Ziel unserer Arbeit ist der Gewässer- 


schutz und das möglichst nicht auf Ko- 
sten anderer Bereiche. Das Wiederfin- 


den von Schadstoffen im Klärschlamm 

ist Beweis für den Erfolg der Abwas- 

serreinigung. 

3. Lebensnotwendige Spurenelemente 
und anorganische Giftstoffe unter- 
scheiden sich im wesentlichen durch 
ihre Konzentration (mit Ausnahme von 
Cadmium und Quecksilber). Die Anga- 
be von einer bestimmten Jahresmenge 
in Kilogramm eines potentiellen 
Schadstoffes ist daher völlig sinnlos. 

4. Wie vereinbaren sich die Zahlen der 
auf Seite 51 wiedergegebenen 
Schwermetallkonzentration mit der Be- 
hauptung eines Giftexportes? Neben 
dem erfreulichen aber im Text nicht er- 
wähnten Trend der Abnahme der 
Schwermetalikonzentration fehlt leider 
jeder Hinweis auf die Einschätzung 
dieser Konzentrationen. Die Werte der 
letzten Jahre liegen alle unterhalb der 
in der Klärschlammverordnung fixier- 
ten Grenzwerte nach der dann ein 
Schlamm ohne besondere Genehmi- 
gung landwirtschaftlich genutzt werden 
darf — unter Einhaltung bestimmter 
Aufbringungsmengen und anderer 
Randbedingungen. 

Für den Fall, daß die Schwermetall- 
konzentration über den fixierten Grenz- 
werten liegen, wird der Klärschlamm kei- 
nesfalls als Giftmüll behandelt, sondern 
es bedarf dann für die landwirtschaftliche 
Nutzung lediglich der behördlichen Ge- 
nehmigung, die in Abhängigkeit von den 
örtlichen Gegebenheiten erteilt wird oder 
nicht erteilt wird. 

Der Hamburger Klärschlamm wäre al- 
so ohne weiteres landwirtschaftlich nutz- 
bar. Eine empörte Reaktion darauf würde 
sich nicht etwa gegen die Baubehörde 
richten, sondern gegen den Bodenkund- 
ler Prof. Kloke, der sich schon vor Jahren 
als Mahner profiliert hat und dessen Vor- 
schläge von tolerablen Grenzwerten in 
die Klärschlammverordnung aufgenom- 
men wurden. 

Viele Wachstumsversuche haben ge- 
zeigt, daß auf Klärschlamm eine üppige 
Vegetation wächst; es gibt keine gift-kon- 
zentrationsbedingen Wachstumshem- 
mungen. Die Bedenken bestehen hin- 
sichtlich einer über Jahrhunderte erfol- 
genden Zunahme der Konzentration des 
Bodens und im Zusammenhang damit in 
einer Anreicherung innerhalb der Nah- 
rungskette. 


Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Hibbeln 


Die Antwort der Autoren: 


Die Stellungnahme der Behörde ist unse- 
rer Meinung nach nicht geeignet, die in 
den „blättern des iz3w“ erhobenen Vor- 
würfe zu entkräften. Sie widerspricht kei- 
nem der dargelegten Sachverhalte, son- 
dern versucht lediglich, das Gefähr- 
dungspotential des Klärschlammexports 
zu verharmlosen und versteigt sich sogar 


dazu, diese hanseatische Entsorgungs- 
politik zu einem neuen Entwicklungshilfe- 
konzept zu erheben. 

Die der Imagepflege dienenden Ele- 
mente der Stellungnahme wollen wir hier 
unberücksichtigt lassen und nur auf die 
wichtigsten, konkreten Thesen der Be- 
hörde eingehen: 

These 1: „In jedem Fall haben wir (...) 
gefordert, daß (...) im jeweiligen Abneh- 
merland überprüfbar die deutschen Um- 
weltschutzstandards einzuhalten sind.“ 

Ob deutsche Umweltschutzstandards 
etwa in Nordafrika eingehalten werden, 
wird sich zweifellos jeglicher Kontrolle 
durch den Hamburger Senat entziehen. 


Die Kontakte zwischen den Abnehmer-' 


ländern und Hamburg laufen über Privat- 
firmen, die dem Senat Entsorgungskon- 
zepte anbieten. Ein Zugriff auf die tat- 
sächliche Verwendung des Klärschlamms 
im Abnehmerland dürfte sich für den Se- 
nat als äußerst schwierig erweisen, zumal 
er nicht einmal eine effiziente Kontrolle 
Hamburger Unternehmen gewährleisten 
kann (will?). Übrigens pflegen deutsche 
Behörden sich sonst meistens auf die 
Souveränität der Abnehmerländer zu be- 
rufen — etwa wenn es darum geht, deren 
verantwortungslosen Umgang mit gefähr- 
lichen Chemikalien aus deutscher Pro- 
duktion zu kontrollieren. Und schließlich: 
auch über die Qualität der deutschen 
Umweltschutzstandards kann man sich 
durchaus streiten. 

These 2: Wir halten es für sinnvoll, 
„den hohen Heizwert des Klärschlamms 
über eine Lufttrocknung als Brennmate- 
rial verfügbar zu machen, um damit 
Meerwasser zu entsalzen.“ 

Damit bestätigt die Behörde, daß für 
die Bundesrepublik und Nordafrika unter- 
schiedliche Standards gelten. Während 
Entsorgungssenator Kuhbier die Verbren- 
nung in der Bundesrepublik „wegen 
Emissionen einer entsprechenden Ver- 
brennungsanlage“ ablehnt, soll diese Ein- 
schränkung in den Abnehmerländern 
nicht gelten. 

These 3: Wir haben „den zuständigen 
Behörden alle uns zur Verfügung stehen- 
den Daten übermittelt, (...) so daß die 


ökologischen Bedingungen offenliegen.“ 

Ob den zuständigen Behörden in den 
Abnehmerländern tatsächlich alle verfüg- 
baren Daten zugänglich gemacht wurden, 
weiß nur Senator Kuhbier selber. Auf je- 
den Fall ist davon auszugehen, daß bei 
einer land- und forstwirtschaftlichen Nut- 
zung des Klärschlamms die letztendlich 
betroffene Bevölkerung (Bauern, Konsu- 
menten...) dessen Gefährdungspotential 
nicht einschätzen kann. Und von einer 
Partizipation der Bevölkerung an Ent- 
scheidungsprozessen kann zumindest in 
den Abnehmerländern Tunesien und Ma- 
rokko keine Rede sein. 


These 4: „Lebensnotwendige Spure- 
nelemente und anorganische Giftstoffe 
unterscheiden sich im wesentlichen 
durch ihre Konzentration (...) Die Angabe 
einer bestimmten Jahresmenge in Kilo- 
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gramm eines potentiellen Schadstoffes ist 
daher völlig sinnlos.“ 

Zum einen geht die Behörde hier (wie 
in der gesamten Stellungnahme) nur von 
anorganischen Schadstoffen aus. Dabei 
enthält der Klärschlamm noch eine Viel- 
zahl synthetischer, organischer Stoffe (si- 
cherlich weit über 1000 unterschiedliche 
Substanzen), über deren ökologische 
Wirkungen so gut wie nichts bekannt ist. 


56 blätter des iz3w, Nr. 125, Mai 1985 


Bei solchen Substanzen sagt deren Kon- 
zentration im Klärschlamm nichs darüber 
aus, wie stark sie sich im Gewebe von 
Organismen anreichern. Zum anderen 
bezogen sich die Angaben über Mengen 
in kg bestimmter Schadstoffe im Klär- 
schlamm-Artikel in den „blättern Nr. 123" 
auf den jährlich im Atlantik verklappten 
Klärschlamm. Hier ist lediglich eine Anga- 
be in kg sinnvoll, da es um die Höhe der 
Gesamtemission geht. In wieviel Tonnen 
Klärschlamm diese Schadstoffe enthalten 
sind, ist genauso unerheblich, wie die 
Frage, ob man 1 Gramm Zyankali mit ei- 
nem Teelöffel oder mit einem Eßlöffel 
Wasser zu sich nimmt. 

These 5: Es gibt einen „erfreulichen 
(...) Trend der Abnahme der Schwerme- 
tallkonzentrationen“ und „die Werte der 
letzten Jahre liegen alle unterhalb der in 
der Klärschlammverordnung fixierten 
Grenzwerte (...)“ 

In den „blättern Nr. 123“ wurden die 
Gehalte von Cadmium, Blei, Kupfer und 
Zink im Klärschlamm angegeben. Diese 
Werte wurden aus einer Veröffentlichung 
der Baubehörde übernommen.' Sie zei- 
gen in der Tat eine abnehmende Ten- 
denz. Mittlerweile liegen uns jedoch auch 
die Werte jener Schwermetalle vor, die in 
der Behördenveröffentlichung (zufällig?) 
fehlen: die Quecksilberkonzentration 
stieg von 6 mg (1977-80) auf 27 mg/kg 
Trockensubstanz (1982) und liegt damit 
über dem zulässigen Grenzwert. Nickel 
stieg gleichzeitig von 107 auf 114mg/kg 
TS. Von einer generellen Abnahme ist 
daher keineswegs zu sprechen. Außer- 
dem sind die Angaben Mittelwerte, die 
auf seltenen Stichproben (1981: 9Pro- 
ben) beruhen und daher über die tat- 
sächliche Belastung der einzelnen Klär- 
schlammpartien wenig aussagen, zumal 
die Schadstoffbelastung des Schlamms 
stark schwankt. 


These 6: Der Klärschlamm ist so wenig 
belastet, daß er „ohne besondere Geneh- 
migung landwirtschaftlich genutzt werden 
darf — unter Einhaltung bestimmter Auf- 
bringungsmengen und anderer Randbe- 
dingungen.“ 

Wenn die landwirtschaftliche Nutzung 
so unproblematisch ist, wie die Entsor- 
gungsbhörde behauptet, dann stellt sich 
die Frage: warum wird der Klärschlamm 
nicht hierzulande als Dünger eingesetzt? 
Dafür gibt es gute Gründe: Zum einen ist 
die ganze Frage der Belastung des Klär- 
schlamms mit organischen Schadstoffen 
(z.B. chlorierten Kohlenwasserstoffen) 
bisher völlig unkalkulierbar, da erst ein 
Bruchteil der im Klärschlamm enthaltenen 
Substanzen identifiziert wurde. Zum 
zweiten läßt sich die Unbedenklichkeit ei- 
ner Nutzung nicht nur nach dem Schad- 
stoffgehalt des Schlamms beurteilen, 
sondern es muß auch die Vorbelastung 
des Bodens berüchsichtigt werden. Hier- 
zulande ist eine landwirtschaftliche Nut- 
zung aufgrund der jahrzehntelangen 
Schwermetallakkumulation im Boden 
nicht mehr vertretbar. Hieraus darf aber 


auf keinen Fall geschlossen werden daß 
man den Prozeß der Schadstoffakkumu- 
lation in Regionen auslagern sollte, deren 
Vorbelastung mit toxischen Substanzen 
noch nicht so hoch ist. Überdies ist frag- 
lich, ob die Einhaltung vorgeschriebener 
Aufbringungsmengen tatsächlich gewähr- 
leistet werden kann. 

These 7: Es kann sinnvoll sein, „die 
bei uns mühsam errungenen Umwelt- 
standards über einzelne wichtige Projekte 
als Entwicklungshilfe in die Dritte Welt zu 
exportieren.“ 

Die Behörde schlägt vor, nachdem sie 
die Umweltprobleme des Industriestand- 
orts Hamburg erfolgreich exportiert hat, 
zur Bewältigung derselben bundesdeut- 
schen know-how mitzuliefern. Doch wir 
meinen: nicht nur know-how, auch die 
zugehörigen Entsorgungsprofis sollten 
mitgeliefert werden. Die Wüste ruft, Herr 
Senator! 

Andreas Ahrens 
Tilman Altenburg 


1) Freie und Hansestadt Hamburg, Baubehörde, 
Jahresbericht Stadtentwässerung 1982/83 


Leserbrief 


Meine kleine Kritik! 

Gibt es eigentlich aus der 3. Welt nichts 
Positives zu berichten? Die Welt besteht 
nicht „nur“ aus Rechts-Links-Kampf. So 
ist mir von vielen beispielhaften Projekten 
in der 3. Welt bekannt (Thailand, Burma), 
die von der Welthungerhilfe und auch 
vom BMZ gefördert werden. Man sollte 
eine Zeitschrift nicht zu sehr zum politi- 
schen Agitationsfeld verkommen lassen. 
Objektive Information setzt auch Kritik an 
der eigenen politischen Überzeugung 
voraus. Typisch europäisch d. h. rationali- 
stisch geprägt sind die Berichte der „blät- 
ter“ einzuordnen. Die Bewertungen sind 
zu unlogisch. Lediglich „Gute“ und „Bö- 
se“ werden unterschieden, nämlich dieje- 
nigen, die die eigene Ideologie fördern 
und die Gegner. 

Ich habe schon mehrere Reisen in die 
3. Welt unternommen und mir ist jedes- 
mal aufgefallen, wie „unpolitisch“ die 
Menschen eigentlich sind. Sind es nicht 
vielmehr wir West’ler (Europäer), die mit 
unserer Klassenkampfmentalität die Men- 
schen in der 3. Welt von ihrem schweren 
Los durch Aufklärung befreien wollen. 
Diese Art von politischem Neokolonialis- 
mus ist genauso zu verwerfen, wie die 
wirtschaftlichen Praktiken einiger multina- 
tionaler Unternehmen, die für ihre miesen 
Produkte einen Absatzmarkt suchen. Wir 
können nicht unsere kulturelle Denkweise 
anderen. aufoktroyieren, auch wenn wir 
glauben, auf der „richtigen“ Seite zu 
kämpfen. 

Darum ist etwas mehr Selbstkritik und 
Selbstkontrolle gefordert und vor allem 
aus der kulturellen Eigenart eines Lan- 
des, der menschlichen vor allem, die Be- 
urteilungen und Wertungen vorzuneh- 


men. 
Axel Maaßen 


Paraguay-Arbeits-Gemeinschaft p \ 


- gemeinnütziger Verein - G 

o Die TAG informiert über die 
politische, wirtschaftliche und soziale 
Situation der Bevölkerung Paragusys 
und deren Hintergründe und Ursachen. 

o Die PAG dokumentiert vor allem die ständigen 
Verletzungen etamenta.cr Menschenrechte in 
Paraguay. 

o Die PAG recherchiert und informiert außerdem 


die Beteiligung Deutscher an der dortigen 
Situation. 


o Die PAG unterstützt - Über das paraguayische 
Kirchenkonitee - Campesinogemeinschaften. 


o Fordern Sie unsere Informationen an ber: 
PARAGUAY-ARBEITSGEMEINSCHAFT e.V. 
Margarethenstr. 11 
4050 Mönchengladbach 1, Tel.: 02161/22394 


o Unterstützen Sie unsere Arbeit durch Spenden 
oder als förderndes Mitglied. 


Bankverbindung: PschA Essen Nr. 352426-438 


Das grüne Band 
der Sympathie. 
Für Apartheid. 


Manche Banken machen jedes 
Geschäft. Hauptsache die 
Rendite stimmt. 


Auch wenn mit Millionen „Ver- 
brechen gegen die Mensch- 
lichkeit“ (UNO) finanziert wer- 
den. In Südafrika. 


Nehmen Sie die Rechte aus 
Ihrer Dresdner-Bank-Aktie 
wahr. In der Hauptversamm- 
lung am 10. Mai. Oder übertra- 
gen Sie Ihre Rechte an uns. 


Die KRITISCHEN Dresdner- 
Bank AKTIONÄRE. 


Treuhänder: Diplom-Wirtschaftsingenieur 
Helmut Paschlau 
Bismarckstr. 8 


7410 Reutlingen 


Wir danken für die kosteniose Veröffentlichung. 


Neuerscheinungen 


Paco Yunque — Bildergeschichte nach der Er- 
zählung von Cesar Vallejo von Juan Acevedo 
ag spak, Kistlerstr. 1,8000 München 90, DM 5,50 


Sanfter Tourismus: Alibi oder Chance? Ueli 
Mäder, rotpunktverlag, Arbeitskreis Tourismus 
und Entwicklung 

ISBN 3-85869-030-9, 224 S., Fr. 18,- 


Die deutschen Entwicklungshilfeorganisatio- 
nen, AG für internationale Entwicklungsfragen 
Bestelladresse: W. Kutte, Grindelallee 146, 2 
Hamburg 13, 144 S., DM 9,50 


Lome Ill — Kritische Analysen zum Verhältnis 
der Europäiscchen Gemeinschaft gegenüber 
der Dritten Welt 

Deutsche Welthungerhilfe, Adenauerallee 134, 
5300 Bonn 1, 2 Bände, DM 2,- pro Band 


hungerstreik-doku 1984/85 
Edition Unkraut, Postlagerkarte 050232 C, 
75 Karlsruhe, DM 5,- 


Tödliche Hilfe, Brigitte Erler, 
Dreisam-Verlag, Freiburg 1985, 106 S., 
DM 13,80 


Chips und Kabel, Weltinformations(un)ord- 
nung, Computerbrot für die 3. Welt 
Medienrundbrief Nr. 16, März 1985 

Hrsg.: Die Grünen, 

Vertrieb: Kommedia Medienbuchladen GmbH, 
Bundesallee 138, 1000 Berlin 41, DM 3,50 


Ökonomie und Ökologie, Auswege aus einem 
Konflikt 

Hg.: Udo Ernst Simonis, Verlag C. F. Müller, 
Karlsruhe, Reihe Alternative Konzepte 33, 2128. 
DM 16,80 


Philippinen, Aspekte der ländlichen Entwick- 
lung und Weltmarktintegration seit 1972 
copyright 1984 by Rainer Werning, Wurf-Verlag 
Münster, Mai 1984 

ISBN 3-923881-09-6, 50 S., DM 4,50 


Schweizer Mammutkraftwerke In der Dritten 
Welt, Erklärung von Bern, Quellenstr. 25, 8005 
Zürich, 728. 


Verschwunden In Honduras 
Honduras-Komitee Hamburg, Grindelallee 9, 
2 Hamburg 13 


Armutsorientierte ländliche Entwicklungshil- 
fe, Kirche und Agrarwissenschaftler im Ge- 
spräch 

Bearbeitet von R. Buntzel, ISBN 3-87476-223- 
8, „texte“ zum Kirchlichen Entwicklungsdienst 
33, 1985, 144 S., DM 12,80 


Jahrbuch für gewaltfreie und libertäre Aktion, 
Politik und Kultur: 

Wege des Ungehorsams, Kassel 1984, 190 S. 
Weber, Zucht und Co, Steinbruchweg 14, 

3500 Kassel-Bettenhausen 


Haiti — Ein Kurzbericht 
Hg.: amnesty international, Köln, März 1985, 48S. 


Linke Realpolitik Frankreichs, Außenpolitik 


unter Mitterand, Winfried Veit in: Internationale 


Politik, FES, Nr. 117, August 1984 


Ländliche Entwicklung, Zielgruppenorientierte 
Projektansätze, Wolfgang Meyer in: Analysen 
FES, Nr. 117, August 1984 


Transmigration, indonesiens organisierte Völ- 
kerwanderung, Dietrich Kebschull in Analysen 
FES, Nr. 118, Dezember 1984 


Ausstellungen zur „3. Welt“ 
Bezug: Kulturbüro in der Werkstatt 3, Nernstweg 
32-34, 2 Hamburg 50, 28 S., DM 3,- 


Für  VERANSTALTUNGSABENDE 


steht vom 3.-30. 5. 85 ein eng. Mit- 
arbeiter aus PERU interessierten 
Gruppen hier zur Verfügung. 

Themen: Alternative Technologie/ 
Biogas-Arbeit im Hochland Perus; 


in Verbindung mit campesino-Ar- 
beit, bewußtseinsbildender Arbeit 
und Selbstorganisation. 


Nähere Auskunft: AG SPAK (Bewußt-Päd.) 
Kistlerstr. 1, 8 München 90 
Tel. 089/6917821 (Heinz Schulze) 


Ausstellung „Rüstungsexport — 
ein todsicheres Geschäft“: 

Z. Zt. 40 Tafeln (geplant: 65 Tafeln), 
Größe: 80X 110 cm, Verleih mit Trä- 
gersystem, Leihgebühr: 200,- DM pro 
Woche (Preise für vollständige Aus- 
stellung ab 1. 1. 86: 1. Woche: 350,- 
DM, 2. Wo.: 300,- DM, 3. Wo.: 250,- 
DM, 4. Wo.: 200,- DM) Hinzu kom- 
men die Transportkosten. 


Ausstellung „Waffen für die Welt“ 
40 Tafeln, Größe 40-50 cm, Leihge- 
bür: 80,- DM pro Woche und Trans- 
portkosten. 


Katalog zur Ausstellung „Rü- 
stungsexport — ein todsicheres 
Geschäft“: 

Der Katalog umfaßt die bisher erstell- 
ten Tafeln der Ausstellung und wird 
jeweils mit der Ausstellung erweitert. 
Er enthält ebenfalls die wichtigsten 
Tafeln der Ausstellung „Waffen für 
die Welt“. Einzelpreis: 5,- DM, ab 10 
Exemplaren: 4,- DM, ab 100 Exem- 
plaren: 3,50 DM. Die Entleiher der 
Ausstellung und Wiederverkäufer er- 
halten die Kataloge auf Kommission 
für 4,- DM. Wiederverkaufspreis: 5,- 
DM (alles vorläufige Preise). 


Archiv: 

Auf Anfrage verschicken wir Artikel 
zu gewünschten Themenbereichen 
(Preis pro Kopie: 0,50 DM). Anfragen 
bitte möglichst konkret. 


Adresse: 

PROJEKTGRUPPE „RÜSTUNGSEXPORT“ 
Limburgerstraße 23, 6270 Idstein 

Tel.: (Mo.-Fr.: 9.00-12.00 h) 06126/53118 


Blätter zur Berufskunde: Entwicklungshel- 
ter(in) 

Hg.: Bundesanstalt für Arbeit, Nürnberg 

W. Bertelsmann Verlag KG Bielefeld, 

Nr. 12.91.301.321 E 


Städtepartnerschaften mit Nicaragua 
Hg.: JUSOS, Bezug: Ollenhauerstr. 1, 
5300 Bonn, 75 S., DM 3,- 


Pädagogik Dritte Welt, Jahrbuch 1984 
IKO-Verlag 1985, ISBN 3-88939-126-5, 200 S., 
DM 28,- 


Corruption as the fifth Factor of Production in 
Sudan, Kaeir El-Wathig und Ibrahim Kursany 
Hg.: Skandinavien Institute of African Studies, 
Research Reportts Nr. 72 


Jahrbuch 84, Komitee für Grundrechte und De- 
mokratie, 1. Auflage, März 85, ISBN 3-88906- 
013-7, 295 S., DM 15,- 
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ER Arcıka Asien & 


Mittwo 


chs Kino 


Informationszentrum 3. Welt Freiburg 
und Kommunales Kino Freiburg 


Filmseminar 


VOM MAOISTISCHEN ZUM REFORMISTISCHEN 
CHINA 
gezeigt werden Filme von Joris IVENS 
und Marceline LORIDAN aus dem Zyklus 
WIE YÜ GUNG DIE BERGE VERSETZTE 
Reise in den Alltag des neuen China 
Referent:Dr. Rainer Hoffmann, Privat- 
dozent für wiss. Politik, Freiburg 
Termin: 4./5.6.85, jeweils 15.00 Uhr 
im Kommunalen Kino 
Preis: 20,- DM, Ververkauf ab sofort 


beim Kommunalen Kino Freiburg 
Urachstr. 40, Tel 0761/709033 


„Tee — 
ein bitteres Erbe Sri Lankas“ 


Unter diesem Themenschwerpunkt 

hat die Lüneburger Südasiengruppe 

eine Ausstellung zu Sri Lanka erar- 

beitet. Auf 60 DIN A 1 Tafeln werden 

folgende Schwerpunkte mit vielen 

Fotos behandelt: 

— Sri Lanka in vorkolonialer Zeit 

— Die Kolonialzeit in Sri Lanka 

— Sri Lanka nach der Unabhängig- 
keit 

— Warum sind Entwicklungsländer 
Entwicklungsländer? 

— Aktuelle Entwicklungspolitik 

— Minderheiten — nur in Sri Lanka? 

Die Ausstellung ist gegen Übernah- 

me der Versandkosten ausleihbar. Es 

können auch einzelne Teile ausgelie- 

hen werden. 

Ein Faltblatt informiert über die 

Schwerpunkte der Ausstellung. 


Interessenten wenden sich bitte an: 


Südasiengruppe Lüneburg 
c/o Christoph Kayser 
Klostergang 6, 2120 Lüneburg 


Das 


Kulturbüro in 
der 

sucht voraussichtlich ab Mitte/Ende 
Juni 


1-2 Mitarbeiter/-innen 


Vorraussetzungen: 

— Erfahrungen in der „3. Welt“-Ar- 
beit, insbesondere auch im kultu- 
rellen Bereich 

— Organisationstalent und Durchset- 
zungsfähigkeit 

— Bereitschaft zur Zusammenarbeit 
mit kirchlichen Gruppen 


Bewerbungsschluß ist der 22. Mai 
Bewerbungen an: 

Kulturbüro in der Werkstatt 3 

Nernstweg 32-34, 2000 Hamburg 50, 
040/394133 
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Beiträge zu sozialen ke 
een Entwicklungen 
und zur sozialistischen Theorie. 
Politische Analysen und Informa- 
tionen. 


"Jinks’ - das Diskussionsforum für 
die Linke. 


Monatlich 36 Seiten. Einzelexem- 
plar DM 4.- / Jahresabo DM 45.- 


Zu beziehen über: ’lınks’, Post- 
fach 591, 6050 Offenbach 4. 
Probeexemplar kostenlos! 


Weltfriedensdienst (WFD) 


sucht 


ab Juni 85 für die Fortsetzung der Zusammenarbeit mit einer Bauern-Basisorgani- 
sation im Senegal (Region Casamance) 


einen Landwirtschaftsiehrer oder Landwirt 
mit Erfahrungen im Gemüseanbau in der Dritten Welt. 


Aufgaben: Aus- und Fortbildung von Frauengruppen, die Gemüse anbauen, 
und dörflichen Berater(inne)n in Zusammenarbeit mit einer schon im Projekt 
tätigen Entwicklungshelferin. 


Voraussetzungen für die Bewerbung: Arbeitserfahrungen aus der Dritten 
Welt, möglichst in West Afrika; Französischkenntnisse; die Bereitschaft und 
Fähigkeit, partnerschaftlich mit der ländlichen Bevölkerung zusammenzuar- 
beiten; pädagogisches Geschick; die Bereitschaft, eine lokale Sprache zu er- 
lernen. Aus projektbedingten Gründen haben Bewerberinnen keine Chance. 


Vertragsbedingungen gemäß Entwickiungshelfergesetz. 


Bewerbungen sofort an: 
WFD, Friedrischstr. 236, 1000 Berlin 61. 


40 Jahre nach dem 1. Atombombenabwurf ist jetzt beim 
Umwelt-Zentrum-Verlag 
das Tonbild „Laßt neues Leben gebären!“ erschienen. 


Es zeigt ein neues, anderes Hiroshima: Ein Hiroshima der Zukunft, ein Hiroshima 
der Überlebenden und Kämpfer; Ein bewegtes und zäähes, ein hartes und zärtli- 
ches Hiroshima. 
„Laßt neues Leben gebären!“ will das weitverbreitete ‚Klischee Hiroshima’ — 
Atombombe, Ausweglosigkeit, ‚no future’ — auflösen, durchdringen. Über das Vor- 
bild alter Atomwaffengegner und Überlebender aus Hiroshima soll der Zuschauer 
nicht nur angeregt werden, sondern nachempfinden, begreifen, was es bedeutet, 
sich jahrelang gegen Zerstörung, Krieg und Kernwaffen einzusetzen! 

Gedacht zum Einsatz an Schulen, in der Erwachsenenbildung und für Bürger- 
initiativen. 

Das Tonbild umfaßt 50 Dias, Tonkasette und Textheft, kostet 50 DM im Verleih 
und 180 DM zum Kauf. 


Weitere Informationen: 


UMWELTZENTRUM-VERLAG 
Bernd Jürgens-Samm, August-Bebel-Straße 16-18, 4800 Bielefeld 1 
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Tagungshinweise 


„Internationaler Theater-, Zirkus-, 
Tanz und Rhythmikworkshop“, 3.-8. 
August 1985, Bergisch-Gladbach, 
Informationen und Anmeldung: Haus 
Lerbach, 5060 Bergisch-Gladbach 2 


„Interkulturelle Begegnung“, 

31. 5.-2. 6. 85, Bielefeld 

„Frauen in der Ausländer- und Aus- 
länderinnenarbeit“, 

31. 5.-2. 6. 1985, Bonn 

„Der Islam“, 5. 6.-7. 6. 1985, Vlotho 
„Als Entwicklungshelfer arbeiten in 
der ‚Dritten Welt‘ — Möglichkeiten und 
Grenzen“, 26. 7.-28. 7. 1985, Bad 
Oeynhausen 

Information und Anmeldung für alle 
Tagungen: AKE, Postfach 1109, 

4973 Vlotho 


Ausstellung „Mensch und Geschichte 
in Athiopiens Volksmalerei“, Ausstel- 
lung des Staatlichen Museums für 
Völkerkunde München, 8.3.-3.11. 1985 


Tribunal gegen den Imperialismus „No 
parasan“, 6. 7. 1985, Hamburg, Infor- 
mation und Anmeldung: SDAJ, Assel- 
ner Hellweg 106 A, 4600 Dortmund 13 


7. Kongreß der KOMKAR „Schluß mit 
dem Krieg gegen das kurdische Volk“, 
18./19. Mai 1985, Köln, Information 
und Anmeldung: KOMKAR, Burgun- 
derstr. 35-37, 5000 Köln 1 


„Wir übersetzen gemeinsam“, 21.-23. 
6. 1985, Königstein, Information und 
Anmeldung: Gesellschaft zur Förde- 
rung der Literatur aus Afrika, Asien 
und Lateinamerika e.V., Postfach 
2404, 6000 Frankfurt/M. 


Tribunal gegen den Weltwirtschafts- 
gipfel, 3. Mai 1985, Bonn, Information 
und Anmeldung: Aktionsbüro, Sieg- 
burger Str. 11, 5300 Bonn 3 (Informa- 
tionen zu den Aktionen: Rundbrief Zi- 
vier Ungehorsam 4/85, Bodel- 
schwingstr. 13, 35 Kassel) 


1. Aktionswoche gegen Futtermittelim- 
porte 10.-16. Juni 1985, Informationen 
bei BUKO-Agro-Koordination, Nernst- 
weg 32-34, 2000 Hamburg 50 


„Futtermittelimporte aus der 3. Welt — 
die Folgen dort wie in der Landwirt- 
schaft hier“, 17.-19. 5. 1985, Oberwei- 
kertshofen, Information und Anmel- 
dung: Wolfgang Werner (Bayr. Dritte 
Welt-Handel e. G.), Sandbergstr. 6, 
8061 Vierkirchen 


6. Tübinger Gespräch zu Entwick- 
lungshilfefragen: „Die Welt des Islams 
zwischen Tradition und Fortschritt“, 
17./18. 5. 1985, Information und An- 
meldung: Institut für wissenschaftliche 
Zusammenarbeit, 

Landhausstr. 18, 74 Tübingen 


Horizonte ’85: 3. Festival der Weltkul- 
turen, 7.-30. 6. 1985, Berlin, Informa- 
tion und Anmeldung: Berliner Fest- 
spiele, Budapester Str. 50, 

1000 Berlin 30 


Viktor Lüpertz 


7891 Oberried 


25 Jahre ASA 


Arbeits- und Studienaufenthalte in 
Afrika, Lateinamerika und Asien 


Vom 30.Mai bis 2.Juni 1985 in 
Berlin. 


Kein Jubelfest, sondern eine 
(selbst)kritische Zwischenbi- 
lanz eines Programms im Vor- 
feld bundesdeutscher Entwick- 
lungspolitik. Außerdem eine 
Gelegenheit, sich über ASA 
und über die Arbeit in der 
entwicklungspolitischen Zu- 
sammenarbeit zu informieren. 


30.5.: Info-Veranstaltung mit 
ZAV, CIM, LHÜ. 

31.5.: Pressekonferenz 
Festakt 


Infoveranstaltung über 
das Berufstätigenpro- 
gramm 
Kooperationsgespräch 
ASA - Hochschulen 


Podiumsdiskussion: 
"Entwicklungspolitik 
in der Krise?" mit 
Köhler, Dhunjibhoy, 
Matzke, Gebrewold, 
Bindig, Mies, Holzer 
u.2. 


.: Workshops zu entwick- 
lungspolitischen Ar- 
beitsfeldern: 

Ländliche Entwicklung 
Energieprojekte 
Bildungshilfe 
Stadtentwicklung / 
Wohnungsbau 
Frauenprojekte 


Postvertriebsstück 


Gebühr bezahlt 
MA4TF 
iz3w 

Postfach 5328 
7800 Freiburg 


Ausführende, "counter- 
parts", Kritiker und 
Stipendiaten in der 
Diskussion. 
Anschließend Plenum: 
Schlußfolgerungen ? 


abends: 
Fest mit SARABA 


Plenum und AGs über 
Perspektiven von ASA: 
-Berufstätigenprogramm 
-Beteiligung ausländi- 
scher Teilnehmer 
-ASA als Austauschpro- 
gramm? 
-Nachbetreuung bei ASA 
-ASA im Kulturbereich 


Offen für alle Interessier- 
ten. Ausführliches Programm 
und Anmeldung bei: 


ASA-Programm 

Carl Duisberg Gesellschaft 
Lützowufer 6-9 

1000 Berlin 30 
030/25482-353 


adig Carl Duisberg 


Gesellschaft eV 


